
IV ZIIIII 

I ) 1." IM 

I ) Nr. I /1I77 
' . JII •• 

• 



Inhalt: 
AlB-Aktuell: Südafrika baut die Bombe s. 3 

Chile 

Ivan Ljubc lic: Dcr ant ifaschistische Widerstand 1973- 1977 
Horst Stuckmann : Chilenische Kirche in Opposition 

S. 4- 9 
S. IO - 12 

Lateinsmerika 

Adalbcrt Krims: Ch ristliche Bewegung in Lateinamerika S. 13 - 17 

Südliches Afrika 

Aussage de r Lissabonner Anti-Apartheid-Konfe renz S. 18 
S. 19 - 23 Oliver Ta mboISam Nujoma/Joshua Nkomo/ Robcrt Mugabe: Unsere Position ist klar und eindeutig 

M~mbique 

Samora Machel: De r offe ne Krieg des Smit h-Rcgimcs $.24 - 26 

Vietnam 

The H ung: Tradition der nationalen Fronten $. 27 - 29 

Israel 

Wolfram STönner: Begin - Krise ohne Ende S.29 - 32 
Sitzverteilung in der Knesseth, Plattfonn der Demokratischen Front - Chadash 

Südafrika 

Freiheit fü r die "Prcloria 12" S. 33 - 34 

Rezen.'i ion: Kirche und Armee Chiles S. 34 - 35 

Kurzinformation: Chile, Be1ize-Guatemala, Gefahriichcr Konfl ikt Somalia-Äthiopien S. 35 - 36 

o D 

D 

H.,.~bc" Pmf. O"'~' Bo" " Dr W,lbclm 
Ilreu~l . Wolf11m B,oMt •. 01 JUli • ...., ""f<~" . 
WOlf" "1 Geh",k< . M.mlild Jo"~" . Geo<I K .... · 
lo....ti. H~ ,l>c:n Lc ... ", •• SicH"" lc/ondDrll. Enc" 
Rl>doIf. Pclc, T ... """ ie ,. D, F,."tW .. "'-I<lc, . 
Prof Ench W.11f 

Rcdo klion'~"'l< k" . ' Gobo<k B, .... ~,. WoJf .. m 
BtOO~. (." . . .. ,wonl.,h). K. ,,,« Fal\ . Poul M ... · 
kol •• Jü.gc" O"I ........ ky. w olf, .... K .. . « 

An<ehn fl ..... Redok.ion und Ve nncb, 
A lB . Licbil'n. 41>. JS50 M.""" ,I : 
Tdef .... 06(21 · 241>72 
K ..... o, W~I.kfei. V".lap GmbH PosIschcckkonlo 
)1209) -6(11. PO>lId.ed : .. 'tI ...... nkfunlM. 
V"rIa,(: W~I. k ... , Ve.lop GmbH, Brüde .... ~' 16 . 
• 600 Donnlu nd 
Dn.d: W. J. Ikck" , . Marbu" 

NIlm<""ich ",zeichnete lki'riF gc""" nldol un"" · 
dinJ1 doc Mein.", .... Redoklion wiede, . Abdnw:.t. 
von Ikil''''''' I>c:i Q\ocl ..... ",.1>c: und Zuw:ndu nl 
.on..-i Ikk scumpLr.rcn "" .. " " •. 
Du Am """""' in, rnI;lna"ich. Johl"QObon~"". 
15._ DM ; Einu lhcfl l.so DM; bei A_ .... von 
10 und .... '" EnmpLr.t<:n Jl % EnniIIi",nl. 

Ti.dmllliv: Bon! Eidlin 

Es art..'l.lcn mit: B. Bnnkmann. D. F~ndl. 

W. Goll$kbcn. M. HcUman ... I. l ;Ubctic. H. M",· 
kelbadt. M . M üllt •. E. M~n ... bc, . B. Pflu,. 
I.t ,,",u6. G. Ri"~ •• U. Rupp 

Rellak,,,,,,,",,Mu 8; 22. 8. 1'177 

BeIIaJeto. A ... ellC"" 

- An>ci", de , Ak,ion ~lb.I\'~' .. ""run8 
- A ..... ;jI< AMERtCA LATlNA 

- -
[)t, AUI·s....krdnodo 111977 ,,1Iou '"'*' dit M~~' ... ' vom Juni d. J .• 36 Sci.",. Prd. 1.50 DM. unl<<S""hl die 
.k l",,'I ..... Il lic/o~ M.n><IIm,«hl.kampagnc u f dem Hinl~,,",nd <1<. Gnd,id"lIe <1<. inlO"""ion • .,n M._""",/o.~ und 
de ' D';!1e Well · PoIi,ik ... , Bu,.d"'q>Ublik. [)t'aill ., " ""' .... n in Ei"""Ib<;".~ .. die ""t>Chie"',,~n Seilen de l Il00 .... , 
Bc';"hungcn zu Südafrik., Orile. B.asilien und <1< .... Iran ""'e",,,,/o' . 

~, A11!·~ 111977. ___ Alrih vom F~brua. d. S .. 32 Scilen. I'r<:is 1.50 DM. brin" , nmdlegende 
Malen"l;'n zU <1<" BcfTeiunpbe" cJUn",n <In oiidlichen " 'nh und ru, ;'lIcma,ion&le" An'i.Apa!1bcid _ '''''I. Ge. 
$(:/oid'I1~. Grun ..... ':rprogarnme und ZicI"""' ''l1ungcn...., ANC Südafrika. SW" PO "Od .... p •• riorisd>en ffO<l1 Z;m. 
bab ... ~" reichen,""" 1955 bis 1976. Do;;um.,"i~n~" d;" In' ..... ' ionole KM •• ".ien ",gen Ap.of1htid ( 1971) und 
du ,,\ .• ion<pr<>vamm d<, H.va" ... · K""r.re ... (1976). 

Aci Ah' . h .... "'" 10 und .... 10. E<~mpla,~n 11 % Errni6ig\lnl. 
lIeoIoII-.en ... : All!, ~I •• 46. lS!O MarIIo_'II I 



AlB -Aktuell: Südafrika baut die Bombe 
Selbst in den Zentren de r wesdichen Weil - in Washingto~l. 1.00000, 
Paris und Bonn - geben sich die Qffi:l;iellen besorgt über di,e alarmie­
rende Nachricht der sowjetischen Nachrichtenagentur TASS vom 9. 
August , daß das südafrikanische Rassis tenn:gime kurz vor der Erpro­
bung nuklearer Sprengkörper stehe. Die Dementis aus Pretc,ria finde" 
ebensowenigmehrGehörwie die hektische Aktiviläl80nner Diploma­
ten arn Rande der 29. Ministerratstagung der Organisation für Afri ­
kanische Einheit (OAU) Anfang Juli in Librevi11e die Dclcgicncn 
der afrikanischen Staaten davon "ZU übcrl.cugen vennocht,~, daß die 
Anklage Boons als einer der Hauptkollaborateure dt.'S Rassisten­
regimes auf mili tärischen Gebiet nichts als eine substanzlose .. Ver­
leumdung" sei. Der 29. OAU-Gipfel veruneilte Bonn erneut wegen 
seiner fongeselZten atomaren Zusammenarbeit mit Pretoria. 

Es ist also lediglich die Sorge darüber , daß der militärische 
J uniorpanner Südafrika seinem Protektor außer Kontrolle geraten 
könne, wenn Bundesaußenminister Genscher Südafrika aufforden, 
als Beweis seiner friedlichen Absichten umgehend dem Atomwaf­
fensperrve nrag beizutreten. Denn beides - die Suche nach einer 
sogenannten "friedlichen Lösung" im südlichen Afrika und die ak tive 
Beteiligung am Aufbau eines den Weltfrieden bedrohenden Agres­
sionspote ntials im Süden des Kontinen ts einschließlich der Beteil igung 
an Aggrcssionsmanövern (siehe Rhodesicn -M~ambique!) - ist Teil 
ein und derselben imperialistischen Strategie gegen die nationalen 
Befreiungsbewegungen. 
Die eine Sei te der Medaille wird gegenwärtig markien dur(:h parallel 
laufende diplomatische Operationen des Westens, deren übergeord­
netes Ziel es ist. Südafrika als "Sonderproblem" zu beh3lrJdeln, bei 
dem es bestenfalls um einen inneren ,.Wandel", keinesfalls jC<kx:h 
um die Beseitigung der Grundlagen des quasikolonialen Systems der 
RSA gehe. Das Ziel ist klar: die Aufrechterhaltung der imperialist i­
schen Stellvenretermacht im Süden Afrikas, die ß enulZUn.g Südafri­
kas als "starker Mann" (Egon Bahr), dessen Gewicht An,passun&$­
lösungen in Zimbabwe und Namibia beschleunigen helfen so ll und 
dem _ wenn er bei den westl ichen Plänen mitspie lt - garantien wird, 
daß eine übertragung des Modells "Ein Mann - eine Stimme" auf 
Südafrika "unmöglich" sei - so Egon Bahr im Deutschen Allgemeinen 
Sonnlagsblau am 10. 7. 1977. 

Neue ANC-Enlhüllungen zur Kollaboration BRD-IRSA 

In diesem Z usammenhang ist die militärische Kollaboration der BRD 
und anderer Westmächte mit dem weltweit geächteten Rassisten­
regime keineswegs ein Widerspruch, sondern eine nach imperialisti­
scher logik notwendige Ergänzung. " Die pol itischen. winschaftlichen 
und militärischen Verbindungen zwischen dem rassistischen Südafrika 
und der Bundesrepublik (. .) sind das Produkt bewußter vorsätz­
licher Entscheidungen aufeinander folgender Regierungen in Bonn 
und ste llen ein herausforderndes und öffentliches Eingestündnis der 
Unterstützung für das Unterdrückungssystem in Südafrika dar," 
Derart lautet die Zusammenfassung der jüngsten detaillie,n en Ent­
hüllungen über die mi litärische Zusammenarbeit der BRl) mit Pre­
toria. die der ANC am 15. August unter de r Oberschrift " Fa n ge­
sewe Verschwörung zur Aufrüstung von Apanheid' · der Offentlieh­
keit vorste llte. 

Die ANC-Dokumentation ilIustrien an Hand einer Fülle geheimer 
Dokume nte die Methoden. mit denen die Bundesregierun;g die süd­
afrikanischen Waffenproduzenten in den Besitz wichtiger tt:ehnologi­
scher und wissenschaftl icher lnfannationen gelangen ließ. 
Im Auftrag des Südafrikanischen Rates für wissenschaftliche und 
industrielle Forschung, dem u.a. das Nationale Mechanische Inge­
nieurinst itut angehören, besuchen bis heute führe nde südaf.rikanische 
Experten ständig mit Billigung offizieller Ste llen BRD-Institutionen. 
d ie ganz oder leilweise mili tärische Forschungsaufgaben dUl'Chführen. 
Von der Bundesregierung finanziene oder mi tfinanzie n e Stellen in 
Göttingen, Porz-Wahn. Tübingen, Dannstad t, Westberlin, Heidel­
berg, Marburg, München. Karlsruhe und Hamburg arbei ten sei t Jah­
ren bereitwillig mit südafrikanischen Wissenschaftlern Zl~sammen, 

Besuche und Gegenbesuche westdeu tscher und südafriikanischer 
Militärs sind sei l Jahren an der Tagesordnung. Zwischen der Bun­
deswehr und der südafrikanischen Armee findet ein regelmäßiger 
Austausch von vert rau lichen und strategischen Infomlationen sta tt . 
Die Bundeswehr verschafft südafrikanischen Mil itärexpcnen über 

ihre Stelle in SI. Augustin Zugang zu Plänen de r NATO. 

Genaue Einzelheiten enthüllt die neue Dokumentation über das 
unter westdeutscher Mithil fe ausgerüste te Advokaat-Oberwaehungs­
projekt im südafrikanischen Kriegshafen Simonstown, dessen Infor­
malionen der NATO zur Verfügung stehen. In die mili tärische Zu­
sammenarbeit sind u. a. fo lgende Konzerne verstrickt: Siemens, 
Messerschmidt -Bölkow- Blohm, AEG-Telefunken. August-Thyssen­
Hütte, Klöckner-Werke, Platz, Friedrich Krupp Atlas Elekt ronik. 
Bosch , Blohm & Voss. Fürdie südafrikanische Raketenbasis St. Lucia 
(SO km von der ~ambiquanischen Grenze entfernt) kam die Aus­
rüstung aus der BRD, wo auch die Schulung des notwendigen süd­
afrikanischen Personals stattfand. 

Bonn baul an der Bombe mit 

Besonders bezeichnend ist der Nachweis, daß die atomare Konspira­
tion zwischen der BRD und Südafrika auch nach dem Auslaufen des 
Vertrags über die Zusammenarbeit zwischen der SfEAG Essen 
(45 % BundesbesilZ) und der Südafrikanischen Uran-Anreicherungs­
gesellschaft (UCOR) im März 1976 wei tergeht. Die STEAG wirk t 
nach wie vor als "technischer Agent '· fü r die südafrikanische UCOR. 
Die MAN-Tochter Gutehoffnungshüue Sterkrade AG liefene die für 
den Betrieb der Urananreicherungsanlage lebensnotwendigen Kom­
pressoren . 

Während Bann nach wie vor jede Mitwirkung an der südafrikani­
schen AtOmwaffentechnologie von sich weist. heißt es in einer Mel­
dung von dpa vom 23. 8. d. J . in aller Offenheit: "Es ist ein offenes 
Geheimnis, daß Südafrika ... das technische Wissen hat , die Atom­
oombe herzustellen. Umfangreiche Uranvorkommen und die Hilfe 
von ländern wie Amerika, Großbritannien. Frankreich und der Bun­
desrepublik (!) versetzten das Land technisch in diese Lage,'· 
Dies und die Enthüllungen dcs ANC sctzen neue Aufgaben für die 
Solidaritätsbewegung unseres Landes. die nukleare Verschwörung 
zwischen 80nn und Pretor;a auf allen Ebenen zu stoppen. 
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Chile 

Ivan Ljubetic Dar 
Widerstand 1973 -1977 

Bevor wir die Entwicklung des Widerstands in Chile näher 
unlcnuchen. scheint es uns notwendig, darauf einzugehen. 
was untcr Widerstand zu verslehen ist. 
Es gibt Kre ise. die behaupten, in Chile gäbe es keinen anti· 
faschistischen Widemand, da keine bewaffneten Aklioncn im 
Vordergrund stehen. 

Heißt Widerstand nur spektakuläre Aktion? 

Wer so denkt, verwechselt das Spektakuläre einer A klio" mit 
ihrer praktischen Bedeutung; e r unterschätzi die Wichtigkeit 
der organisatorischen und bewußtseinsbilde nden Tät igkeiten. 
die den Kampfgeisl der Massen stärken; cr übersieht die 
ständige Z unahme derjenigen Kräfte, die gegen die Diktatur 
sind. 
Der antifaschistische Widerstand setzt sich aus viele n quanti­
tativen Veränderungen zusammen, die jede für sich genom­
mcn wenig spektaku lär sind, die jedoch in ihrer gemei nsa­
mcn Wirkung den großen qualitativen Sprung emlöglichen 
werden : den Sturz de r faschistischen JUnia. Darüber hinaus 
ist es den Volksparteien gelungen. die unmittclba:re n Auf­
gaben des Widerstandes zu erfüllen, d . h. sie vermochten zu 
verhindern, daß die Faschisten die Kontro lle über die Mas­
senorganisationen übernehmen konnten und vereinigen 
immer mehr Kräfte für den Kampf gegen die Diktatur. 
Und noch etwas. Die Tatsache, daß es in Chile zu keinen 
Terrorakten kam, ist kein Mangel, sondern ei n Verd ienst der 
chilenischen Volksbewegung. Es ist ein Beweis ihrer Dis­
ziplin und ermöglicht einersei ts die Vereinigung breiter 
Kre ise im antifaschistischen Kampf, während es andere r­
seits das Ausmaß de r Ve rbrechen Pinochets und scine r Clique 
noch offenkundiger macht. 

Streitpunkt: Charakter der Militärjunla 

Unertäßlich für die Festlegung der Strategie und Taklik des 
Widerstandes ist die korrekte Einschätzung der Diktatur. 
In de r e rste n von der Unidad Popular (UP) nach dem Putsch 
im Land herausgegebenen Erk lärung bezeichnet sie die Junta 
Pinochcts bereits als faschistisch. 
Genauer wird hierauf in de r Broschüre der Kommunisti­
schen Pa rte i Chiles (PC) "Der Linksextremismus, troyani­
sches pferd des Imperialismus" eingegangen: "Es ist richtig, 
daß der Faschismus im allgemeinen eine Erscheinung der ent­
wicke hen Länder gewesen ist. Doch heute trin er in schwä­
cher entwickelten kapitalistischen Ländern auf, wobei auf 
die Streitkräfte als entscheidendem Machtfaktor zurückge­
griffen wird. Diese Tatsache muß als eine Folge der Rolle des 
Imperialismus und seines Einflusses auf die nationale Enl­
wicklung derjenigen Länder verstanden werden, d ie er in 
seine Abhängigke it gebracht hat. In diesem Sinne ka.nn diese 
Fonn des Faschismus genauer als Militärfaschismus bezeich­
net werde n" . 1 

Demgegenüber erklärt die Be wegung de r Revolutionären 
Unken ( MIR): "Z u präzisie re n, daß die Regierung Pino-

4 

chets eine Militärd iktatur und ke ine faschistische Diktatur 
ist, ist keine müßige Diskussion".2 In einem haI die MIR 
recht : Es ist keine müßige Disk ussion . Auf der Grundlage 
der Charakterisierung der Junta müssen die politischen Ziele 
dieser Pe riode sowie die entsprechende Bündnispolitik fest­
gelegt we rden. 
Ausgehend von der Tatsache, daß es sich beim Regime Pino­
chets um eine faschistische Diktatur handel!, setzt sich die 
UP die Wiederherste llung der Demokratie als unmittelbares 
Z iel und befürwort et im Kampf dafür die Entwicklung einer 
breiten Bündnispolitik . Schon in ihrem Dokument vom 1. 5. 
1974 e rklärt sie: "Chile steht vor eine r großen Herausfo rde­
rung, für die es nur eine Antwort gibt : die Bildung eine r brei­
tcn antifaschistische n Front " .3 Darunter ist die Zusammen­
arbeit der UP mit der Christdemokratischen Partei (PDC) 
und anderen politischcn und sozialen antifaschistischen 
Organisationen zu verstehen . 

Die "puristische" Scheinalternalive der MIR 

Die MIR dagegen be hauptet, daß .. in dem Fall einer Militär­
diktatur ..... ie der chi lenischen der einzige für die Arbeiter­
klasse und das Volk offene Weg, der einer unabhängigen 



Konfronlierung mil der Bourgeoisie und ih rem Regime: iSI:' , 
Sie weiSI d ie Stralegie der UP zurück, da sie ihrer Mein ung 
nach "einen unbegründeten und kampflosen Verzicht auf die 
DiklalUr des Prolelarials bedeulel··~. Demenlsprechend eng 
ist auch ihre Bündnisp'olitik angelegt. Hinsichllich der PDC 
sprichi sie sich fü r eine Zusammenarbeit ausschließlich " mil 
dem demokralischen Kleinbürgertum der Christdemokrali­
sehen Partei '" aus (wobei sie offensichtlich vergiBt. daß :zu 
ihrer Milglicdsehaf. auch zahlreiche Arbeilcr und Landarbei­
ler gehören), was eine Spaltung der Partei voraussetzen 
wü rde. 

Für manchen, der die Dinge aus der Ferne betrachtei. mag 
die "puristische" Allernative der MIR als die angemessenere 
wirken. da bei ihr u. a. die Gefahr einer Entwicklung wie in 
Po rtugal geringer erscheint. 
Dem sind jedoch zwei Talsachen entgegenzuhalten. Zum 
e inen, ist die dramatische Lage in Chile nicht länger hallbar. 
Die fortschrei tende Verannung der Bevölkerung hinterläßt 
besonders bei den Kindern Schäden, die nicht wieder gutzu­
machen sind und die immer raffin ierteren Repressionsmet ho­
den bedeuten fü r jeden antifaschistischen Kämpfer die Ge­
fa hr, von heute auf morgen in den Händen der Geheimpoli· 
zei DI NA zu verschwinden. ohne Spuren zu hinterlassen. 
Zum anderen ist die UP, Obgleich sie die wichtigste Kraft 
innerhalb des Widerslandes darstellt, allein nicht stark genug, 
um die J unla zu stürzen. 
Dem mußte auch die MIR, die in Oile zu einer minimalen 
Kraft geschrumpfl ist, Redmung tragen und ihre Haltung re­
vidie ren, So erk lär.le sie im Apri l 1977: "Wi r glauben. daß 
es notwendig ist, sich eine r Politik der Kompromisse und 
laktischer übereinkünfle mil der gesamten POC zu öffnen. 
jedoch niemals einer Fronlpolitik oder programmalischcn 
Bündnisscn". 1 

Dies bedeutel einen Fortschri ll . obgleich nicht deull ich wird, 
wie es zu Kompromissen und lak lischen Beschlüssen kom­
men kann, ohne sich zuvor auf ein programmalisches Ziel 
zu einigen, 
Der rechte Flügel der PDC, angeführt von Frei, iSI seiner­
seits fü r die Ablösung der Junta durch eine .,demokrati­
sche" Regierung uni er Ausschluß der Marxisten. Aber auch 
diese Lösung hinler dem Rücken des Volkes hat sich als un­
durchfü hrbar erwiesen , 
Als .ei nzige erfolgvcnpreehende Alternative. um dic Dikili tur 
zu stür.:en, bleibl das, wozu die UP von Anfang an aufrief: 
die Zusammenarbei t a ller Antifaschisten. 

Massenaklion und Unlergrundtätigkeil 

Bezüglich der im Widerstand anzuwendenden Taklik bemerkt 
die MIR: .,Der Widerstand entwickelt sich auf der Grund­
lage seine r Basisorgane, der Unlergrundkomitees; er drückt 
sich, wenn auch in zerslreutcr'Form. in Enteignungen, größe­
rer und kleinerer SabcJlagc, psychologischem Krieg und Un­
tergrundpropaganda aus, Kürzlich hat der Widerstand den 
Hauplbahnhof in San liago niedergebrannt". I 
Im Gegensatz dazu e rklärt die UP: "Der Kampf des chileni­
schen Volkes sucht weder die Verwirrung noch das Chaos. 
sondern im Gegenteil. die Schaffung dcr Bedingungen für die 
Errichtung einer demokratischen, revolutionären und anti­
faschistischen Regierung",8 Und die PC unterstreicht: "Ent ­
scheidend und lebenswichtig, um im Aufbau der antifaschisti­
schen Einheit Erfo lg zu haben, iSI die Arbeit mit den Massen. 
Es gibt ke ine Taktik, die diese Arbeil. die der Schlüssel für 
dcn Sieg ist, erselzcn könnte. Kei n Ausweg, egal welche Form 
e r ann immt, kann d ie Massenak tion entbe hrcn. Ihre Betei­
ligung bestimmt den Sieg" ,'O 

Dies bedeutct jedoch nicht, dic Umcrgrundarbcil zu unter­
schälze n. Im Gcgente il. Es ge ht darum, daß sich Massen­
a ktio n und Untergrundtätigkeil gegenseitig ergän7.en. Sie sind 

beide unen lbehrlich, um dic antifasch islische Aktionseinheit 
voranzutreiben. Die Aufgaben der Massen können nur er­
fü ll t werden, wenn die Unle rgrundorganisation gefestigt 
wird, Nur diese ennöglicht die Anzeige der Verbrechen der 
J unla, d ie Bekämpfung ihrer reaktionären Ideologie und die 
Orientie rung und O rganisierung des Massenkampfes, 

Versdtiedene Phasen im c:hüerUsmen Widerstand 

Der Kampf des chilenischen Volkes gegen den Faschismus 
hat verschiedene Phasen durchlaufen , Jede von ihnen kam 
einem quanti lativen und quali tativen Wachslwn der anti­
faschislischen Kräfte gleich. 
Zu dem Zeitpunkt, als der Pulsch slattfand, war es den Fa­
schiste n gcl ungen , weite Kreise gegen die Volksregierl.!ng zu 
vereinigen. Die A rbei te rklasse und Allendes Regierung wa­
ren isolierl. Die Streitkräfte, in denen die palriotischen und 
verfassungstreuen Mitglieder beseiligt oder neulralisie rt wor­
den waren, slanden geschlossen hinter den Aufrührern . Wenn 
wi r gle ichzeitig berücksichtigen, daß innerhalb der UP keiner­
lei ernsIzunehmende militärische Ausbildung stattgefunden 
hatte, wird klar, daß es unmöglich war. den von Pinochel 
a ngeführte n PUlschisten auf militärischer Ebene erfolgreich 
zu begegnen. 
Trotzdem gab es bewaffneten Widenland. Die Pat.rioten 
kämpften mit den wenigen Waffen, die sie hatten in Fabriken, 
Arbcitersiedlungcn, auf dem Land und in einigen Militär­
kasernen. Es war ein heroischer Widerstand, jedoch zusam­
menhanglos. ohne richlige Vorbe reitung und unler sehr un­
gleichen Bedingungen. Leuchtendes Beispiel war der Kampf 
Allendes und einer Handvoll Pal rioten in der Moneda, wo 
sie sich gegen den A ngriff Hundener von Soldaten, Panzer 
und die Bombardierung aus der l uft verteidigle n. Der 
bewarfnete Widersland wurde bald erslickt. Doch AlIcndcs 
Opfcr bedcule le fü r die Faschisten eine moralische Nieder­
lage. 

Periode der Reorganisienmg der U P·Parteien 

Zwischen dem 11, September 1973 und dem I, Mai 1974 
bCfanden sich d ie chilenischen'Volksparteien im Rückzug. Die 
Repressio n triffl vie le Mitglieder und Sympalhisanten de r UP, 
Sie verlieren ihre A rbeitsplätze, müssen VOTSlandsä mter in 

BcwCllfneltt Wldttlrond In der Montda, P,6&klllnl AI/linde 

Gewerkschaflen und a nderen Organisationen abgeben, wer­
den aus Schulen und Universitäten verwiesen, verhaftel, ge­
folte rt und getö tet. Alle Radiosender und Presseorgane der 
UP ..... e rden beschlagnahm t. Gleichzeilig zerslören die Faschi­
sten die demokratischen E inrichtungen: Sie schließen den 
Ko ngreß und die Rathäuser; die Pan eien de r UP werden ver­
boten und alle ande ren gezwu ngen, ihre Tätigkeit vorüber-
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gehend einzustellen; Wahlen werden verboten. die Wahlre­
gister verbrannt; die Einheitsgewerkschaft elf[ aufgelöst 
und a lle Gewerkschaften unter militärische Kontrolle ge­
steilt ; ebenso die Universitäten und Gymnasien. 
T rotz d ieser Gewalttätigkeiten finden die Faschisten die 
Unterstützung aller Parteien, die nicht zur UP gehören. 
Innerhalb der PDC sprechen sich nur 16 führende Mitglie­
der gegen die Junta aus. Die Ki rche verurteilt die Verlet­
zung der Menschenrechte, erkennt die Militärregierung je­
doch als legitim an. 

Unter diesen schwierigen Bedi ngungen reorganisieren sich 
die Parteien der UP. Und es finden Widerstandsaktionen 
statt. Am 11. Oktober 1973, einen Monat nach dem Putsch, 
gibt die PC ihre erste Untergrunderklärung heraus, in de r sie 
ihr Vertrauen darauf ausdrückt, daß "die Werktätigen und die 
Volksmassen sich von dem Schlag, der sie traf, erholen und 
ohne Zweifel wieder das Schicksal der Heimat bestimmen 
werden."l1 Bis zum 1. Mai [974 zirkulieren weitere 13 
Schriften der PC im Untergrund. 

Der Kampf des Vol kes geht mit neuen Formen und Methoden 
weiter. Es wird jede Gelegenheit wahrgenommen. um die 
Verbrechen der Junta anzuprange rn. Im Oktober 1973, als 
in Concepci6n die Ermordung der Kommunistenführer Isi­
doro Castillo, Danilo Gonzalez, Bernardo Cabrera und Vladi­
mir Araneda bekannt wird, drucken die Bergleute der Koh­
legruben in Lota ihren Protest durch einen mutigen Streik 
aus. Sie streiken wieder, als der ehemalige Gouverne ur von 
Concepci6n , der Ko mmunist Fernando Alvarez, ermordet 
wird. 
Auf dem Hauptfriedhof in Santiago kann man Grabinschrif­
ten lesen, die ein Bekenntnis zum Widerstand sind : " Für 
N. N., der im Kampf für die Gerechtigkeit fie l: Wir werden 
Dein Schwert aufnehmen und Di r bis zum Tode folp;en· '.1 2 
Auf eine m Provinzfriedhof brachte die PC am I. November 
1973 (A llerheiligen, Gedenktag de r Verstorbenen) Gedenk­
tafeln für Präsident A lJende, Pablo Neruda, Victor Jara und 
alle nach dem 11. September gefallenen Patrioten an. " Dies 
erregte großes Aufsehen, da viele Menschen diese Tafeln 
lasen, die später in die Hände der Militärs fiele n, von denen 
es auf dem Friedhof wimmelte". 13 

Besonders beeindruckend war der Trauermarsch zum Be­
gräbnis von Pablo Neruda, wenige Tage nach dem Putsch, in 
dessen Verlauf Tausende von Personen Freiheitslosungen 
riefen und die Internationale sangen, während Militärkom­
mandos ihre Waffen auf sie gerichtet hielten. 

Auch in Gefängnissen und KonzenlTationslagern war der Wi­
derstand aktiv. Dort versuchten die Faschisten erfolglos, die 
Patrioten physisch und moralisch zu brechen. überall organi­
sierten sich die Gefangenen, sprachen sich gegensei tig Mut 
zu, lernte n voneinander, vergaßen nicht die Helden des 
Volkes. Als der 1. Mai· 1974 kam, veranstalteten sie auch in 
der Haft kleine Feiern zum Tag der Arbeiter 1 •. 
Zu diesem Zeitpunkt war es de r PC bereits gelungen, sich im 
ganzen Land zu reorganisieren. Auch die Sozialistische Par­
tei (PS) und die MAPU-OC (MA PU Arbeiter und Bauern) 
bauten ihre Organisationen mit Erfolg wieder auf, in ge­
ringerem Ausmaß die anderen Parteien der UP. 

Phase massenorientierter Aktionen: 
Propagandatätigkei' 

Den Beginn dieser Periode kann man am I. Mai 1974 an­
setzen, dem Datum , da die UP ihre erste Erklärung im 
Untergrund herausgab. A ls unmittelbare Hauptaufgabe wird 
darin angegeben, "d ie wachsende Unzu fri edenheit mit dem 
Faschismus in Organi sie rung, politiSChe Energie und Mobili­
sie rung de r Massen gegen die Diktatur zu verwandeln " . 15 

Die UP konzentriert ihre Kräfte auf die Propagandatätigkeit. 
Es war notwendig, die Massen zu erreichen, ihr Kamptbc-
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wußtsein ZU stärken, sie zu organisieren. An Maue rn und 
Wänden e rscheinen Parolen, Tausende Flugblätter werden 
im ganzen Land ve rtei lt und sieben Untergrundzeitungen her­
ausgegeben, zwei davon von der PC: Unidad Antifascista und 
Liberaci6n. 

Am 18. Juni 1974 wird der Geheimpolizei DINA ein lega­
ler Anstrich gegeben. Sie zählt etwa 20 000 Mitglieder und ist 
mit den neuesten technischen Errungenschaften für ihre Re­
pressionstätigkeit ausgestattet. Gleichzeitig verschärft sich die 
wirtschaftl iche Krise, in die die Faschisten das Land stürzten. 
Dies bewirkt, daß die Katho lische Kirche eine immer kriti­
schere Haltung der Ju nta gegen über einnimmt. Das von den 
ch ilenischen Kirchen gegründete Friedenskomitee e rweitert 
seinen Tätigkeitsbereich. Neben der Hilfe fü r die Angehöri­
gen von Gefangenen, Ennordeten und Arbeitslosen, gibt sie 
den Gefangenen auch juristische Beratung und setzt sich für 
die Verschwundenen ein . Pinochet wirft der Kirche vor, vom 
Marxismus unterwandert zu sei n. Die DINA macht bei ihren 
Hausdurchsuchungen auch vor Kirchen nicht halt, Priester 
werden verhaftet, auf das Haus von Kardinal Silva Hennquez 
wird geschosscn. Doch die Kirche läßt sich nicht einschüch­
tern und wird zur Stimme für die vielen, die keine Stimme 
mehr haben. Die Gottesdienste werden zu Massenveran­
staltungen. Im November 1974 versamme ln sich eine halbe 
Mi llion Menschen, um den Kardinal zu hören, der die Ach­
tung der Menschenrechte fordert. 

Die Repression tr ifft nun auch Mitglieder des linken Flügels 
der Christdemokratie (PDC). Im Scptember 1974 wird der 
ehemalige Abgeordnete Claudio Huepc verhaftet, im Okto­
ber verbietet man dem ehemaligen stellvertretenden Präsi­
denten de r Republik Bernardo Leighto n, ins Land zurück­
zukehren und am 26. November 1974 wird Renan Fuente­
alba, vorma ls Vorsitzender seiner Partei, des Landes verwie­
sen. Daraufu in äußert die PDC zum ersten Ma[ Kritik an der 
J unta. 
Die E reignisse innerhalb der Kirche, der PDC und anderer 
bürgerl iche r Parteien widerspiegeln die Änderung der Hal­
tung bei im mer weite ren Tei len der Bevölke rung. Die soziale 
Basis der Junta begin nt zu bröckeln . 

Phase der Massenaktionen: Kampf der GewerkSt:haften 

Diese Periode reicht vom I. Mai bis zu m 31. Dezember 
1975. Der I. Mai 1975 wurde zu einem bedeutenden Tag. Im 
Stadion San Eugenio sollte als Höhepunkt der Feie rn zum 
Inte rnationalen Tag der Arbeiter, die von der CUT vom Un­
tergrund aus organisiert worden waren, eine Sport- und Kul­
turveranstaltung stattfinden. Als deutlich wurde, welch großes 
Interesse diese Ve ranstaltung weckte, wurde sie in letzter 
Minute von der Junta verboten. Trotzdem kamen Tausende 
von Menschen zum Stadion. Die Tore waren verschlossen, 
aber man traf zum ersten Mal nach langer Zeit unzäh lige alte 
Freunde und Bekanntc wieder. Ei n Gruß, ei n Blick genügten, 
um festzustellen, daß man weiterhin fü r die gleichen Ideale 
kämpfte. Und daß man nicht allein war. Diese Vera nstal­
tung, die nicht durchgeführt werden konnte, wurde an diesem 
Tag zur wich tigsten Veranstaltung in Santiago. 

Nach Angaben der CUT fanden an diesem I. Mai 1975 im 
ganzen Land etwa fünfuundert kleinere und größere Arbei­
terversammlungen statl. Auch in den Konzentrationslagern 
wurde der Tag der Arbeiter nicht vergessen. über die Feier 
in Ritoque, wo sich Luis Corvalan und andcre Führer der UP 
befande n, schreibt Samuel Riquelme, Führer der PC: "Es 
wurden vier Kolonnen organisiert. Eine stellte die landarbei­
ter dar, eine andere die Bergleute, die d ritte die Inte llektuel­
len und Studenten und die vie rte war dic der Solidarität, die 
Ko lonne, d ie" Vielen Dank" sagte für die Solidarität, die uns 
in der ganzen Welt e ntgegengebracht wurdc. Dort , den la­
gerleitern trotzend , erriehleten wir eine Tribüne und sagten, 



A,~J/erdbklUSlon vor chl/enl,mem Be/rieb 

warum wir in diesem Konzent rationslager versammeh wa­
ren';. 16 Wenig später wurde an gleicher Ste lle bekannt, daß 
Luis Corvalan der Lenin-Friedenspreis verl iehen worden war. 
Dies gab Anlaß zu neuen Feiern und verstärktem Vertrauen 
in den Endsieg. 

Die Propagandatätigkeit wurde fortgeführt. Die Untergrund­
zeitungen erschienen regelmäßig, Flugblätte r waren im Um­
lauf und Erklärungen der Parteien wurden bekanntgegeben 
(allein die PC veröffentlichte zehn). 
Aber das entscheidende dieser Periode sind die Massen­
aktionen der Werktätigen. Die Gewerkschaft en konnten von 
der Diktatur nicht umfunktioniert werden und in ihnen waren 
weiterhin Revolutionäre aktiv tätig. Sie kämpften für eine 
Verbesserung der Lebensverhältnisse und für die Erhaltung 
der in langen Jahren errungenen Rechte. In Kundgebungen 
und Gewerkschaftsversammlungen werden die dringendsten 
Probleme diskutiert. Streiks finden statt, davon über zwei­
hundert in großen Industriebetrieben . Und alles trotz des 
wütenden Terrors. Maochmal ist der Preis sehr hoch; Die 
Gewerkschaftsführer werden ermordet, kommen ins Gefäng­
nis oder gelten als verschwunden. Aber es werden auch 
kleine Erfolge errungen. 
Der rechte Flügel der PDC nimmt unter dem Druck der 
Basis eine immer kritischere Haltung der Junta gegenüber 
ein, die in den totalen Bruch mit der Diktatur mündel. Aber 
unter der Leitung von Frei spricht sie sich für einen "dritten 
Weg" aus, d. h. sie trachtet nach einer Ablösung der Junta 
unter Ausschluß der marxis tischen Parteien. Ocr linke Flügel 

der PDC dagegen sucht zu einer Verständigung mit der UP 
zu kommen. 
Der Fall der 11 9 Verschwundenen - der im August 1975 be­
kannt wird - und die fortgesetzten Verbrechen der DINA 
führen zu verstärkten Spannungen zwischen der Junta und 
der katholischen Kirchc. Dicse verurteilt mehnnals die Ver­
le tzung der Menschenrechte, fü r deren Verteidigung sich in 
besonderer Weise das Friedenskomitee einsetzt. Deshalb for­
dert die Diktatur im November 1975 dessen Aunösung. 
Daraufhin gründet die katholische Kirche das Solidaritäts­
vikariat, um die unterbrochene Arbeit fortzufiihren . 
Gegen Jahresende wird die wachsende Isolierung der Junta 
immer deutlicher. 

Phase der ,"ollständigen Isolierung der Junta 

Man kann ihren Beginn im Januar 1976 ansetzen. In ihrem 
Verlauf verlieren die Faschisten fast alle ihre vormaligen 
Verbündeten. Nur die faschistische Gruppe innerhalb der 
Nationalen Partei, die die Interessen der Monopolbourgeoisie 
und des Imperialismus vertritt, hält noch zu ihnen. 

Die Antwort <ler Junta auf die wachsende Isolierung ist e ine 
verstärkte Repression. Diese trifft besonders die im Wider­
stand arbeitenden VOlksparteien, erlaßt aber auch den rech· 
ten Rügel der PDC und andere reaktionäre Parteien. 
In dieser Phase ve rsuchen die Faschisten. eine liberalisie­
rung ihres Regimes vorzutäuschen. Einige politische Gefan-
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gene werden freigelassen und die neuen nicht mehr als soh;:he 
anerkannt. Die Verhaftungen de r Patrioten werden geleugnet 
und so steigt die Zahl der "Verschwundenen" auf über 2500 

'"-
Aber der Terror kann den Kampf der Patrioten nicht aufhal­
ten. Im Januar 1976 veröffentlicht die PC die erste Unter­
grundnummcr ihre r theoretischen Zeitsch rift Principios. Auch 
die Massenpropaganda wird fo rtgeführt. Im Zusammenhang 
damit konnte man , verbundcn mit einem Aufruf zu verstärk­
ter Repression, in de m faschistischen Sprachrohr EI Mercurio 
lesen: " Be wohner von industriellen Randgebieten ... über­
gaben den Behörden hektographierte Rugbtätter, die am 
1. Mai ( 1976) heimlich verteilt wurden und die Texte gcgen 
d ie Regierungsjunta und ihre Wirtschaft spolit ik enthalten und 
d ie Frei lassung von Luis Corvalan fordern" . 17 

Auch umfangreichere Schriften zirkulieren im Untergrund. 
Im' September 1976 veröffcntlicht die PC unter dem Titel 
" Patrio ten: nur vereint werden wir den Faschismus besiegen" 
ein DOkument, in dem sic drei konkrete Vorschläge für die 
Zusammenarbeit von UP und PDC macht: I. sich zu verbün­
de n, um die Junta zu stürL.Cn j 2. gemeinsam die Junta zu 
stürzen und außerdem Absprachen über dic Zukunft zu tref­
fe n und 3. außer den ersten beiden Punkten sich auch auf 
die Bildung eine r Regierung zu einigen. an dcr alle antifaschi­
stischen Kräfte beteiligt sind. Im gleichen Monat fü hrt die 
PS einen wichtigen Kongreß im Unlergrund durch , bei dcm 
die notwendige Einhe it im Vordergrund ste ht. Im Dezember 
1976 erscheint auch ein neues Dokument der UP in Chile, das 
ihre Stärkung beweist und die ei nheitliche Haltung der ein­
zelnen Parteien. 

Auf den Straßen kommt es zu Demonstrationen , wie jene im 
Dezember 1976, als Hundefle von Personen gegen den Be­
trug einer Kreditgesellschaft protestierten oder am 8. März 
1977, als hundert Frauen zum Obersten Gerichtshof rogen, 
um dic Aufklärung der Fälle von 501 Verschwundenen zu 
fordern. EI Mercurio berichtete auch von einem anderen viel­
sagende n Ereignis, das am 11 . Dezember 1976 auf dem flug­
hafen Pudahuel bei Santiago stattfand, als zwei Demokraten. 
die innerhalb der Volksregierung wichtige Ämter innehatten 
und seit dem Putsch in Haft waren, das Land verlassen muß­
ten : "A ngehörige und Freunde versammelten sich auf der 
Te rrasse des intemationlen Rughafens und winkten zum Ah-

B,jfJode Pablo Neruda, Ehrung lur Neruda 
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schied mit roten Töchte rn". '8 

Der Widerstand äußert sich aueh in zahlreichen anderen For­
men, beispielswe ise in der Pfiege der fort schrittlichen Kultur 
und Folklore , im Kampf der Studenten gegen die hohen Ein­
schre ibegebühre n, in der ununterbrochenen Verbreitung von 
Untergrundzeitungen. 
Diese Aktionen könnten ein höheres Niveau erreiche n, doch 
dem steht noch die Weigerung der PDC entgegen, eine ge­
meinsame antifaschistische Front mit der UP zu bilden. Der 
rechte Rügel , der die Partei kontrolliert. is t weiterhin für 
e ine Lösung unter Ausschluß der Marxisten und befürwortet 
e inen "graduellen Veränderungsprozeß" ohne kämpferische 
Aktionen gegen die Junta. Und dies, obgleich auch sie die 
Repression trifft und die Partei zusammen mit drei weiteren 
bürgerliche n Parteien am 12. Mä rz 1977 verboten wurde. 

Gemeinsame Verteidigung der Menschenrechle 

Trotzdem fanden seil Januar 1977 wiChtige Aktionen statt , 
an denen sich sowohl die UP als auch die PDC beteiligten. Sie 
betrafen besonders zwei Bereiche: die Ve rteidigung der Men­
schenrechte und de n Kampfum die Rechte der Werktätigen . 
In der Ve rteidigung der Menschenrechte , wobei auch die 
Katholische Kirche eine wichtige Rolle spielt . konnten e inige 
Erfolge e rzielt we rden, beispielsweise die Freilassung von 
einigen hunde rt polit ischen Gefangenen. Ein besonderer Sicg 
war dabei d ie Frei lassung von Generalsekretär dcr PC. Luis 
Corvalan . 

Die ent schlossene Haltung der Kirche im Kampf flir die 
Achtung der Men!\Chenrechte hat ihr den wachsenden Haß 
der Fa!\Chistcn eingebracht . die zu allen Mitte ln grei fen, um 
sie zu bekämfen. So wurden u. a . in einer von der D1NA vor­
bereitet en Aktion am 15. August 1976 vier Bischöfe im Flug­
hafen Pudahuel bei Santiago tätlich angegriffen. Dies mar­
kierte den endgültigen Bruch zwischen der Kirche und der 
Diktatur. In einem Prcsseintervicw. das Bischof Carlos 
Camus zwei Tage nach dem Vorfall gab. erklärte er: .. Die 
deutschen Ka tholiken haben nichts von de n Verbrechen der 
Gestapo, von de r Ermordung lIon Millionen Juden gewußt , 
bis nach dem Krieg, als man ihnen die Filme zeigte. Ich 
glaube, daß etwas ähnliches in Chile passiert. Es gibt viele 



Menschen , d ie nicht wissen. was geschieht . Eines Ta.ges wird 
man die Wahrheit wissen und dann werden s ie sagen, wie 
ko nnlen wir nur so getäuscht we rden" . I' 

• .. und der Rechte der Arbeiter 

Am 26. März 1977, nach dem Verbot alle r politischen Par­
teien durch die Junta. gab die Katholische Kirche unter dem 
Titel " Unser nalionales Zusammenleben" eine Ste llung­
nahme zur Lage in Chile heraus, in der sie - zum ersten Mal 
in der Geschichte des Landes - an der Regierung harte Kritik 
übte. Dies nahm der Justizminis ter der Junta, Damllano, zum 
Anlaß, um die kirchlichen Würdenträger in einer öffentli­
chen Rede auf gemeine Weise zu beleidigen, Die Kirche 
legte dagegen bei Pinochet Protest ein und dieser sah sich 
gezwungen, seinen Minister um den Rüektrill zu e rsuchen. 
Ein deutliches Zeichen von Schwäche der Diktatur. 

Auf gewerkschaftlicher Ebene hat die E inheit der Arbeiter 
der UP und der PDC die spa lterischen Versuch,~ einiger 
Kollaborateure der Junta vereitelt. Ein Be weis dafür ist die 
Tatsache, daß Mitte April d . J . 122 Gewerkschaftsorganisa­
tio nen der verschiedensten Richtungen ein gemeinsames 
Schreiben ve rfaßten, in dem sie eine Genehmigung fordern, 
um de n I . Mai zu feiern. Diese Genehmigung wurde ihnen 
verweigert . Daraufhin haben 126 Gewerkschaflsorganisatkt­
nen ein Schreiben an die Junta unterschrieben , in dem sie 
ihre wirtschaftlichen und sozialen Forderungen darlegen . 
Z ur inländischen und internationalen Isolie rung der Faschi­
sten kommen noch die immer o ffensichtlicheren Wider­
sprüche inne rhalb de r Streitkräft e hinzu. Eine wachsende 
Zahl von Militärs ist nicht länger bere it. im eigenen Land 
als Okkupationstruppe aufzutre te n. 

Ein ents.::heidender Moment: Hungerstreik der .26 

1m Mai 1977 veröffentlichte die PC in Santiago cin neues 
wichtiges Dokument, in dem es heißt: " Eine neue po lit ische 
Situation nimmt G es talt an. Im Gebäude der faschis tischen 
Junta beginnt es zu knacken als Ergebnis der wachsenden 
inne ren Isolie rung und der internationalen Verurte ilung. Es 
e rö ffn en sich Perspektiven für die Intensivierung des Kampfes 
der Massen für ihre Rechte und um das E nde der Dikta tur 
herbcizuführen.·'20 
Eine Bestätigung diese r Einschätzung de r Kommunisten ist 
im Juni d. J . die wahrscheinlich spektakulärste Wid erslands­
aktio n seit dem 11 . September 1973 gewesen: der Hungerstreik. 
den 24 Frauen und 2 Männer, alle Angehö rige lIon Ver­
schwundenen , am 14 . Juni im Gebäude der CEPAL (Wirt­
schaftsko mmission für Lateinamerika der UNO) in Sanliago 
begannen . Sie erklärte n. den Hungerstreik so lange fortset­
zen zu wo llen. bis die Junta Aufklärung über das Schicksal 
der über 2500 Verschwundenen gibt. G leichzeitig lIerteilten 
andere Angehörige von Verschwundenen an alle Massen­
medie n in Santiago eine Erklärung, in der ihre Fo rderungen 
e nthalten sind . 
Im ganzen Land erhob sich eine mächtige Welle der Soli­
darität: Auf den Straßen wurden Flugbläller verteilt, an Mau­
e m und Häuserwänden erschienen Losungen, Solidaritäts­
gottesdie nste fanden stall, Gewerkschaftsführer gaben Erklä­
rungen heraus, Rechtsanwälte wandten sich an den Obersten 
G e richtsho f und bekannte Persönlichkeiten des kulturellen 
Lebens e rklärten s ich solidarisch . Auch im Ausland erreichte 
die Solidarität ein beeindruckendes Ausmaß. 
Die Faschisten wurden dadurch gezwungen , den Forderungen 
de r Hungerstreikenden zu entsprechen. Am 23. Juni gab das 
G e neralsekn.' la riat de r UNO ein Kommunique heraus, in 
dem es be kanntgab. daß der s tändige Ve rtreter C hiles in 
New Yo rk Kurt Waldheim mitteilte , daß .,d ie chilenische 

Regierung dazu bereit ist, Informationen über den Aufent­
haltsort de r Angehörigen der G ruppe von 26 Personen zu 
geben" und daß " ke inerlei Maßnahmen gegen die Mitglie­
de r de r Gruppe e rgriffen we rden sollen" . 

Kritischster Augenblick der Pinodlet-Junta 

Als die H ungerstrcikenden hie rüber in Kenntnis gesetzt 
wurden, beendeten sie ihren mutigen Streik . Sie e rreichten 
de n bisher grö ßten Sieg des Widerstandes und der interna­
tionalen Solidaritäl. D ie Diktatur wurde gezwungen zuzuge­
ben, daß s ie politische Gefangene in geheimen Lagern fest­
hält. So öffnet sich der Weg für die Aufklärung des schlimm­
s ten Dramas des chilenischen Volkes: das VerscHwinden von 
über 2500 Patrioten . 
Zum gege nwärtigen Zeitpunkt erlebt die Diktatur Pinochets 
ihren kritischsten Mo ment. U m sie zu stürzen ist jedoch die 
e inheitliche Aktion aller Demokraten notwe ndig. We nn es 
jetzt nicht gelingt, bes teht die Gefahr. daß die Junta sich 
vorübergehend wieder stabilis ie rt . 

Die UP hat an die PDC den Aufruf gerichte t, sich mit ihr 
zu vereinigen , um den Faschismus zu besiegen. Die Einheit 
a lle r Antifaschiste n würde den Beginn einer neuen Etappe 
des Widerstandes markieren, die nur im Sturz der faschisti­
schen D ikt a tur gipfe ln kann. 
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H'orst Stuckmann 

Kirche in Opposition 
Chile ist ein katholisches Land. Knapp 85 "/0 der Bevölke­
rung gehören der katholischen Kirche an . Aber der Einfluß 
der katholischen Kirche war in Chile nie so stark wie in den 
anderen lateinamerikanischen Ländern, deren Bevölkerung 
zu über 90 % dem Katholizismus anhängt. Eine starke pro­
testantische Minderheit , Resultat der Einwand{:rung aus 
Europa im 19. Jahrhundert, hai die Allmacht des Katholi­
zismus geschwächt. Gegenwärtig dürften 11 % Protestanten 
unterschiedlicher Denominationen, unter ihnen als wichtigste 
die lutherische, die sehr stark von deutschen Einwanderern 
geprägt ist, und die presbyterianische, in Chile leben. Früh­
zeitig machten sich auch laizistische Bestrebungen bc!merkbar. 
die ebenfalls dazu beitrugen. die Rolle der kal ho lischen 
Kirche zu mindern. 

Frühzeitige Hinwendung zu sozialen ProblemE~n 

Schon in der neuen Verfassung von 1925 wurde die Tren­
nung von Staat und Kirche vollzogen. Die Kirchen , beson­
ders die katholische, konnten sich folglich nicht auf staatl ich 
abgesicherte Privilegien stützen. Wollten sie Einfluß gewin­
neen, mußten sie sich mit dem Volk verbinden \lnd seine 
sozialen Interessen und Bedürfnisse emstnehmen . Das ge­
schah auch, fre ilich in unterschiedlicher Intensität. Es hing 
ab von der jeweiligen Basis. Die katholische KirclJe war in 
der Masse des Volkes verankert , während die protestanti­
schen Kirchen in der Regel den Mittelstand und teilweise 
das Großbürgertum . repräsentierte n, Spiegelbild ihrer Her­
kunft. 
Mitentscheidend für die relativ frühe Hinwen.dung der katho­
lischen Kirche zu sozialen Problemen war · die Entstehung 
einer starke n Arbeiterbewegung schon vor dem I. Weltkrieg. 
Die Arbeiterbewegung wurde im Laufe der Jahr.zehnte so 
stark , daß es 1938 zum erstenmal in der chilenischen Ge­
schichte zur Bildung e iner Volksfrontregierung aus Radika­
len, Sozialisten und Kommunisten kam 1. Diese Regierung 
verfolgte e ine Politik sozialer Refonnen. Die Kirche halle 
an dieser Entwicklung keinen aktiven Ante il , aber sie mußte 
darauf reagieren und sich damit auseinandersetzen. 

Seit den 60er Jahren verschärften sich in Lateinamerika die 
sozialen Gegensätze. Eine revolutionäre Situation reihe all­
mählich he ran. Die k.a tholische Kirche konnte si.ch dieser 
Entwicklung nicht entziehen. Dre i Momente, die auf einen 
Wandel auch in der Haltung der Kirche drängten, wurden 
wesentlich: Die sozialistische Revolution auf Kuba mit ihrer 
Ausstrahlung auf den gesamten Kontinent; das 11 . Vatikani­
sche Konzil , das mit seinen Ergebnissen besonders in La­
tein amerika das soziale Gewissen der Kirche wt:ckte und 
schärfte; und schlie ßlich das Beispiel des Prieste~ Camillo 
Torres, der 1966 als Re volutionär in Kolumbien fiel. 
Alle diese Momente halten ltUch ihren stimulierenden Ein­
fluß auf die Kirche in Chile, ja sie trafen hier auf einen be­
reits vorbereiteten Boden. Immerhin halte das Haupt der 
katho lischen Kirche Chiles, Kardinal Silva Heoriqucz, schon 
1962 in einem Hirte nbrief erklärt: ,,Man kann nicht vorge­
ben, ein Christ zu sein, wenn man sich von den ßemühun­
gen femhält , die sozialen Strukturen nach der kirchlichen 
Doktrin zu ändem ."2 

Die sozialen Bemühungen blieben noch in einem in_nerkirch­
lichen Zirkel. Sie gingen aus von der erklärten Hoffnung, mit 
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de n Mitteln katholischer Sozia llehre gesellSChaftspolit ische 
Verhältnisse zu ändern. Sie zielten zunächst auch wesentlich 
darauf ab, die Kirche selbst so zu wandeln, daß sie Kontakt 
zum Volk hielt ode r knüpfte . Ein bezeichnendes Beispiel 
dafür war die durch den Bischof von Talca 1962 durchge­
führte Auf teilung von Kirchenländereien an anne Bauern. 

Eine gewisse Wende, die zur direkten politiSChen Tat hin­
führen sollte. markierte die Besetzung der Kathedrale von 
Santiago am 11. August 1968 durch neun Priester und drei 
Nonnen, die von etwa 200 Gläubigen aus verschiedenen 
sozialen Schichten begleitet wurden. Sie wollten mit ihrem 
" Kirchenstreik" , wie ihre Aktion bald bezeichnet wurde, 
gegen die offizielle Kirche protestieren, die nach ihrer Mei­
nung zu inkonsequent , zu anpassungsfreudig an die herrschen­
den Verhältnisse sei. Ihre Aktion war zugleich gegen de n zur 
gleichen Zeit in Bogota stattfindenden Eucharistischen We lt­
kongreß, an dem Paul VI. teilnahm, gerichtet. Die Gruppe 
der Kirchenbesetzer, als "Junge Kirche" bekanntgeworden. 
wollte die Kirche aufrülleln , damit sie sich wandele und den 
Me nschen d iene. 

Geburt der "Christen für den Sozialismus" 

Im Oktober 1968 brachte die Gruppe ein Manifest heraus, 
in dem sie ihr Selbstverständnis und ihre Forderungen for­
mulierte. Das Manifest richtete sich gegen den Klassencha­
rakter der Kirche und plädierte für eine Kirche des Volkes: 
" Die gegenwärtige Situation, die einer Kirche, in der Unter­
drücker und unterdrückte Mehrheit zusammenleben, ist ein 
offenkundiger Widersinn."3 In dem Manifest wurde die 
Ei nhe it von geist lichem Leben und revolutionärer Aktivität, 
von religiöse m und gese llschaftskrilischem Bewußtsein postu­
liert. Zugleich wurde die Tatsache und die Bedeutung des 
Klassenkampfes anerkannt: " Der Klassenkampf ist die fun ­
damentale Realität unserer Gesellschaft. Weder Mau noch 
die Kommunisten haben ihn erfunden. Es gibt den Klassen­
kampf, wei l es die Hungernden gibt, die Analphabeten, die 
Tuberkulösen, weil es den Elendsalkoholismus gibt, Abtrei­
bung, Prostitution und eine versklavte Jugend ohne echte 
Lebenschancen und o hne Lebensziel."~ 

Die "Junge Kirche" konnte allerdings ihre Prinzipien nur 
schwer in eine realis tische Politik umsetzen, sie verfi el zu 
oft in voluntaristisches Denken und dementsprechend in 
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ultralinkes Handeln . Ihre Landeskonferenz vom Oktober 
1970 erk lärte jedoch der Regierung der Unidad Popular 
ihre volle Unterstützung. 

Im April 1971 gründete sich die "Gruppe der 80", so ge­
nannt nach den 80 Priestern der Gründungsversammlung. 
Ihr Führer wurde der Jesuitenpater Gonzalo Arroyo. Die 
Gruppe trennte sich von ultralinken Positionen. Sie ver­
neinte die Möglichkeit, einen spezifisch christlichen Weg zum 
Sozialismus zu suchen und zu beschreiten . 1972 OT@:anisierte 
sie in Santiago das erste kontinentale Treffen der " Christen 
für den Sozialismus" . 
Arroyo hat nach dem Junta-Putsch 1973 noch einmal sehr 
klar die Haltung dieser Gruppe hervorgehoben: " Für die 
linken Christen kann es keine Wahl zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus geben. Nur auf den Sozialismus als politi­
sches Ziel können Christen und Marxisten sich einigen. Eine 
gleiche Entscheidung fußt auf einer wissenschaftlichen Ana­
lyse, die sie durch die Praxis beglaubigt sehen möchten ; sie 
erhebt nicht den Anspruch, sich vom Glauben henukiten, ob­
wohl der G laube an Jesus Christus sich in der politischen 
Aktion bewähren muß. Für die linken Christen heißt das, 
sich in Solidarität mit der Arbeiterklasse an ihrer Seite 
e ngagieren, um an ihrer Befreiung teilzuhaben ."5 

Verschiedene christliche Hallungen zur UP-Rt:gierung 

Zwei Positionen , die sich um 1970 unter Chiles Christen 
herausbildeten, sind damit benannt: die ultralinke und die 
realistisch-linke . Zwei weitere Positionen waren noch vor­
handen: die reaktionäre, die sich vor allem in Teilen der 
Hierarchie finden ließ, und die refonnistische, die s ich wie­
der in eine gemäßigte und eine entschiedene Richtung teilte. 

Veuländnl5volle Zusammenarbeit zwisdzen Priisldenl Allende und Kord;· 
nu} HenriQuez da SI/va 

Die reformistische Gruppe unter den Christen war sicher bis 
zum Putsch die stärkste. Sie hatte auch d ie Unterstützung 
wichtiger Teile des hohen Klerus. Politisch war sie auf die 
Christdemokr .ltische Partei (PDC), gegründet 1957, orien­
tiert. Die PDC gewann 1964 mit Eduardo Frei die Präsi­
dentschaftswahlen und im fo lgendem Jahr auch die absolute 
Mehrheit im Parlament. Ihr Programm "Revolution in Frei­
heit" wollte einen Weg jenseits von Kapitalismus und Sozia­
lismus einschlagen. Sie wurde massiv von der CDU /CSU 
und auch von der USA-Administration mit ihrem damaligen 
Programm "Allianz für den Fortschritt " unterstützt. 
Abgesehen von einer gemäßigten Landrefonn, blieb die 
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Nach dem Pult ch 1973 : VerfIelet des leaklioniilen KlldlenlJil"eb an der 
Seile Pinomels 

PDC bald in ihrem Vorhaben stecken. Immer mehr Christen 
erkannten , daß der refonnistische Weg nicht zum Erfolg 
für die Masse der Bauern und Arbeiter führen konnte. Es 
kam zu Abspaltungen von der PDC. 1969 trennte sich die 
Bewegung der einheitlichen Volksaktion (MAPU) von ihr; 
1971 , als die offIZielle PDC-Führung auf Konfrontationskurs 
zur Unidad Popular ging, schied die ChriSlliche Linke (IC) 
aus und konstutierte sich als neue Panei, die sich der Unidad 
Poplar anschloß. 
Die entscheidenden Kräfte der Hierarchie bewgen zur Uni­
dad Popular eine distanzierte, aber nicht feindse lige Haltung. 
Das Bemühen der neuen Regierung unter Allende, für das 
Volk bessere Lebens- und A rbeitsbedingungen zu schaffen, 
wurde anerkannt. Kardinal Silva Henriquez nahm zudem 
demonstrativ an de r Seite Allendes an der 1. Mai-Kund­
gebung teil und offenbarte so sein Einverständnis mil einer 
volksfreu nd lichen Politik. Es war wieder der Kardinal, der in 
den Wochen vor dem Putsch sich als Vermittler darum be­
mühte, zwischen der Regierung und der PDC-Opposition 
einen tragfähigen modus vivendi zu finden. 
Der faschistische Putsch am 11. September 1973 brachte auch 
für d ie Kirche die Stunde der Bewährung. Jetzt mußte sich 
unter schwierigen Bedingungen zeigen, ob sie in ihrer Mehr­
heit wirklich schon zu einer Kirche des Volkes geworden war. 

Der reaktionäre Rüget begrüßte ganz unverhohlen den 
Putsch. Mi litärbischöfe und -pfarrer segneten die Streitkräfte 
vor ihrem Einsatz gegen die Unidad Poputar-Regierung. Es 
gab und gibt darüber hinaus Kirchenvertretcr, die die Junta­
Herrschaft ideologisch als mit Goltes Willen übereinstim­
mend zu legitimieren suchen. Die bekanntesten Junta-An­
hänger im hohen Klerus sind die Bischöfe von Valparaiso, 
Emilio Tagle, und von La Serena, Juan Francisco Fresno, 
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sowie de r Chef der Militärgeistlichen, Francisco J . Gi lmore. 
Von Tagle wird folgender Ausspruch überliefert: ,. ... das 
Land hat etwas Blut verloren, hat gewissen Schmerzen e rlit­
ten, und es gibt Wunden, die vernarben müssen. Aber Chile 
ist als freie und souveräne Nation gereuct worden ,'" 

Die vielcn Christen , die die Unidad Popular unterstützt hat­
ten, wurden wie die Sozialisten und Kommunisten verfolgt , 
in KZs verschleppt, gefoltert und nicht selten umgebracht. 
Die Junta-Soldaten haben bei ihren Pogromen auch nicht vor 
kirch lichen Gebäuden haltgemacht. Vermuteten sie darin An­
hänger de r Unidad Popular. drangen sie e in, zerstörten die 
Einrichtungen und e rgriffen wahllos Priester, Nonnen. Laien . 
Mehrere Priester wurden ermorde!. Viele ausländische Geist­
liche, die rund die Hä lfte aller katholischen Priester ausmach­
ten, wurden Opfer des faschistischen Fremdenhasses und 
mußten Ch ile verlassen. 

Die offizielle Kirche verhielt sich in den ersten Tagen nach 
dem Putsch abwartend und kühl-distanziert . Kardinal Silva 
Henriquez e rwies in öffentlichen Erklärungen seinen Respekt 
gegenübe r dem ermordeten Präsidenten Allende. Allerdings 
nahmen Spitzen-Venreter aller Kirchen am 18. September 
1973 auf Befehl der Junta an e inem "Dankgo ttesd ienst" tei l. 
Doch war diese Teilnahme nicht als Zustimmung zur Junta 
zu deuten; der Charakter des Zwanges war viel zu deutlich . 
Und es hat, wie AITQYo berichtet, auch einige Bischöfe gege· 
ben, die sich geweigert haben, an diesem Gottesdie nst teil­
zunehmen. 7 Auch beschloß das Ständige Komitee des chi leni­
schen Episkopats schon am 13. September eine Erklärung, die 
- gerade im Rückblick nach vier Jahren - als vorsiclitige Di­
stanzie rung verstanden werden kann. Es wird beklagt , daß 
Blut die Strassen, Siedlungen und Fabriken übergie:ßt. Ach­
tung wird den Gefallenen und Allende gezollt. Gewarnt wird 
vor Haß, Erwartet wird, daß die Fortschrine . die füll' die Ar­
heiter und Bauern e rreicht wurden, gewahrt bleiben.' 

Konkrete Hilfe für die Verfolgten 

Doch gi lt im allgemeinen, daß die offizie lle Kirche hoffte , 
sie könnte zu einer Versöhnung zwischen den Klassen in Chile 
be itragen und es sei ihr möglich, mäßigend auf die Junta ein­
zuwirken . Leilend war für sie dabei weniger der Drang zur 
Anpassung als die Vorstellung, Mittler zwischen deli verfein ­
deten Fronten sein zu können. Daraus erklären sich die Mah+ 
nungcn an die Junta wie die Hi lfeleistungen für die Verfo lg­
te n. Die offizielle Kirche war noch längst nicht zu e iner Kir­
che des Vo lkes geworden. wie sie die linken Christen an­
strebten. Doch trotz dieser Feststellung muß ebenso klar be­
lont werden : Die Ki rche hat sich \'on Anfang an beharrlich 
geweigert , den Faschismus offiziell anzuerkennen. Schon die­
se Weige rung war unter den gegebenen Umständen ein Akt 
antifaschistischer Gesinnung und durchaus eine Ermutigung 
für das leidende Volk . 
Diese Ermutigung nahm im " Komitee für den Frieden" 
schließlich eine organisatorische Gestalt an, d ie als !:ine öku­
menische Einrichtung fungiertc . Ober das Komi\C(~ wandte 
sich die Kirche in konkreter Hilfe der Vcrfolgten und Unter­
drückten zu. Sie sorgte für Rechtshilfe, sie klagte die Men-
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schenrechte ein. sie versuchte. wenigstens die schlimmsten 
Fo lgen der Not und des Elends zu lindern. 
Es war siche r eine karit8li\'c Form der Hilfe . aber un te r fa ­
schistischen Bedingungen doch auch zugleich eine politische 
Tal. Die faschistische Junla empfand es denn auch so; sie griff 
wiederholt das Friedenskomilee an und wies schließlich Bi­
schof Helmut Frenz, neben Bischof Ariztia einer der Leiter, 
aus. Mit der Ausweisung verlor das Friedenskomitee seinen 
ök umenischen Charakter. Das war fiir die katholische Kirche 
der inne re Grund. das Komitee aufzulösen, dabei sche i~lbar 

dem AuOösungsbefehl der Junta fo lgend. 
Die Arbeit des Friedenskomitees wird heute von dem " Vika­
riat de r Solidarität" fortgeftihrt . Das Vikariat arbeitet ganz im 
Rahmen der katho lischen Kirche und ist dadurch vor allzu 
massive n Angriffen der Junta halbwegs geschützt. Es e rhebt 
ziemlich unerschrocken seine Stimme gegen Verletzungen der 
Menschenrechte und e rinnert immer wieder öffentlich an das 
Schicksal der 2500 Verschollenen. So schrieb am 21. I. 1977 
der Vikar des Vikariats, Banados, an den Obersten Gerichts­
hof: ,.Das Verschwinden von Pe rsonen unter merkwürdigen 
Umsländen und die Ungewißheit über de ren Ve rbleib ist in 
unserem Land zu e inem Phäno men von alarmierender Häu­
figkeit geworden. das kein Beispiel aus der Vergangenheit 
kennt und das ein ernstes Problem fü r die Gerechtigkeit dar­
ste llt .'" 

Offene Ablehnung des NazimodeUs 

He ute isl die katholische Kirche über karitative Hilfeleistun­
gen hinaus zum Forum des antifaschis ti~hen Widerstandes 
gewo rden . Nur in ihren Reihen ist noch ein gewisses Maß an 
Freiheit ga rantiert. Darum auch ist sie immer stärker zum 
Ziel faschistischer Angriffe geworden. Doch ist es der Junta 
bishe r nicht gelunge n, Kei le in die Kirche zu treiben. Dieses 
Z iel hat sie bei der lutherischen Kirche erre icht, die sich noch 
unter Bischof Fre nz in zwci Flügel spaltete. Heute versucht 
die Junta , eine ihr völlig ergebene .. protestantische Staats­
ki rche" aus einem bereits im Juli 1975 gegründeten ,.Rat der 
Pastoren" zu etablie ren 10. 

Die Not des Volkes hat im GegensalZdazu die Verantwortung 
und die Solidarität der katholischen Kirche wachsen lassen. 
Zugle ich ist die Einsicht in de n verbreche rischen und un­
menschl ichen Chara kter der Junta gestiegen. Für die Mehr­
he it der katholischen Kirche gilt heute, was Kardinal SiJva 
Hcn riquez am 3. Jah rcstag des Putsches so ausdrückte: " Nie­
mand von uns hat an die Möglichkeit gedacht, daß Offiziere 
unserer Streitkräfte ihr eigenes Volk so behandeln würden, 
wie es gesch ieht. Ich glaube. daß niemand von uns wußte, daß 
wir eine Diktatur nach dem Nazimodell bekommen wür­
den."11 Das ist a lso die Erkenntnis der Kirche in Chile: Das 
Regime ist faschist isch, darum muß die Kirche antifaschistisch 
sein. Diese Konsequenz ist in ihrer Art einmalig in der bis­
herigen Kirchengeschichte. 

Anmerkungen: 
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Lateinamerika 

Adalbert Krims Christliche 
in Lateinamerika 

Die katholische Kirche Latcinamcrikas war historisch gesehen 
eine Hauptstütze sowohl des spanischen und portugiesischen 
Kolonialismus als auch der nachfolgenden von der ein heimi­
schen Oligarchie im Bündnis mit dem Imperialismus getra­
genen Regimes. Sie rechtfertigte die Ausbeutcrgcsel1schaftcn 
nicht nur ideologisch. sondern nahm an ihnen auch als größter 
privater Grundbesitzer matcriclltcil. Daß die Kirche dennoch 
in vielen lateinamerikanischen Ländern heute ein Hauptan­
kläger der herrschenden Militärdiktaturen und umgekehrt 7.U 

"einer Zielscheibe für die Angriffe seitens der Oligarchie und 
rechtsradika ler Te rrorkommandos geworden ist . mag im 
ersten Augenblick überraschen. Diese neue Haltung der ka­
tholischen Kirche ist auf zwei Quellen zurückzuführen: einer­
se its auf den katholischen Sozial reformismus und anderer­
sei ts auf radikale Strömungen im niederen Klerus sowie in 
Teilen der katholischen Arbeiter-, Studenten- und Landar­
beitcrbcwegung. 

Kirchlicher Sozia lrefonnismus 

Bereits in den 20er und 30er Jahren dieses Jahrhunderts gab 
es in der katholischen Kirche Ansätze, auf der Grundlage 
der kathol ischen Soziallehre ei ne refonnistische Antithese zur 
marxistischen Arbeiterbewegung zu entwickeln !. Dureh die 
im Gefolge des Zweiten Weltkrieges eingetretenen Verän­
derungen des internationalen Kräfteverhältnisses wurde der 
katholische Sozialrcformismus - vor allem in seine r politi­
schen Gestalt der christdemokratischen PaTleien - zu einem 
Hauptinstrument des Imperialismus, um die breiten (über­
wiegend katholisch gebundenen) Volksmassen vom Gcdan­
ken an eine grundlegende Umwälzung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse abzuhalten. 
1955 wurde der Lateinamerikanische Bischofsrat (CE LAM) 
gegründet, der nicht zuletzt eine kontinentale Koordinierung 
der kirchlichen "Entwicklungspolitik" gewährleisten sollte. 
A ls die USA als Antwort auf die kubanische Revolution die 
sogenannt e Allianz für den Fortschritt gründeten, konnten 
sie von vornherein auf die Unterstützung durch den refor­
mistischen Flügel der Kirche sowie die ehristdemokratischen 
Parteien zählen. Diese "offensive", antisozialistische Strate­
gie des Imperialismus erreichte 1964 einen entscheidenden 
Punkt: Einerseits scheiterte sie in Brasilien, indem die Regie­
rung Goulart mit Unterstützung der Volksmassen eine immer 
entschiedenere antiimperialistische Haltu ng e innahm und 
daher durch cine rechte Militärdiktatur ersetzt werden "muß­
te"; andererseits feierte sie in Chile mit der Wahl des Christ­
demokraten Eduardo Frei zum Staatspräsidenten einen (wenn 
auch knappen) Erfolg. Chile wurde zum Modell der .. Revo­
lution in Freiheit", d. h. einer refonnistischen Konzeption 
innerhalb der imperialistischen Strategie in Lateinamerika 
und galt gleichzeitig als Vorbild für die politische Verwirk­
lichung der katholischen Soziallehre im Sinne des sozialre­
fonnerischen Aüge ls des lateinamerikanischen Katholizis­
mus. Das "chilenische Modell" geriel jedoch bald in die Krise: 
Auf der einen Seite forderten die Volksmasscn ein entschie­
deneres Vorantreiben der vor den Wahlen angekündigten 
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Reformen, auf der anderen Seite stieß jede noch so zaghafte 
Refonn auf den erbitterten Widerstand des Kapitals und der 
Großgrundbesitzer. In diesem Konflikt (in den jede "Dritte 
Weg"-Konzeption zwangsläufig geraten muß) entschied sich 
die Regierung Frei für die Oligarchie und ihre imperialisti­
schen Verbündeten. Die Wahtniederlage der Christdemokra­
ten im Jahre 1970 war nur noch die endgültige Besiegelung 
des Scheiterns der reformistischen Konzeption . Die nichtein­
gelösten Reformversprechungen der Christdemokraten hat­
ten jedoch auf der anderen Seite einen mobilisierenden Ef­
fekt , der nicht unwesentlich zum Wahlsieg der Linken bei­
trug. 

Die Erfahrungen aus Brasilien und Chile - nämlich das Schei­
tern des Refonnismus und eine daraus folgende antiimpe­
rialistische Entwicklung - führten zu einer Änderung der 
US-Strategie in Lateinamerika, d. h. von einer "offensiven" 
zu einer "defensiven" Strategie - oder anders ausgedrückt: 
vom Reformismus zu m Faschismus. Versuchte der Imperia­
lismus in den 60cr Jahren, sich mittels der Allianz für den 
Fortschritt bzw. des Konzepts der "Entwicklung" ("Entwick­
lung statt Revolution") als "sozial" und "progressiv" auszu­
geben, so nahm er in der Folge antiimperialistischer Entwick­
lungen in Brasilien, Bolivien, Uruguay, Ch ile und Argen­
tinien zum letzten und brutalsten Mittel zur Aufrechterhal­
tung seiner Herrschaft Zuflucht: zum Faschismus bzw. zu 
autoritären Rechtsdiktaturen . 

Der sozial reformerische Flügel der lateinamerikanischen 
Kirche (der in den meisten Ländern die Mehrheit des Epi­
skopats repräsentiert) konnte diese Änderung der imperia­
listischen Strategie nicht mitvollziehen, wollte er nicht die 
Massen der Gläubigen verlieren. Auf der anderen Seite war 
es ihm aufgrund sei ner antisozialistischen Grundkonzeption 
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auch nicht möglich, sich mit den revo:utionären und fon­
schrittl ichen Kräften zu verbünden. Die offizielle katholische 
Kirche unternahm daher den Versuch, über - bzw. zwischen­
den Fronten zu stehen und sich wechselweise nach links und 
nach rechts abzugrenzen. Diese kirchliche Haltung wurde 
jedoch zunehmend dadurch erschwert, daß die faschistische 
Repression auch gegen Angehörige der Kirche und sogar 
Tei le des Klerus eingesetzt wurde. Diese Repression forderte 
kirchliche Proteste heraus, die wiederum zu einer Verstär­
kung der Repression gegen die Kirche selbst fühnen . Auf 
d iese Weise wurde die offIZielle Kirche , die sich selbst nie­
mals als "antifaschist isch" im politischen Sinne verstand bzw. 
versteht , objektiv in die Rolle einer antifaschisti!'.Chen Kraft 
gedrängt. 

Radikale Strömungen in der Kirche 

Während der Sozialreformismus in der katholischen Kirche 
Lateinamerikas nicht nur über eine Massenbasis verfügt (z. B. 
christdemokratische Parteien), sondern heute auch die vor­
herrschende Strömung unter den Bischöfen des Subkontinents 
darstellt , sind radikale und revolutionäre Tendenzefl im la­
teinamerikanischen Katholizismus marginal geblieben. Dazu 
kommt, daß sie aufgrund einer mangelhaften ideologischen 
Basis, ihrer Isolierung von den (katholischen) Massen sowie 
ihres oft intellektuellen, studentischen oder kleinbürgerlichen 
Ursprungs häufig in die Bahnen des " linken" Radika Jismu~ 

gerieten (z. B. Priester, die in Uruguay zu den Tupamaros 
gingen bzw. ähnliche Phänomene in Chile, Argentinien und 
anderswo). 

Bis jetzt ist es in Latei namerika keiner revolutionären Bewe­
gung gelungen, eine Massenbasis unter den katholischen 
G läubigen zu gewinnen. Die Ansätze, die es in Chile durch 
die Mitarbe it von linkschristlichen Parteien und Gruppierun­
gen in der Unidad Popular gegeben hat, hallen zwar eine 
nicht zu unterschätzende Bedeutung, auf den chilenischen 
Katholizismus insgesamt bezogen repräsentierten sie jedoch 
nur e ine verschwindende Minderheit. 
Vielleicht hatte Cami lo Torres 2 im Jahr 1965 in Kolumbien 
für kurze Zeit eine Massenbasis bei den katholischen Werk­
tätigen, Bauern und Studenten , doch scheite rte sein Konzept 
e iner "Volkseinheitsfront" nach wenigen Monaten an d!:n 
ungünstigen internen Kräfteverhältnissen sowie an der Un­
e inigkeit zwischen den progressiven Kräften. Für Cam ilo 
Torres gab es damals nur drei Möglichkeiten: verhaftet zu 

Guerilla·Ptlester CarnJlla Toun(l.}; btasj/janismer Er~bi8mof Helder Carnara 
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werden. ins Exil zy gehen oder sich der Guerilla anzuschlie­
ßen. Er wählte die dritte Möglichkeit und wurde bald darauf 
bei einem Gefecht mit Regierungstruppen erschossen. 
Cami lo Torres wurde zu einer Symbolfigur für revolut ionäre 
und progressive Christen, ja auch für andere Revolutionäre 
in Lateinamerika (so wird z. B. im sozialistischen Kuba jedes 
Jahr der 15. Februar ~ der Todestag des kolumbianischen 
Priesters - als "Camilo-Torres-Tag" offiziell begar,gen). 
Ähnlich wie bei Che Guevara gibt es auch in bezug aufCamilo 
Torres Tendenzen, ei nige Aspekte seines Handeins (vor allem 
die in einer ausweglosen Situation getroffene Entscheidung, 
sich der Guerilla anzuschließen) zu verabsolutieren und von 
seinem übrigen politischen Wirken zu isol ieren. Der bedeu­
tende Stratege der Volkseinheitsfront und Autor einer auf 
die Einigung aller fortschrittlichen Kräfte abzielenden anti­
monopolistischen, an tiimperialist;schen und demokratischen 
Plattform 3 wurde so zu Unrecht zum Symbol einer "Guerilla­
romantik" , eines ultralinken Radikalismus verlerrt. 

Von einem " revolutionären" Christentum kann man heUle in 
Lateinamerika nur sehr bedingt sprechen , da es weder über 
eine gemei nsame ideologische noch über eine organisatori­
sche Basis verfügt. Der Ausdruck wird meist als Sammelbe­
griff für oft sehr unterschiedliche linke bis linksradikale Strö­
mungen im lateinamerikanischen Katholizismus verwendet, 
die sich in eher kleinen Gruppen von Priestern, Arbeitern , 
Bauern , Studenten e tc. manifestieren. In bestimmten politi­
schen Situationen (wie z. B. in Chile 1970 bis 1973 sowie 
heute im chilenischen Untergrund) konnten Teile dieser Strö­
mungen für e in Bündnis mit der o rganisierten Arbeiterbewe­
gung bzw. marxistischen Parteien gewonnen werden. 
Der Vormarsch des Faschismus in Lateinamerika hat aller­
dings auch zu einer RadikaJisierung von Teilen des sozial­
refonnerischen Flüge ls der Kirche - bis hin zu einzelnen Bi­
schöfen - geführt (in diesem Sinne können Kirchenführer 
wie etwa Dom Helder Camara heute als radikalreformistisch 
eingestuft werden). 

Chile 

De r Konflikt zwischen katholische r Kirche und dem Pinochet­
Regime hat sich sogar schon bis in die Redaktionen bürger­
licher Zeitungen herumgesprochen. Die chilenischen Bischöfe 
unterst ützten Z\\'ischen 1964 und 1970 fast bedingungslos 
das "Experiment Frei" . Nach dem Wahlsieg Allendes wurden 
sie merklich zurückhaltender. wobei eine Minderheit de r Uni-



dad Popular eine gewisse Sympalhie entgegenbrachte. wäh­
rend auf der anderen Seite eine Minderheit dezidien rechts­
gerichte ter Bischöfe sich offen gegen die Allende-Regieru~g 
aussprach. Die Mehrhe it der chilenischen Bischöfe hatte em 
"diplomatisches" Verhältnis zur Volksregierung. das sich 
_ parallel zur Haltung der Christdemokraten - im Laufe der 
Regierungszeit verschlechterte . Im September 1973 standen 
die meislen Bischöfe dem Pul sch positiv gegenüber ("nalio­
nale Versöhnung Sialt marxistischer Klassenkampfparolen"). 
Als jedoch ihre Hoffnung auf die baldige Inslal1ieru~g einer 
christdernokratischen Regie rung nicht in Erfüllung gmg und 
andererseits die Mord - und Foherpolilik des Pinochet· 
Regimes sich fortsetzte und ve rstiirkte Ga sogar Teile der 
Kirche und der Christdemokraten betraf), rückten die chile· 
nischen Bischöfe - voran der Kardinal von Santiago. Raut 
Silva Hen riquel.. - zunehmend von der Junta ab, bis sie schließ­
lich in einen offenen Konnikt mit dem Regime gerielen. 
Einen Höhepunkt erreichte diese Auseinandersetzung im 
November 1975, als Pinochct persönlich die Schließung des 
kirchlichen Komitees für die Zusammenarbeit für den Frieden 
in Oile anordnete (zwei Monate zuvor war der Ko-Vorsit­
lende des Komitees, der evange lisch-lutherische Bischof Hel­
mut Frenz. des Landes veIVdcsen worden). Einen weiteren 
Höhepunkt bildete im August 1976 das Vorgehen "on DlNA­
Geheimpolizisten gegen drei Bischöfe. die von einer - von 
den dortigen Polizeibehördcn aufgelösten - Kirchenkonfe­
renz in Riobamba (Ekuador) zurückkehrten. Kardinal Silva 
sprach damals die Exkommunikation gegen die dar.m betei­
ligten D1NA-Angehörigen aus und drohte gleichzeitig . all 
jenen den Kirchenausschluß an, die in Zukunft übergnffe 
gegen kirchliche Würdenträger begehen würden. T~o~ aller 
taktischen Kompromisse, die die kirchliche HierarchIe Immer 
wieder mit der Junta schließt, hat sich seither der grundsätz­
liche Konflikt zwischen den katholischen Bischöfen und dem 
Pinochet- Regime weiter verschärft. 

Auch in Brasilien wurde der Militärputsch von 1964 von den 
katholischen Bischöfen des Landes mehrheitlich gebilligt. Bis 

Anfang der 70cr Jahre waren es lediglich einzelne Bi.sthöfe, 
die offen und mutig das Militärregime kritisienen (wIe z. B. 
der Erzbischof von Olinda und Recife, Dom Helder Camara, 
oder der Bischof von Crateus. Antonio Fragoso). 

Brasilien 

Im Mai 1973 veröffentlichten zwei regionale Bischofskon­
ferenzen (des Nordosten und den Zentral-Westen) anläßlich 
des 10. Jahrestages der päpstlichen Enzyklika "Paccm in ler­
ris" (von Johannes XXIII.) Hirtenbriefe·, in denen vor allem 
die ungerechte Bodenverteilung, die soziale Lage der Land· 
bc.vÖlkerung sowie die Politik der brasilianischen Regierung 
gegenüber den Indianern angeprangert wurden. Damit war 
die Kritik am Regime zum erstenmal nicht mehr auf einzelne 
Bischöfe beschränkt. In der brasilianischen Bischofskonferenz 
insgesamt fanden jedoch diese Stellungnahmen der beiden 
regionalen Bischofskonferenzen noch keine .Mehrhei~: Es 
herrschte immcr noch die Meinung vor, öffenthche Erklarun­
gell seien .. pastoral unklug" bzw. würden "dem Marxismus 
in die Hände arbeiten" . Erzbischof Sigaud von Belo Hori­
zonte, der im brasilianischen Fernsehen die Hirtenbriefe sei­
ner Kollegen aus dem Nordwesten und dem Zentral-Westen 
kritisierte, erkläne. es sei .,nicht Aufgabe der Kirche zu Fra­
gen der Winschaftspolitik Stellung z.u nehmen:·,. . . 
Die zaudernde Haltung der MehrheIt der braslhamschen BI­
schöfe stieß zunehmend auf innerkirchliche KritiS.: einerseits 
von jener Mindcrheil von Bischöfen, die eine .klare Ste.llu.ng 
bezogen, andererseits aber auch von ausländIschen MISSIO­
naren (vor allem im Amazonasgebiet, die täglich mit dem 
Genozid an der indianischen Urbevölkerung konfrontiert 
sind). von Priestern in Elendsvierteln und annen Landge­
bieten sowie von großen Laienorganisationen (die Katholi­
sche Aktion sowie verschil..-dene katholische Arbeiter- und 
Sauernorganisationen arbeiten praktiSCh im Untergrund). 

Im Jahr 1976 kam es zu einer Eskalation staatlicher Repres­
sionspolitik sowie "on Aktionen rechtsradikaler Organisatio­
nen gegen Personcn und Einrichtungen der katholischen Kir­
che . Zwischen Juli und Oktober wurden zwei Priester (P. 
RocIolfo Lunkenbein und P. Joao Bosco Surnier) ennordet 
und ein Bischof (Hipolito) entführt und mißhandelt. Diese 
Ereign isse bildeten den unmiuelbaren Anlaß.~tir ~inen Hi~­
tenbrief der Vertreterkommission der Braslhamschen BI­
schofskonfcrenz, der am 15. November i976 veröffent licht 
wurdc5. Darin bezeichncte zum erstenmal die Venretung des 
Gesamtepiskopats das herrschcnde Regime als .,verantwort­
lieh für das Klima dcr Gewalttätigkeit". Besonders wurden 
die übergriffe der Polizei, die ungerechte Veneilung des 
Landbesitzes und die Mißachtung des Lebensrechts der In­
dianer verurteilt. Die Bischöfe griffen auch die ideologische 
Basis des Regimes. die .. Ideologie der nationalen Sicherheit" 
an, ;n deren Namen die Meinungs- und Pressdreiheit sowie 
die Menschenrechte ständig in gröbster Weise verletzt wer­
den. Die Vollversammlung der Brasilianischen Bischofskon­
ferenz. die Mitte Februar 1977 im Bundesstaat Sao Pauk> 
tagte und an der 220 der 305 Bischöfe des Landes teilnah­
men. billigte ausdrücklich den Hirtenbrief der Vertreterkom­
mission und beschloß selbst mit 217 Stimmen ein Dokument. 
ds wiederum schwere Anklagen gegen das brasilianische Re­
gime enthielt ' . 

Argentinien 

Obwohl aueh in Argentinien sei t dem Militärputsch vom März 
1976 die Repression ständig zunimmt und die Morde der 
rechtsradikalen AAA (Argentinische Antikommunistische 
Allianz) noch zahlre icher sind als in anderen lateinamerika­
nischen Ländern, haben die Bischöfe bisher noch nicht in 
jener Weise Stellung genommen wie ihre chilenischen oder 
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brasilianischen Amtsbrüder. Te ile des niederen Klerus stehen 
zwar links (nicht zufällig wurden von rechtsradikale n Terror­
kommandos bereits mehrere Priester ermordet), de r hohe 
Klerus ist jedoch eng mit de r Oligarchie verbunden: und ver­
sucht, e ine betont "gemäßigte" und "ausgewogene" Haltung 
einzunehmen. So wird im jüngsten Dokument der Bischofs­
konferenz von Ende Mai 1977 allgemein die Zunahme von 
Terror und Gewalt verurteilt, gleichzeitig jedoch Verständnis 
für Aktione n der Regie rung zur Eindämmung der " marxisti­
schen Subversion" geäußert 7. Die Kri tik de r Bischöfe an ein­
zelnen Maßnahmen der Regie rung (z. B. Folterungen, Ver­
schwinde n von Personen, unbeschränkte InhaftierulJgen etc.) 
hat noch nicht ein Stadium erreicht, wo man von e iner Kolli­
sion mit dem Regime sprechen könnte. 

Peru 

Während der Phase des linksnationalistischen Kurses der 
peruanischen Mili tärregierung gelangte der Episkopal zu den 
gesellschaftspolitisch weitestgehenden Aussagen aller natio­
nalen Bischofskonfe renzen des Kontinents. In e iner Erklä­
rung vom Juni 197 1 B brachte die peruanische Bis-chofskon­
ferenz ihre "Able hnung des K apitalismus, sowohl in seiner 
wirtschaftl ichen Form als auch in einer ideologischen Ausprä­
gung" zum Ausdruck. Zugleich sprachen sie sich für den Auf­
bau einer Gesellschaft aus, " in der Demokratie lebe ndig ist, 
auf der Basis e iner wirksamen politischen Part izipation der 
gesellschaftl ichen Milglieder, auf der Basis des Gemeineigen­
tums an den Produktionsmitteln , auf der Basis eine. mensch­
liche n Auffassung der Anwendung von Arbeit, auf der Basis 
der Unterordnung des Kapitals unter die Notwerudigkeiten 
der ganze n Gesellschaft". Zum Jahresbeginn 1976 veröffent­
lichten die peruanischen Bischöfe ein Dokument "Sozialis­
mus und Volksmachl" 9, iJL dem sie ihre bereits 197 1 abgege­
bene Erklärung we iterentwickeln . 

Seit der Ablösung des Staatspräsidenten Velasco Alvarado 
und der im letzten Jahr immer deutlicher werdende n Rechts­
entwicklung der peruanischen Regierung verstummte der 
Episkopat im gesellschaftspolitischen Berei!;!l. Während fort­
schritt liche Sektoren der Kirche (linke Priestervereinigungen, 
katholische Arbeite r- und Bauernorganisationen ete.) zuneh­
mend staatliche Repressionen zu spüren bekommen, ver­
stärkt sich insgesamt der Einfl uß der reaktionären Kräfte in 
der peruanischen Kirche - vor allem auch im Episkopat. Die· 
se rüekschrinliche Entwicklung wird außerdem tatkräfti g von 
außen unterstützt, wobei z. B. westdeutschen Miss ionshi lfe­
organisationen wie Adveniat (verantwortlich: Bischof Hengs­
bach) e ine bedeutende Rolle zukommt. 

Kolumbien 

Die kolumbianische Kirche ist bis heute ein Muste rbeispiel 
des Konservativismus. Der Erzbischof von Bogota, Kardinal 
Munoz, hatte sich schon 1965 mit der Verurteilun.!!; von Ca­
milo Torres Verdienste fü r die Oligarchie erworben und steht 
seither an der Spitze be i der Verfolgung aller fortschrittlichen 
Bewegungen im kolumbianischen Katholizismus. Ko nsequen­
te rweise wurde ihm im J uni 1976 vom kolumbianischen Mili­
tär der Eh rentite l e ines "Generals der Armee" verliehen. 
Diese reaktionäre Haltung des Kardinals und der Mehrheit 
de r Bischöfe hat praktisch zu einer Spaltung der !Kirche in 
Kolumbie n geftihrt . Teile der Kirche - und sogar einige Bi­
schöfe - solidarisieren sich mit streikenden Arbeit.ern oder 
anderen Protestbewegungen. 

Die ko lum bianische Kirche ist für den US- lmperiali!Smus von 
besondere r Bedeutung, da sich in diesem Land der Sitz des 
Lateinamerikanischen Bischofsrats (CELAM) befinde t. So 
wurde mit CIA-Unte rstützung Anfang der 70er Jahre in 
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8 0gma ein Studienzent rum für die Ki rche Lateinamerikas 
(CEDIA L) aufgebaut , das von dem berüchtigten belgischen 
Jesuiten P. Roger Veckemans geleitet wird . Veckemans war 
bis 1970 Hauplverbi ndungsmann der CIA in der Kirche Chi­
les, wo cr vor allem die marxistisch dominie rte Gewerk­
schaftsbewegung unterwandern und die Wahl Allendes ver­
hindern sollte . Nach dem Sieg der Unidad Popular verließ er 
Chi le und baute in Bogola das CEDIAL auf. Von dort aus 
koordin iert e r den Kampf gegen die progressiven Ent wick­
lungen in der lateinamerikanischen Kirche, wofür er über ein 
ausgezeichnetes Nelz an internationalen Beziehungen ver­
fügt : So organisie rte er vor wenigen Monaten in Rom mit 
Unterstützung des BRD-Bischofs Hengsbaeh und gewisser 
Kreise im Vatikan (um den jetzigen Kardinal Benell i) einen 
Kongreß gegen d ie "Theologie der Befreiung" (eine von den 
fortschrittlichen Kräft en in de r lateiname rikanischen Kirche 
e ntwickelte Theologie). Er hat auch ausgezeichnete Kontakte 
zu kirchlichen Instituten in der ganzen Welt (u. a. zum Insti­
tut für Sozialethik und Katholische Soziallehre an der Uni­
versi tät Wien; Leiter : Prof. Rudolf Weiler) und - wie bereits 
e rwähnl - zur CIA und anderen Insti tutionen in den USA. 

Meue .rreikender A,beller in Limo 

Besonde rs gefährlich fü r die Kirche Lateinamerikas sind 
Vcckc'mans cnge Beziehungcn zum Generalsekretär des la­
teinamerik anischen Bischofsrates, Msgre . Lopez Trujillo. 

Paraguay, Uruguay, Bolivien 10 

Se it die Stroessner-Diklatur in Paraguay von Dezember 1974 
ab gegen die von Jesuiten angeleiteten Bauerngenossenschaf­
ten vorgegangen ist und mehre re Priester inhaft iert bzw. des 
Landes verwiesen hat, ist der Konflikt zwischen der katho li­
schen Hierarchie und der Diktatur imme r schärfer gewor­
den, Im J uni 1976 prangerten die Bischöfe des Landes öffent­
lich die Verfo lgung der Kirche sowie die Mißachtung der 
Menschenrechte in Paraguay an. 

Uruguay ist das einzige Land Lateiname rikas, in dem ein 
beträchtliche r Teil der Bourgeoisie und der Großgrundbe­
sitzer antiklerikal ist. Im Unterschied etwa zu Chile spielt 
dahe r die Berufung der Faschistcn auf das Christentum keine 
entscheidende Rolle. Diese Talsache schränkl allerdings in 
einer gewissen Weise die Handlungsmöglichkeiien de r Kirche 



e in. Hirtenbriefe der Bischöfe zur Situation im Lande wer­
den zensiert und eine m Bischof wurde sogar die Rückkehr 
nach Uruguay verweigert. Der Gegensatz zwischen Kirche 
und Diktatur ist jedcnfalls eindeutig. 

Auch in Bolivien hut io den letzten Jahren der Konflikt zwi­
schen de r katholischen Kirche und dem Banzcr-Recgime zu­
genommen. Die Kirche hat sich wiederholt mit Streiks von 
Arbeitern und Bauern solidarisiert , ..... as die Schließung einer 
kirchliche n Rundfunkstation zur Folge haue . 

Unvereinbarkeit von Christentum und Faschismus 

De r Direkto r eines lateiname rikanischen Kultun:entrums, 
P. Virgilio Elizondo, formulierle einmal : .. Wenn esdie Unter­
drückung nicht gäbe, ..... äre die lateinameri kanische Kirche 
wahrscheinlich imme r noch konse rvativ."l1 Dumit ist ein ..... e­
sentlicher Hintergrund für den gegenwärtigen Kon nikt zwi­
schen Kirche und Faschismus in Lateinamerika auf eine Ku n­
formel gebracht. Dazu kommt. daß die Kirche traditionelle r­
weise von den Mitt el- und Oberschichten mit Geld, Priester­
und Ordensnachwuchs eIe. versorgt wurde. Die Säkul:trisie­
rung, die sich gerade in diesen Schichten im letzten l ahn.:chnt 
rapide ausgebreitet hat, brachte für die Kirche einen ernsten 
Rückgang des Nachwuchses an Priestern , Ordcnsleuten und 
anderen kirchlichen Be rufen sowie allgemein des gesellschaft­
lichen Einflusses mit sich. Ein verstärktes Hinwenden zu den 
Volksmassen. die noch viel weniger von de r Säkulmisierung 
e rfaßt sind, wurde somit für die Kirche auch eine Frage der 
Selbsterhaltung. In den le tzten Ja hren wurden mehrere kirch­
liche Schulen für Kinder aus Oberschichten geschlossen und 
statt dessen Bildungsprogram me in Elendsvierteln, unter 
landlosen Bauern, Indianern e tc. begonncn . Diest: gTÖßere 
Verbundenheit mi t den "einfachen Leuten" zwingt die Kirche 
jedoch in eine Distanz zur herrschenden Klasse. Somit stcht 
die Kirche in einem ständigen Dilemma: Kritik an den ge­
sellschaftlichen Zuständen forde rt Unterdrückung seitens der 
Machthaber heraus, während Schweigen ihr die künftige Ge­
fo lgschaft unter den Massen kosten könnte. Dieses Dilemma 
führt die kirchliche Hierarchie häufig zu dem Versuch von 
Balanceakten. die jedoch wegen der zunehmenden Repres­
sion und des wachsenden WiderstiIndes der Volksmasscn 
immer schwieriger werden. 

Sicherlich bedeutet die gegenwärtige EntwiCklung im latein­
amerikanischen Katholizismus nicht, daß die Mehrheit der 
Bischöfe ihre Vorbehahe gegen den Sozialismus aufgegeben 
hätte. Das Neue besteht vielme hr darin, daß die Mehrheit 
de r Bischöfe in den meisten Ländern Lateinamerikas nicht 
mehr bereit ist, unter dcm Deckmantel des Antikommunis­
mus die wachsende faschistische Repression zu rechtfertigen. 
Die Frage, die sich in Lateinamerika aktuell stellt , ist auch 
gar nicht in erster Linie die Vereinbarkeit von Christentum 
und Sozialismus, sondern die Unvereinbarke it von Ch risten­
tum und Faschismus. 
Bischöfe, die die Able hnungdes Faschismus mit der Bejahung 
e iner sozialistischen Perspektive ve rbinden, stellen auch heute 
in Lateinamerika eine Minderheit dar. Zu dieser Minderheit 
gehört beispielsweise der Bischof von Guernavaca (Mexiko). 
Msgre. Se rgio Mendez Arceo: .. Für unsere unterentwickelte 
Weh gibt es keinen anderen Aus ..... eg als den Sozia lismus im 
Sinne der überführung der Produktionsmittel in Gemein­
eigentum. Der Sozialismus bedeutet Befreiung vom lm pcri:t­
lismus und Kolonialismus in all ihren kul turellen, wirtschaft­
lichen und politische n Forme n; er bietet die radikalen Ände­
rungen der Strukwren ." u 
Die Auseinandersetzung um die Frage des Sozialismus steht 
der late inamerikanischen Kirche als Ganzes noch bevor. Der 
US-Imperialismus trifft jettt schon Vorkehrungen für die­
sen Moment : in mehreren Lände rn (z. B. in Brasilien) wer­
den von den Geheimdiensten Listen von " marxistisch infil-

trierten" Bischöfen und Priestern erstellt; die Rockefeiler· 
Foundation hat ein Geheimpapier über die Kirche in Latein­
amerika erarbeitet (darin wird eine Linksentwicklung der 
Kirche als größte Gefahr rur Lateinamerika bezeichnet); es 
werden gezielte finanzielle Zuwendungen an kirchhehe Ein­
richtungen getätigt, um antisozialistisclte Bollwerke im Inne­
re n der Kirche aufzubauen (z. B. <In dlls CEDlAL des P. 
Veekemans oder das Gcneralsekrctariat des CELAM unter 
Lopcz Trujillo). 

Die US-Strategie gegenüber der 
lateinamerikanischen Kirche 

In diesem Zusammenhang muß auch die Menschenrechts­
demagogie des gegenwärtigen US- Präsidcntcn Jimmy Caner 
gesehen werden: Sein verbales Abrücken von den latei name­
rikanischen Diktaturen (bzw. sogar seine öffentliche Kritik an 
ihnen) soll u. a. auch verhindern, daß der wachsende Pro test 
der lateinamerikanischen Kirche in eine n ,.Antiamerikanis­
mus" - so ll heißen Antiimperialismus - umschlägt. Indem die 
USA die faschistischen Diktaturen zwar (vor allem ökono­
misch) unterstützen, sie aber gleictt7.eitig verbal kritisieren, 
soll bereits je tzt für den Zeitpunkt Vorsorge getroffen wer­
den, wen n d iese Diktaturen gestürzt werden. 
Wieweit diese US-Strategie in bezug auf die Kirche Latein­
amerikas erfolgreich sein wird, ist heute noch nicht abzu­
schällen. De r Differen7ierungsprozcß im lateinamerikani­
schen Katholizismus ist jedoch bereits so weit vorangeschrit­
tell , daß de r Imperialismus jedenfall s nicht mehr auf die ganze 
Kirche wird zählen können. In diesem Sinne ist es durchaus 
denkbar. daß von den rechten 'kirchlichen Stratege n schon 
heute auf eine Spaltung der Kirche hingearbeitet wird. Im 
Moment wächst - von außen her betrachtet - allerdings eher 
die Einheit der Kirche im Protest gegen den Faschismus, da 
sich auch die proimperialistisehen Teile der Hierarchie immer 
schwe rer offen zu der unbeschreiblichen Eskalation der Re­
pression bekenne n können . (Außerdem wäre die Abspaltung 
eines profaschistischen Minderheitsnügels von der Gesamt­
kirche auch für den US-Imperialismus wertlos). Diese wach­
sende Einheit nach außen darf jedoch nicht über die Gegen­
sälle im Inneren der Kirche - ja sogar der Bischofskonferen­
zen - hinwegtäuschen. Solange in großen Teilen des Konti­
nents noch der Faschismus herrscht, werden jedoch wahr­
sche inlich diese Gegensätze nicht offen ausbrechen. 

Anmerkungen: 

I) Zur politischen Differenzierung im lateinamerikanischen Katho­
lizismus vgl. die ausführlichere Darstellung: A. Krims, Katho­
lizismus und gesellschafelicher Fortschritt in Lateinamerika, in: 
Bläuer rur deutsche und intemationale Politik, Hefe 9/ 1973 

2) Ausführlichere Darstellungen des Wirke:ns von P. Camilo ToITCS 
in: G. Gw:man, Camilo Torres. Persönlichkeit und Entschd_ 
dung, Berlin '972 sowie Camilo TOfTes - Priester und Revo­
lutionär. Broschüre: der Aktion Kritisches o.ristentum, Wien 
1976 

3) Der Wortlaut der .. Plattfonn" der Volkseinheilsfront ist abge­
druckt in : G. Guzman, Camilo Torres, a. a. 0., S. 101 -106 

4) Das Dokument der Bischöfe und Ordcnsoberen des brasiliani· 
schen Nordosten vom 6. Mai 1973 ist abgedfllckt in: Katholizis­
mus in Lateinamerika, Broschüre des Wiener Instituts für Ent­
wicklun~fragen. Wien o. J. 'I VgJ. Kntisches o.riste:ntum, Wien, Nr. 6. 1977 

6 Vgl. Antiimperialistischcs Infonnationlibul1etin Nr. 5/ 1977 
7 Vgl. Kritische:s Christentum. Wien. Nr. 10, 1977 
8 Der gesellschaftspolitische Teil der Erklärung des pefllanischen 

Episkopal! Y()ßI Juni 1971 ist im Wortlaut abgedrutkt in : Katho­
lizismus in Lateinamc:rika, a. a. 0 ., S. JO-39 

9) VgJ. Die Bischöfe schweigen nicht, in: Kirche in Lateinamerika, 
Sondernummer der Chile-Nachrichten, Mai 1977 IOj VgJ. Lc Monde diplomatique, Paris. Febfllar 1977 

1I Zit. nach: Washington Post, WashingtOn 16. 8. 1976 
12 Zit. nach: I. Lcsbaupin, Der Episkopat Lateinamerikas und der 

Sozialismus. In: Conciliwn. Internationale Zeitschrift für The0lo­
gie. Utrecht, Heft 5, 1977 
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Südliches Afrika 

Aussage der Lissabonner 
Anti -Apartheid -Konferenz 

lISBOA 

LISBON 

USBON NE 

,sn 

Organisiert vom Wtltfriedensrat, der Organisation für Afro­
A siatische Vöfkersolidarüüt (A APSO) und einem breil Zllsam­
mengesell.ten natiOlwlen VorhereitlU/gskomilee fand vom 
/6.-/9. juni d. J. in Lissabon die Wellkon[erenz gegen 
Apartheid, Rassismus Ilrrt/ Kolonialismus im südlichen AJr;kll 
S/Qtt. An dieser Konferenz be/eiligtell sich 300 Del/?gierlt! aus 
übe, 70 Staaten und Abgesandte von /4 staatlichen 11IId nicht­
staatlichen internatIonalen Organisofionen darlUl ter die Verein ­
ten Nationen mir fünf Unterorganisatiorum. Besonderes Ge­
wicht verlieh der Konferenz. die Schinnhurscha[t, die J I afri­
kanische Staatschefs, dammer die Präsidenten der ehemali­
gen portugiesischen Kolonien und der sogenannten Front­
staaten, übernommen hatten. 25 Staatsoberhäupter lind UN­
Generalsekretär Kllr1 Waldheim unterstrichen durch Großbot­
schaften die herausrtlgende Bedeutung dieser Konferenz, (fie 
last aul den Tag genall einen Monat nach du UNO-Solidari­
ktötskonferenz mn Maplllo (vg!. A lB, Nr. 7//977) Z/ISOHI ­
mentrat. 
Die Konferenz von Lissabon bekräftigte nichlnur die Haupt­
oriemierungen der UNO-Konferenz von MapUlo; dit, dort I'er­
sammelten gesellschaftlichen Kräfte gingen in den einmütig ge­
billigten Abschlußdokllmemell in wesentlichen Punkten iiber 
das Votum von MapUlo hinaus. In I'ollem Ein verständnis mit 
den Repräsemamen der drei Befreilmgsbeweglmgen des süd­
lichen Af rika - deren Präsidemen Oliver Tambo, Sam Nu­
joma, Joshua Nkomo und Robert Mugabe im Präsidium der 
Konferenz vertreten waren - fonnulierren sie deli Grwul­
koftsellS der forrschriltlichen Weltöffentlichkeit iiber das, was 
heUle im südlichen Afrika gebOien ist. Sie entwarfen so die 
Platt/orm insbesondere flir die Solidf/filätsbewegull'.g in deli 
imperialistischen Hauptländern. 

Volle Solidarität den Befreiungsbewegungen 

DieUssabonner Weltkonferenz gegen Apartheid ve'rabschie­
dete eine AI/gemeine Deklamtion, eine Resolutiall Zl/T Solidari­
tät mit dem Bef reiunKskampf des südlichen Afrika, ein Ak­
tionsprogramm, BotSchaffen an die Völker Siidafrikus, Nami­
bias lind Zimbabwes. eine Resolution ~ur Unters fÜrwng der 
Fromstaaten, eine Resolution zur Unterstützung der forr:,-chritt­
fichen Staaten Afrikas sowie Resolutionen der flinf Kommis­
sionen, in denen die Konferenz lagte mit' die sich mit juristi­
schen, politischen. ökonomischen und militärischen A spekten 
der Lage im südlichen Afrika sowie mit (Ien Aufgaben der 
SolidaritätSbewegung ~faßtell. 

"Als Konsequenz. der Zerschlagung da porlllgiesischen Ko­
IOllialismllS Wld der Befrei/mg Angolas, MO(ambiques, Guinea­
Bissaus und der Kapllerden hat der Befreilmgskampf ein 
neues und entScheidelides Stadium erreicht," unterstreicht die 
Solidaritätsresolwion. Wie die Maputo- Konferenz b(~kräftigte 
die L issaboller Weltkonferellz die Legitimität des von deli 
Befreiungsbewegungen geführten bewaffneten Kampfes. Sie 
erklärte allSdrücklieh. "daß der Af rikanische Nafionolkongreß 
von Südfrika, die Patriotisdie Front ~'on Zimbab .... e lind die 
S WAPO von Namibia die einzigen amhentischen Repräsen-

Il 

taillen ihrer Völker sind." Ihnen gebürt die solidarische und 
ungeteilte Ullferstijtzung durch llie demokratischen Kräfte der 
Welt. 

Die enge Verzahnung der progressil'ell Entwickhmg ill Afrika 
mit dem II(1tionlllen Befreiungskampf im Süden des Konti­
lIems lIIuer.\"freiehen die Rp.solutiollf!ll lIIr Solidllritiit mit den 
FrolllStatllen (A I/gola, MO{llmbiqlll!, Ta/lsania. StilI/bill wul 
80lSwalla) lind (Iell fortschriulichell SltIaten Afrikas. Dort wirtl 
die Existelll und die 1I0twendige Stiirkung ller fortschritt­
lichen StaateIl lies Kontinents " als gnllldlegende IJeding/lllg 
fii r deli Erfolg des Befreiungskampfs im südlichen Afrika" 
hervorgehoben. Deli FrOllwamen wird die I'ol/e Umer.uiit­
zullg gegell die aggressi~'e Eskllfatiolls.ftraregie des Smith­
Regim,:,' lind Siidaf rikas zugesprochen. Im Falle der Oberfiilfe 
Rhodesiens gegell seil/e Nachbarslllaten liegt die direkte Ver­
tlrltwortlmg vor al/em bei Großbritannien als Kolonialmaclu. 
Den durch AggressiollSakte betroffenen StaateIl wirtl dlu 1111-

veriiußerliche Recht zur Verteidigung ihrer SOIlI'erönitiit wge­
bilfigt lind lias in der UN-C/wrta verankerte Recht betollt, 
ill diesem Falle bei befreundeten SlfIlIIen und fonschrittlichen 
Orgall isatiollen 11111 effektive flilfe IllIchZIlSI/(."hell. 111 diesem 
Sinne begrüßte die Konferellz die Hilfe der sozialistiscllen 
Slaalell fü r (Je" Befreiungskampf in Afrika. 
Deutlich über di! Ergebnisse der Maputo-Kollferenz hil/(/IIS 
ging das Anti-Apartheid-Treffen 1'011 Lissaboll in der konkre­
ten Verurteilung der imperialistisclum Staaten allfgTlllld ihrer 
fortgesetzten Verletzung der Rhodesiensanktionen des UN­
Sicherheitsrates, der UN-Namibill- lind Siidafrikll-Re.folllfio­
nell. Wegen illrer akth'en Ko!f(lbortuioll mit den RassisteIl ­
regimes angeklagt 'II-'!Irden insbesondere (lie USA, Großbritan­
nien, Frankreich . lfie Bllndes repllbfik Del/tscilialld, Japan , 
Israelulld Kanada. 
Besonders die BRD stand immer wieder im Kreut!eller der 
Kritik. Das äußerte sich beispiebweise darin, daß in tlas Ak­
tiorlSprogramm derLissabol/llerKonferenz die weitgehende for­
derung IUleh tier A IIsdehnllllg des Olembargos altf (lie BIIII ­
desrepublik allfgenommen wl/Tde, (las die letzte Gipfelkoll­
ferellz der Nichtpaktgebundellen ill Colombo gegen Frankreich 
allfgrund seiner militärischen Zusavullenarbeit mit llem Vor­
ster-Regime allf die Tagesortlllllllg gesetzt hatte. 
In Lissabon hOl die Delegation allS du BRD aus ihrer Ver­
urteilung der IJol/ller Siidafrika-Politik keillen Hehl gemacht. 
Ihr gehörten (111: Vertreter (Ies Delllsehen Nationalkomitees. 
des Allliimperialistischell Solitiaritätskomitees (das im Stiindi­
gen Ausschuß der KOllferenz vertreten war), der Ami Apart­
heid-Bewegung. von Medico Imernatiollal, des Arbeitskreises 
Festival. des MSB S PARTAKUS, der Dellfschen Komrmmi­
stische" Partei sowie ir, Vertrewtlg VOll /I1d B M(lJIfred Koppik 
All/rette Niemeyer lind der kürzlich allS Siidafrika ausgewie­
sene Pfa rrer Reinhard Brückller. Gemeiluame und verstiirkte 
Aktionen, die die Enr! alwlIg von Druck auf die Bonner Kal­
laboratiollspolitik mit den von ller Imernationalell Gemeill­
schaf t gerichteten Regimes im südlicheIl Afrika zum Illhalt 
haben, sind eille KOIISeqllellz, die die Solidarilälsbeweglltl8 
Imseres Landes alu den Arbeirsergebllusell ~'Oll Lissabon Zll 
ziehen hat. 



Oliver Tambo I Sam Nujoma I Joshua Nkomo I Robert Mugabe 

Unsere Position ist klar und eindeutig 
Die Anwesenheit der Führer der drei aUlhentischen Be­
freiungsbewegungen des südlichen Afrika, des Präsidenten 
des Afrikanischen Nationalkongrcsscs (ANC) von Südafrika, 
Oliver Tambo, des Präsidenten der Südwestafrikanischen 
Volksorganislion (SWAPO) von Namibia, Sam Nujoma, und 
der beiden Präsidenten der Patriotischen Front von Zim­
babwe, Joshua Nkomo und Robcrt Mugabc, verlieh der 
Weltkonferenz gegen Aparlheid , Rassismus und Kolonialis­
mus im südlichen Afrika ein besonderes Gewicht . Uner­
müdlich waren die vier Repräsentanten ihrer Völker in ihren 
Reden , Pressekonferenzen, Interviews und Gesprächen be­
müht , die gegenwärtige Situation im Süden des afrikani­
schen Kontinents zu erläutern. die Hintergründe der aktuel­
len imperialistischen St rategie zu erhellen, Fragen zu beant­
worten, die die Entwicklung des Befreiungskampfs neu auf­
geworfen hat. überzeugend vermittelten sie den Eindruck. 
der sich auch in der Abschlußdeklaration niedergeschlagen 

hat: ANC, SWAPO und Patriotische Front sind die einzi­
gen legitimen Befreiungsbewegungen des südlichen Afrika. 

" Unser Kampf im südlichen Afrika ist ein Kampf gegen 
Faschismus, Rassismus und Unterdrückung durch eine Min­
derheit weißer Siedler gegen die afrikanische Mehrheit." 
Mit diesen Worten eröffnete Sam Nujoma die erste gemein­
same Pressekonferenz der vier Präsidenten der drei Be­
freiungsbewegungen auf europäischem Boden am Rande der 

Wettkonferenz von Lissbon. " Es handelt sich nicht um einen 
Kampf gegen die Weißen, weil sie weiß sind, sondern um 
einen Kampf gegen Kolonialismus und Fa~hismus." Ähnlich 
Joshua Nkomo in sei ner Rede auf dem Eröffnungsmeetingder 
Konferenz: "Wir sehen nicht auf die Gesichter der Leute und 
sagen, diese Gesichter sind weiß ooer schwarz." 

Ziel: Staatsmacht für die Mehrheit 

Es geht nicht um die Hautfarbe, es geht um mehr: im Be­
freiungska mpf im südlichen Afrika: " Der Hauptinhalt un­
seres Befreiungskampfes,·· unterstrich Dliver Tambo in einer 
Erklärung, "ist d ie Befreiung der am meisten unterdrückten 
und ausgebeuteten Abteilung des unterdrückten Volkes, des 
afrikanischen Volkes. Dieses Ziel bestimmt jeden Aspekt 
unserer revolutionären Strategie. Die Einheit des afrikani-

sehen Volkes als dem größten und am me isten ausgebeutet­
sten Bestandteil der südafrikanischen Gesellschaft ist der 
Kern, um den herum wir eine Allianz aller revolultionären 
Kräfte des Landes schaffen. Innerhalb dieser afrikanischen 
Mehrheit stellt die afrikanische Arbeiterklasse das d iszipli­
nie rteste und politisch bewußteste Element dar. Ihre Situ­
ation, die sie zum Rückgrat einer komplexen Industriewirt­
schaft macht, hat ihr zu einem sozial fort schritt lichen und 
radikalen Standpunkt verholfen, der dem Programm der natio-
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nalen Befre iungsbewegung seint'" Stempel aufgedruckt hat. 
Ihre selbständigen Organisationen und d ie Gewerkschafts­
bewegung sind ein integraler Bestandteil der nationlen 
Befreiungsbewegung geworden und haben eine entschei­
dende Ro lle gespielt . Die Rolle. die d ie Arbeiterklasse in 
der Zukunft unseres Landes spielen wird, steht außer Zweifel. 
Sie hat d ie latente Macht, über die sie verfügt. in den zahl­
re ichen Kampagne n ebenso gezeigt wie in den General­
streiks im vergangenen Jahr. 
Die unmiltelbare strategische Aufgabe unserer Bewegung ist 
es, den Ka mpf auf e ine höhere Ebene zu heben. auf der 
kämpferischen Stimmung. die sich im Lande durchsetzt, auf­
zubauen, um so alle diese Ene rgien auf das zentrale Ziel zu 
richten - d ie Ergre ifu ng der Staatsmacht. Da wir in eine neue 
und entscheidende Phase unseres Kampfes einlreten, ist die 
Solidarität und die Unters tützung durch unsere Verbündeten 
und Freunde doppelt so wichtig gewo rden:' 

In Ausein andersetzung mit de r Position des US-Präsidenlen 
Carter, der de r schwarzen Mehrheit Südafrikas verbal die 
Notwendigkeit von mehr Bürgerrechten zugestand, e ntwik­
ke lte O live r Tambo auf der Pressekonferenz den prinzipeI­
len Unte rschied zwischen dem Kampf einer Bürgerro!~h ts­

bewegung, als die der ANC Anfang des Jahrhunderts ent­
standen war, und dem Zie l de r na tionalen Befreiung: 

Bürgerrechte Carters und nationale Befreiung 

"Was Carte r meint. wenn e r von Bürgerrechten in Südafrika 
spricht , geht davon aus, daß de r Inhalt des KaQlpfes nicht in 
der nationalen Befreiung besteh, . Der ANC kämpft fü r die 
Übergabe der Macht an das Vo lk von Südafrika. Carter geht 
nicht davon aus. daß de r Kampf um die Beendigung de r bru­
ta le n Ausbeutung geführt wird , der unser Volk unterworfen 
ist . E r meint , das. was Südadrika braucht. sind Refo rmen, 
Verbesserungen, e ine Anpassung an die veränderte Situation. 
damit das gegenwärtige Regime seine poli tische und militäri­
sche Macht und seine gegenwärtige Struktur behält . Ein 
Kampf fü r Bürgerrechte geht abe r immer von der Prämisse 
aus, daß das Volk ein unabhängiges Volk ist. daß das Land 
unabhängig ist. Den Bürgerrechtskämpfe rn gefa llt diese oder 
jene Regierung nicht, die Gesetze, die sie vembschiedet und 
die die Me nschenrechte von Gruppen ode r Indivfd ue n ver­
letzen. Das aber ist nicht unsere Position. Wir als Mehrheit 

O. rambo Im Ge,pli!m mir J . Nkomo 
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haben keine Regie ru ng. In Südafrika hat d ie schwarze Mehr­
he it kei ne Regie rung. Sie ist nicht unabhängig und war es nie 
gewescn. Vorster is t nicht unscr Premierminister. Er ist nicht 
unsere Regierung. Wir haben nichts zu tun mit ihm . Unsere 
Posit ion beSieht nich t darin. daß wi r Vorster gerne dies und 
jenes ru r uns tun sehen wollen. z. B. "menschlichere" Gesctze 
durch ein weißes Parlament verabschieden zu lassen. In die­
se Richtung zie len unsere Forderungen nich!. Unsere Kem­
fo rde rung besteht darin, daß wir unsere Entscheidungen 
se ihst treffen wollen. daß wir die Verantwo n lichen unserer 
e igene n Zukunft sein wollen. We nn es in Südafrika ein Par­
lame nt gibt, muß es ei n Parlament des Volkes sein, nicht ein 
Parlament der Weißen. das Gesetze für Schwarze macht. 
Es geht um die Frage der kolonialistischen Beherrschung 
und de r rassist ischen Unterd rückung. Es geht um d iese ex­
klusive weiße Minderheitshe rrschaft. Unse r Kampf ist daher 
ke in BürgerreChtskOnzept. Es ist ein Kampf für nationale Be­
freiung. so wie e r in M~ambique und Angola geführt wurde, 
so wie e r in Namibia und Zimbabwe stattfindet. Dies ist auch 
de r Typ des Kampfes für die Macht des Volkes von Südafri­
ka . Das is t ke in Kampf für irgendwelche Verbesserungen. 
sondern ei n Kampf für d ie vo llständige Umwälzung der so­
zia len und gescllschaft lichen Strukturen zugunstcn der Mehr­
heit des Volkes und seines Wo hlergehens. Und es ist ein 
Kampf für Frieden. weil es keinen Frieden geben kann und 
wird. bevor wi r dieses unser Ziel erreicht haben." 

Und welche Rolle spielt in diesem Prozeß der nationalen 
Befreiung jene Bewegung. die das Sch lagwort vom .. Schwar­
zen Selbstbewußtsein" auf ihre Fahnen geschrieben hat? 
Darauf antwortete de r ANC-Präsident a usführl ich in einem 
Interview: "Was Black Consciousness- Bewegung genannt 
wird. beginnt sich zu ändern und in wachsendem Maße die 
Fonn desse n anzunehmen. wovon wir innerhalb des A C 
immer gesprochen haben - Kampf für ein nichtrassistisches 
Süd:t frika. 

Nichl beim Black Consciousness siehenbleibenl 

In gewisse r Weise wa r unsc r Ausgangspunkt auch das schwa r­
ze Sclbstbewußtsci n. wir schufen den ANC nur aus Afrika­
ne rn - we il die Brite n eine Verfas.'\ung errichtet halten . die 
uns von der Macht ausschloß. Sie übe rgaben die Macht den 
we ißen Siedlern. und wir mußten uns selbst organisieren. um 
unsere Rechte zu ve rteidige n. Aber wir sind dabei nicht sle­
hcngeblieben, wir haben uns zu einer Position entwicke lt . 
von de r aus wir das ganze Volk Südafrikas auffo rdern. an der 
Bewegung für die Tra nsfo nnation der sozialen, politischen 
und ö ko nomischen Sit uation tei lzuhaben. Von diesem Ge­
sichtspunkt aus geschen. ist Black Consciousness eine solche 
Phase im Kampf. Es steht nicht außerhalb des Kampfes. Es 
steht nicht a ußcrhalb des Kampfes fü r Menschenrechte - im 
Gegentei l. es wächst in dem Haupistrom. den der Afri kani­
sche Nationalkongrcß darstellt . 

In unserem Kampf ist nicht eine Frage nach weiß auf der 
e inen und schwarz nuf der anderen Seite. Wir haben dieses 
Stadium verlassen. d ie Welt hat dieses Stadium verlassen. Die 
We lt ist kei ne Welt schwarz versus weiß. Und wir habe n nie­
mals für ei n Südafrika ge kämpft. in dem die weiße Bevölke­
rung ins Meer getrieben wi rd . Wenn man Objektiv is t. muß 
man akzeptieren. daß das. was wir tun, in der Mobilisierung 
und Verei nigung des g:lnzen Volkes für Gerecht igkei t be­
steht. 
Aber n:llü rlich gibt es Bestrebungen. eine mit dem ANC ri­
va lisierende Bewegung zu schaffe n. Da wi rd über eine Black 
Conscio usness-Bewegung gerede t. die irgendwc lche dem 
ANC en tgegengesetztc Zielc hat. Wenn es eine solche Grup­
pe gibt, SO hat sie keine Zukunft. Aber in der Tat werden 
viele der jungen Leut e. die sich dem, was ß lack Conscious-



ness-ß ewegung genannt wird . angesch lossen haben, erwach­
sen. Sie le rnen politisch hinzu. sie sind im ANC, und sie haben 
ihre Vorstellungen über die Vo rgäne in Südafrika e rweitert. 
Und ihr Verständnis ist sehr klar - sie haben sich dafür enl­
schieden. nkht nur graduelle Veränderungen in Südafrika, 
sondern radikale unmiltelbare Veränderungen unter dem 
Banner des ANC zu erkämpfen . 

Wir glauben , daß es notwendig ist, unser Volk zu vereinen ­
das afrikanische Volk. die Arbeiter sind die schlimmsten 
Opfer dieses Systems, Aber wir halten es rur lebensnotwen­
dig. uns über unsere Ziele 50 klar zu sein. daß pote ntielle 
Freunde diesen Forderungen nicht widerstehen sollten, weil 
sie in jedermanns Interesse liegen. Es bedarf nkhl so sehr 
eines schwanen Selbstbewußt.scins als vielmehr eines Bewußt­
scins über die Rechte des Menschen, über die Existenz des 
Regimes. das das Vol k unterdrückt und ausbeulet. Die Art 
von Bewußtsein. die wir schaffe n, ist ein Bewußtsein, das all 
diejenigen vereinigt, die unterdrückt sind, und all die, die 
gegen Rilssismus und weiße Exklusivität opponieren. Wir 
suchen all diejenigen zu vereinen , die in Südafrikadenk en,daß 
wir als normale Bürger der Städte leben sollten lind nicht 
_ wie es jetzt ist - als 'lr(eiße Städter und schwarze .,Auslän­
de r" . 

Gegenspieler des ANC? 

Was es heute gibt, sind Organisationen. die beschrieben wer­
den a ls die des Black Consciousness. Z. B. gibt es die Südafri­
kanische Studenteno rganisation (SASQ), die Blacl Peoples 
Convention (Schwarze Volksversammlung) ooer die Black 
Allied Wo rkers Union (Schwarze Vereinigte Arbeit erunion) 
_ das sind vier Aügel der Black Consciousness-Bewegung. 
Es gibt noch andere Aügel, Wir hauen früher das., was wir 
Kongreß-Allianz nan'nten - eine Plattform für koordinierte 
AktK>nen unterschiedlicher Organisationen. die in dieser Zeit 
als Opposition zum südafrikanischen Regime geschaffen 
wurde. Jetzt haben wi r etwas. das Black Consciousness- Be­
wegung genannt wird. aber was es letztendlich gibt , ist eine 
Gruppe von Organisationen, die - wie einige hoffefl. - der 
Gegenspie ler, die Alternative zurn ANC werden ..... ird . 
ANC und PAC wurden verbote n. Sie begannen auf das Sy­
stem zu reagiere n und poli tisch zu arbeiten als Bürgerrechts­
organisat ionen, SASO begann auf demseibern Weg. Sie be­
gann als eine Kö rperschaft für student ische Angelegenheiten 
und als sie einmal begonnen hauen, ernsthafte politische 
Aktivität zu entwickeln, begannen die Einsperrungen und 
Verfolgungen. So wurden die Verbindungen zum ANC inuncr 
enger, Sie wurden illegal. ihre Führer niedergeschlagen und 
verhaftet wie jeder andere auch . Und so gelangten sie an den 
Punkt, ..... 0 sie nicht mehr weiter konnten und das ta ten, was 
sie in ihrem eigenen Interesse tun mußten. Sie schlossen sich 
dem ANC an, Mitglieder des ANC in Südarrika können ver­
ständlich~t'I"eise nicht zugeben, wer sie sind. Alle n diesen 
Organisationen. die gegrundet wurden, wurde zunächst ge­
stattet zu operieren. ohne daß ihre Mitglieder belangt wur­
den, als sie noch unbekannt waren. Aber als ihre M..itglieder 
ernsthaft am Kampf teilhatten und für ihre eigenen Rechte 
kämpfen wollten, wurden die Organisationen für illegal er­
klärt und ihre Mitglieder ins Gefängnis geworfen, 

Es gibt den erprobten Weg. dem der ANC gefolgt ist. Die 
letzten ze hn Jahre waren eine sehr gewaltsame Dekade. in 
der der ANC aufhörte. öffentl icher 'Anwalt der Po litik der 
Gewaltlosigkeit zu sein . Entweder wir hie lten unser Volk zu­
rück oder es hätte Blut vergießen gegeben . und wir würden 
es nicht darauf vorbereitet haben. Wir können sagen, daß wir 
zu dieser Zeit mehr als die meisten Organ isationen talen, 
um dcn Dingen zu widerstehen. die uns zur Gewalt trieben. 
Schließlich konnten wir aber diesen gewaltlosen Weg nicht 
mehr länge r gehen. Niemand kann heute in Südafrika eine 

Organisatio n finden, die nicht de m Weg fo lgt, den wir gegan­
gen sind. Und es gibt keine bessere Definition für die Ziele 
in Südafrika als das Programm des ANC. Wenn man e mst­
hafter über das, was man sagt und tut, wird, kann man seine 
Ziele und Methoden des Kampfes nur mit dem Weg identifi­
zieren, den wir eingeschlagen haben. Und deshalb schlossen 
sich die jungen Leute von Beginn der Black Consciousness­
Bewegung an dem Snom des ANC an. Und ich unterstreiche 
dies deshalb 50 stark, weil ich der Meinung bin, daß es eine 
objektive Wahrheit ist, daß wir eine Bedro hung für das Re­
gime darstellen." 

Der erprobte Wq des ANC 

Stärker denn je stellt sieh der ANC nach den Aufstandsbewe­
gungen von $oweto der Aufgabe des bewaffneten Kampfes, der 
spätestens seit der ANC-Konfe renz von Morogoro im Jahre 
t 969 als die Hauptform des Befreiungskampfes in Südafrika 
gilt . Auf diese Frage angesprochen sagt OliverTambo: "Es gibt 
mehr Gründe für den bewaffneten Kampf als jemals zuvor. 
Es hat vie le objektive Faktoren gegeben, d ie unseren Fort­
schritt in Grenzen hielten . Jetzt aber gibt es eine Menge von 
Verbesserungen, und wir verfolgen dieses Ziel sehr sehr ener­
gisch. Es gibt keine Alternative, Die Geschichte dieses Teils 
der Welt zeigt dies. Das ganze Gerede von der Abschaffung 
der petty apartheid ist ein Produkt des Kampfes der Unter­
drückten in diesem Tei l der Welt einschließlich unseres Lan­
des, Die Geschichte eines halben JahrhunQc:ns ANC, in der 
wir es mit ResolutK>nen, Erklärungen und Anklagen versuch­
ten _ das konnte nicht ein weiteres halbes Jahrhundert so 
weitergehen. Alle Einsichten und Fakten weisen auf den be­
waffneten Kampf nicht nur als eine Wahl, sondern als eine 
absolute No twe ndigkeit. 
Jeder Versuch. den bewaffneten Kampf im südiden Afrika 
zu eliminieren. kann ke inen Erfolg haben, weil diese Ver­
suche dazu da sind, nOl'.\·endigen Veränderungen vorzubeu­
gen. Bewaffne ter Kampf beinhaltet Gewalt und die He raus­
fo rde rung dC$ Todes. Deshalb zeigt die Soweto-Aktion, daß 
das Statium e rreicht ist. in dem das Vo lk diese Methode des 
Kampfes gewählt hat, und das ist im südafrikanischen Kon­
text erst der Beginn, der wahrhaft bescheidene Anfang, der 
nicht mehr aufgehalten werden kann durch ein brutales Blut­
bad der zu Tooe ersch rockenen Po lizei. Wir haben das gese­
he n. Das ist erst der Anfang ge messen am Ausmaß, in dem 
sich de r Ko nflikt entwickeln muß. Die tatsächliche Gewalt, 
mit der Soweto und andere Aufstände sich entwicke lten, ver­
siche rt selbst, daß ein Konflikt von größeren Ausmaßen im 
Entstehen ist." 

Wir sind keine MÜDer des Kriqes 

Dieselbe Haltung dem bewaffneten Kampf gegenüber brach­
ten die Führer der Patriotische n Front zum Ausdruck. Die 
Erfahrung mit gewaltlosen Kampfmethoden ist im ganzen 
südliche n Afrika dieselbe. Joshua ~omo in seiner Rede irp 
EtÖffnungsplenum: " Das wichtige für das Volk besteht nicht 
darin, Resolutkmcn zu verfassen, sondern zu planen und auf­
zustehen zum Handeln, Das Volk von Zimbabwe ist aktiv ge­
worden und brauch t solidarische Unterstützung." Auf die 
Erfahrungen der Befreiungskämpfer Zimbabwes in den Ver­
handlungen mit dem Smith-Regime oder im Verlauf der ge­
scheite rten Genfer Rhodesienkonferenz eingehend sagte 
Nko mo: .,Mit einem Imperialisten zu verhandeln, ist genau­
SO wie mit einem Felsen verhandeln . Ich begann mit ihnen 
zu verhande ln, als mein Haar noch schwarz und hübsch war, 
jetzt ist es gruu. Ich habe dreißig Jahre lang mit ihne n ver­
handelt und endete im Gefangnis. Meine Genossen von der 
ZANU und der ZAPU haben beschlossen, den bewaffneten 
Kampf zu führen. weil wir sie nur mit (iiesem Dynamit schla-
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gen können, Wir bildeten die Patriotische Front und uns wur­
de zugeschrieben, e ine Heirat in beiderseitigem Interesse cin­
gegangen zu sein . Aber ich versichere Ihnen, es ist keine Hei­
rat. Die Dringlichkeit der Situation brachte unsere Vereini­
gung vorwärts. um den Felsen explodieren zu lassen." 
" Wir sind keine Männer des Krieges:; sagte Roben Mugabe 
in Lissabon, "von ganzen Herzen sind wir Männer des Frie­
dens, aber Männer des Friede ns, deren Realitätssinn in der 
hanen Erfahrung geboren wurde, daß Frieden nur durch 
Krieg e rreichbar isl. Für uns ist deshalb der Krieg nichts ande­
res als ein (nstrumen! für den Frieden. Da wir ruf die ZerstÖ· 
rung des Kolonialismus und des Rassismus in unserem Land 
kämpfen, kämpfen wir auch darum, uns selbst 'Ion den Fesse ln 
der rassistischen Ideologie zu befreien. Denn wir kämpfen 
für den Aufbau eine r besseren und hÖhe re.n sozialen Ord­
nung, in der die Ausbeutung des Menschen durch den Men­
schen enden wird. In diesem Zusammenhang sehen wir den 
Kampf unserer nationalen Befreiungsbewegung djrekt und 
untrennbar verbunden mit dem Kampf für die Befr eiung der 
Frau und der arbeitenden Massen Zimbabwes. Die arbeiten­
den Massen und die Frauen Zimbabwes werden nur dann 
befreit, wenn sie voll am revolutionären Prozeß teilne hmen. 
um die a lte Ordnung zu beseitigen und eine neue soziale Ord­
nung der Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit aufzubauen. 

Bedeutung der Patriotischen Front 

Aber die Zerstörung des sozialen Systems, das in unserem 
Land existiert , erfordert eine höher organisierte und mächti­
gere nationale Befreiungsbewegung, die die ungetcilte Ußler­
stützung der demokratischen Kräfte in Zimbabv.'c und die 
uneingeschränkte Unterstützung der fortschrittliche n Kr1i.fte 
der Welt genießt. Die Patrio tische Front aus ZANU und 
ZAPU stellt einen eßlscheidenden Schritt bei der Scharfung 
einer mächtigen nationalen Befreiungsbewegung dar, die 
fähig ist, das rassistische Smith- Regime zu zerstören. Sie ist 
die Avantgarde für die Mobilisierung der Massen und für ihre 
Sammlung zum bewaffne ten Kampf. Wir sind dabei, eine 
nationale vereinigte Front all de rjenigen aufzubaucn , die am 
Patriotismus festhalten . Diese umfaßt Arbeiter, Ballern. Sol­
daten, Intellektuelle, Studenten und afrikanische Geschäfts­
leute , Die Aufrechterhaltung der nalionalen vereinigten Froßl 
stellt sicher, daß der Feind keine Vorteile aus den Wider­
sprüchen unter den nationalistischen Kräften zieht, 11m uns zu 
zerstören. 
Die Patriotische Front wurde geschaffen, um den bewaffnetcn 
Kampf mit größerer Schlagkraft zu verfolgen. Auf dieser Ba­
sis brachten ZANU und ZAPU 1975 die Bildung eines ge­
meinsamen militärischen Kommandos aus den militärischen 
Flügeln von ZANU und ZAPU hervor, das schließlich zur 
Volksarmee von Zimbabwe (ZIPA) wurde , die während der 
letzten 15 Monate den Feind erfolgreich aus ..... eiten Berei­
chen seiner Operationszonen vertrieben hat, wo wir nun da-
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bei sind . befreite Zonen 7.u schaffen. 
Diese Ko nferenz findet zu eine r Zeit slau. die für die Em­
wicklung unseres bewaffneten Kampfes in Zimbabwe ent­
scheide nd ist. Wir treten in die Schlußphase unseres Kamp­
fes ein. und tiefe q U? litative und quantitative Verände rungen 
finden in unserer Wirtschaft statt. Der bewaffnete Kampf in 
Zimbabwe wurde intensiviert und erstreckt sich nun über zwei 
Drittel des Landes. Während er die strategischen Haupt ­
zentren des Feindes und seine ö konomischen Interessen an­
gre ift. verfeinern die imperialistischen Kräfte ihre Taktiken 
und suchen ihre Kräfte zu ko nsolidieren. 

Smith in der Krise 

Die Auswirkungen des Krieges gegen d ie Siedlerge mein­
schaft und die ökono miSChen Inte ressen der westlichen län­
der ve ranlassen die Westmächte, sich machtvo ller hinter 
Smith zu ste llen. Die Fakten sagen, daß 1976 mehr als 15000 
Siedler das Land-ve rließcn, während sich im April dieses Jah­
res die Netto-Einwanderungsrat e lediglich auf weniger als 
I 500 Siedle rn bel ief. Se it Beginn dieses jahres wurde n die 
Einberufungen auf Schuljungen von 16 Jahren ausgedehnt. 
und alte 16 bis 38 Ja hre alten Männer werden jetzt für min­
destens 18 Monate e inberufen und die zwischen 38 lind 50 
J ahre a lten für nicht wen iger a ls sieben Mo nate. Da die Ein­
berufungen eine nichtproduktive Aktivität sind, 7.ahlen Fir­
men, Fabriken. ganze Industrie n und andere Wirtschaftssck­
toren ho he Löhne. nur um ihre wcißen Siedler in Uniform als 
Bc...chäftigte zu halten. 
Als Resultat der A rbeitskräfte knapphcil ist die Rebellcn­
wirtschaft zum Sti llstand gekommen. 1976 fiel die Industrie­
produktio n um JO %, das HandeJsvolumen um 20 %. Die 
kleinen Einkommen fi elen real um 7.5 %. Das Brultosozil­
produkt fi el um 4 %. und der Rebellcn-Finanzministe r Davjd 
Smith hat für 1977 sogar noch einen größeren Rückgang vor­
ausgesagt. Die Vertc idigungsausgaben eskalierten. Im Haus­
haltsjahr 11)7 ln2 gab das Regime 30 Mio Do llar für Vertei­
d i~unA aus. Bis 1976 ist der Ve rte idiAungshaushal t auf über 
200 Mio Dollar in die Höhe geschnellt , Allein seit 1974 hat 
es ein Anwachsen der Ve rteidigungsausgaben um 45 % gege­
ben." 

Immer wieder sind die Vertrete r der Befreiungsbewegungen 
in Lissabon den unterschiedlichcn imperialistischen Lösungs­
varianten für das südliche Afrika entgegengetreten. Zu den 
jüngstcn britisch-amerikanischen Vorschlägen für Zimbabwe 
vcrdeutlichte Robcrt Mugabc nochmals den prinzipiellcn 
Standpunkt der Patriotischen Fro nt : 
" Die Position der Patrio tischen Front ist klar und kategorisch. 
Erstens liegt die Veramwortung rur die Entkoloniali ~ierung 
Zimbabwes bei den Britcn als Ko lonialmacht. Großbri tan­
nie n alle in ist verpflichtet. diese kolo niale Verantwortung 
wahrzunehmen, und bei ihm liegt es, das aufzugeben, was 
die Ve rurteilung der We h gefundcn hat . Zweitens gehcn wi r 
davon aus, daß jegliche sinnvollc Verhandlungen zur Lösung 
des Zi mbabwe-Konfliktes zwischen Großbritannien als der 
Kolonialmacht und de r Patriotischen Front als der legitimen 
Vertretung de r breite n Massen des kolonisierten Vo lkes von 
Zirnbabwe stattfinden müssen. Wir sind nicht bereit . brem­
sende Krähe zu akzeptiercn. sc ie n sie \'on de r ausländischen 
weißen Siedler-Minderhe it oder den reaktionären afrikani­
schen Krähen inne rhalb des Landes. Wir weisen kategorisch 
das Prinzip zurück, das für spezielle Minde rheiten eine n be­
sonderen Status vorsieht, wenn diese Minderheiten privile­
gie rte rassistische Gruppen sind, deren An liegen in de r Bc­
wahrung ihrer exklusiven Inte ressen besteht. Drittens muß 
jegliche übertragung der Macht vollständig und umfassend 
sein. Es kann sich dabei nicht um die Frage des Neokolonia­
!ismus handeln. denn dcr Neoko lonialismus ist das Manipu­
lationsinstrument jene r Mächte mit beträchtlichen politischen 
und wirtschaftlichen Interessen in Zimbabwe. Schließlich 



muß Großbritannien seine Fähigkeit. seine wirkliche Bereit­
schaft erweisen. daß es nach dem erfolgreichen Abschluß 
einer Verfassungskonferenz e(fekliv und unverzüglich die 
übereinkunft. die wir erreK':ht haben. anwenden wird. 
Bislang allerdings sind die Imperialisten. angefiihn von den 
USA. Großbritannien. Frankreich. Westdeutschland usw., in 
e inem "joint vcnture" vereint , um in Zimbabwe eine neo­
koloniale Situation zu schaffen. Diese Mächte verfolgen 
eine Doppelslratcgie. An der Oberfläche scheinen sie auf 
der Suche danach zu sein, was sie friedliche Lösung nennen. 
während sie sich unter der Oberfläche in Komplizenschaft 
mit Südafrika und Rhodesien an deren Aggre.ssionsabcmeu­
em beteiligen." 

Namibia-Lösung ohne UN-Namibia-Rat? 

Die Posi tion. die die SWAPO gegenüber den westlichen Lö­
sungsvorschliigen (ür ihr Land venriu. verdeutlichte: auf der 
Lissnboner Pressekonferenz Sa m Nujoma: .. Die Situat ion in 
Namibia hat ein kritisches Stadium erreicht , weil das. rassisti­
sche Vorsterregime danach trachtet. cin ncokolonia.1 istisches 
Regime so schnell wie möglich zu errichten . Oder anders aus­
gedrück t: Namibia soll zu einer Konrooeration von Bantu ­
stans gemacht werden. Bantustans wie sie in Südafrika schon 
existieren. z.. B. die Transkei. Die Position der SWAPO. der 
Avantgarde des unterdrückten Volkes von Namibia. sieht so 
aus: Solange das rassistische Südafrika seine illegale Macht 
in amibia aufrech.terhält. setzen wir die Intensivierung des 
bewaffneten Kampfes fon. bis 7ur vollständigen Niederlage 
des Regimes. bis wir die vollständige Unabhängigkeit unseres 
Landes crreicht haben. 

Was die jüngste Initiative der fünf westlichen Länder betrifft . 
die Mitglied des UN-Sicherhcitsrates sind. so sagen wir. daß 
wir jede Initiath'c - egal \'on welchen Mitgliedern der Vcr­
einten Nationen sic komnll - schätzen. dic auf die Verv.'irk­
hehung der ausstehendcn Namibia-Resolutionen der UNO 
gerichtet ist. Wir haben unscre Posit ion gegenüber Kanada. 
Großbritannien, den USA. Frankreich und Wcstdeutschland 
sehr klar gemacht. daß ihrc Komakte auf die Verwirklichung 
der Resolutionen der Vereinten Nationen gerichtet sein müs­
sen. Ihre Anstrengungen müssen die Aktivitäten dE:s Nami­
bia -Rats der UNO unterst(itzen. der nach der Resolution 
2 145 aus dem Jahre 1966 die einzige legale Autorität über 
Namibiu ist. Wenn es die fünf Westmächte vermeiden. in jeder 
Hinsicht im Rahmen der Vereinten Nationen zu a rbeiten. 
werden wir sie verurteilen und ihre Anstrengungen zurück­
weisen . Die SWAPO hat den starken Verdacht, daßSüdafrika 
versucht. die fünf Sicherh<:itsratsmitglieder dazu zu benutzen. 
den UN-Namibia-Rat als die ein7.ig legale Institution über 
Namibia au):Zuschahen. Aber jeder Versuch in dieser Rich­
tung wird durch das Volk Namibias zurückgewiesen werden. 
Die SWAPO ist bereit, zu verhandeln. Aber bevor wir zu 
irgendeiner Lösung kommen können, \'erlangen ..... ir 

den Rückzug aller südafrikanischen bewaffnetcn Kräfte 
vom Boden Namibias und 
die bedingungslose Freilassung aller politischen Gefan­
genen. 

In Namibia köonen solange keine Wahlen stattfinden. wie 
die südafrikanischen Truppen dort sind. Denn wir ..... issen sehr 
geOllu.daß Südafrika ein Manö\'er finden wird, das die SWAPO 
von der Teilnahme an solchen Wahlen ausschließt. Das aber 
..... erden wir niemals erl:wben . Wir werden die Inteo~ivierung 
des bewaffneten Kampfes fort setzen, um die genuine natio­
nale Bdreiung zu e rreichen. die unser Volk braucht. Ich 
möchte hier unterst reichen. daß es auch mit der Turnhalle 
keinen Fortschritt gegeben hat. Es handelt sich Icdi81ich um 
eine Intrige Jerjenigen. die Südafrika unterstützen. weil sie 
ökonomische Interessen in Namibia und in Südafrika selbst 
haben . Deshalb vermitteln sie den Eindruck. Vorstcr würde 

nur darauf wanen. Namibia aufzugeben. Wenn aber Vorster 
bereit ist. Namibia aul"zugeben, warum unterhält er dann 
mehr als 50 ()(X) Mann Truppen in Namibia. warum wurden 
noch mehr Militärbasen in Namibia errichtet? Das zeigt doch 
ganz deutlich. daß Vorster nicht bereit ist. seine koloniale 
Unterdrückung in Namibia :tu beenden." 

Im Laufe e ines Gespräches. das die westdeutsche Delegation 
am Rande der Lissaboner Weltkonferenz mit dem SWAPO­
Präsidcntcn hatte. ging Nujoma in sehr eindeutiger Weise auf 
die Rolle der BRD in Namibia ein: ,.Wie Sie wissen . befindet 
sich die SWAPO mit der ..... estdeutschen Reg;erung im Kon­
flikt. ebenso mit der Sozialdemokratischen Parte i Deutsch­
lands. Als die Bundesrepublik Mitglied der Vereinten Natjo.. 
nen wurde, hiell ihr Vertreter eine sehr ..... ohlklingende Rede, 
in der es hieß, die BRD würde alle Resolutionen der UNO 
über Namibia anerkennen, insbesondere auch die Resolution 
2 145, die das Mandat Südafrikas über Namibia beendetc. Das 
ist die ungeteilte Mein ung der Internationalen Gemeinschaft 
zum Namibia-Problem. Alle Mitgliedstaaten der UNO müs­
sen akzeptieren. daß die Besetzung Namibias durch Südafri­
ka illegal ist. Alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
sol lten nach diesen Resolutionen ihre Abkommen. die sie mit 
Südafrika über politische, wirtsehafthehe und kulturelle Fra­
gen Namibia betreUend unterzeichnet hauen, aufkündigen. 
Das aber wurde von der Regierung Wesldeutschlands zurück­
gewiesen . 
Bis heute unterhält sie ein Generalkonsulat in Namibia. Sie 
sagt uns. sie hieh ihr Konsulat aufrecht. um sich um die west­
deutschen Bürger. die dort leben, kümmern zu können. 10000 
sind es. die einen westdeutschen Paß besitzen. Wir sagen, 
daß diese deutschen Siedler in Namibia inzwischen wie alle 
anderen zu Namibiern geworden sind. Und der Kampf. den 
wir für die Befreiung Namibias führen. geht auch darum, sie 
zu berreien. Natürlich genießen sie besondere Privilegien 
aufgrund der weißen Herrschaft Südafrikas über die Afri­
kaner. 

Nun hai die westdeutsche Regierung bei mehreren Gelegen­
heiten versucht. mit der SWAPO Kontakt aufzunehmen. Sie 
h:fbcn uns auch Hilfe angeboten. aber wir haben das zurück­
gewiesen. Wir haben in keiner Hinsicht irgendetwas zu tun 
mit der westdeutschen Regierung solange wie sie ihr Konsu­
lat in Namibia aufreehterhiilt . Wir haben vor einiger Zeit eine 
Ein ladung des gege nwärtigen Außcnministers der BRD er­
halten. die wir aus demselben Grund abge lehnt haben . Wir 
haben jedoch überhaupt nichts gegen die ..... estdeutschen Bür­
ger. Deshalb begrüßen wir dieses heutige Zusammentreffen 
mit der westdeutschen Delegation auf dieser Konferenz. Wir 
akzeptieren auch jederzeit Einladungen durch nationale 
Organisationen aus der BRD. wenn sie keine Verbindungen 
mit der Partei Willy Brandts oder der Regierung haben." 

NEUERSCHEINUNG , Al8 .Wandleltuno zu Zimbabw .. , DIN A2 -Formo/. 
vlel/albl" . Prt/.: 1,80 DM 
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Mo~ambique 

Samora Machel IJer offene Krieg 
des Smith -Regimes 

Die nachstehende, in vollem Wortlaw wiedergegebene Erklä­
rung des Präsidemen der Befreiungs/rollt VO ll M!'J{ombique 
(FRELJMO) und der Volksrepublik Mot;ombiqw? I'om 18. 
Juni d. 1. hat in der Welt große Aufmerksamkeit erregt. In sei­
ner Erklärung analysiert Samara Machel das Ausmaß der 
Intemationafisierungstaktik Rhodesiens, mit der das Smith­
Regime sich am Leben zu hallen sucht, lmd cholTokterisiert 
die gegenwärtige Situation als offenen Krieg hm Smilh's gegen 
die Volksrepublik MOI;ambique. 
Trotz dieser für MOI;ambique gefährlichen Situation ruft S. 
Machel zur JlIlensivierung der Unterstützung der Frontstaaten 
für den Befreiungskampf im südlichen Afrika auf und !'ers;­
ehert den BefreiulIgskümpfem von Zimbabwe die ~'oJ/e Solicia­
rÜät seines Landes. 
Im Gefolge der Erklärwlg M(lche!s hOl der UN-Sicherheits­
rat die eskalierenden Aggressionsakle Rhodesiens eil/schieden 
verurteilt. Die jüngsle Gipfelkonferenz. der Organisation für 
Afrikanische Einheil (OAU) hOl sich eilldewig an. die Seile 
MOfambiques und der übrigen Fron/S/amen ge.~telll, die Legi­
timität des bewaffneten Befreiungskampfes gebilligt lind das 
Volk von Zimbabwe aufgemfen, der einzigen legilimen Be­
freiungsbeweglmg, der Patriotischen Front I'on Zimbabwe. 
noch stärkere Unterstützung zu erweisen. 

Genossen, 
Landsleute, 
Exzellenzen, 
Vertreter des in der Volksrepublik Mcw;ambique akkreditier­
ten Diplomatischen Korps. 

Am 3. März 1976 hatten wir uns hier versammctt, um Sie 
über eine wichtige Entscheidung des Zentralkomitees der 
FREUMO und des Ministerrates der Volksrepublil, M~am­
biq ue zu informie ren : die umfassende Anwendung der Sank­
tionen, die von der internationalen Gemeinschaft ;gegen- das 
illegale und rassistische Regime der brit ischen Kolon ie Rho­
desien gefaßt worden waren. 
Wir gaben bekannt, daß die Volksrepublik M~ambique von 
diesem Tage an seine Grenzen zu dieser Kolonie schließen. 
alle Verbindungen mit ihr unterbrechen und jeglichen Ver­
kehr von Menschen oder Gütern von und nach Rhodesien auf 
dem Luft~ und Landweg verbieten würde. 

Die Antwort der Verteidiger MO{3II1biques 

Bewußt und kategorisch, und ohne irgendwelche Zweifel zu 
lassen , erklärten wir, daß unser Volk bereit wäre. alle Opfer 
auf sich zu nehmen, damit diese Sanktionen eine vollständige 
und bedingungslose Unterstützung des kolonisie rten und 
unterdrückten Volkes von Zimbabwe darstellten. 
Als wir d iese Entscheidung trafen, war~n wir uns der Opfer 
bewußt, die sie uns abverlangen würde. Aber ausschlagge­
bend für uns war, unsere internationalistische Pflicht zu er­
fiillen und un nachgiebig die gerechte Sache des Befreiungs­
kampfes des Volkes von Zimbabwe zu verteidigen. 

Z4 

P"hidenl Samora Madle! 

Als wir diese Entscheidungen bekannlgaben. waren unser 
Land und unser Volk bereits Opfer der vo rsätzlichen und 
mörderischen Aggressionen der St reitkräfte von lan Smith. 

Bei diesc r Gelegen hei t appellierten wir an alle Mitglieder der 
inte rnationalen Gemeinschaft. ihre politische. moralische. 
diplomatische und materielle Unterstützung für den Be­
freiungskampf des Volkes von Zimbabwe und auch fü r el ic 
Vo lksrepublik Mopmbique zu verstärken - die Konsequenz 
aus der Durchführung der Sanktionen. die gegen die briti­
sche Kolo nie Rhodesien ve rhängt worden wa ren. 
Die Antwort der Gemeinscha ft der Nat ionen war nicht nur 
positiv. sondern vie lmehr ermutigend für die Fortführung 
des Unabhängigkeitsprozesses für das Volk von Zimbabwe. 
Trotzdem wurde die Antwort nicht einmütig von allen Mit­
gliedsländern der Vereinten Nationen befolgt. 
In der Tat haben ein ige Länder trotz öffen tlicher Verurtei­
lung ihre verbale Unlerstülzung nicht in kon krete Aktionen 
umgesetzt. Andere spie lten e ine zweideutige Rolle. indem sie 
ihre JXlli tische und materie lle Hilfe für die rhodesisehen 
Rassisten fortsetzten. obwoh l sie gle ichermaßen die Aggres­
sionsaktc des Rebelle nregimes in Salisbury vcrurleilt hallen. 
Das Ziel ist klar: dem Volk von Zimbabwe eine Lösu ng auf­
zuzwingen. die lan Smith als gle ichwertigen Gesprächspart­
ner anerken nt. 
Diese Manöver erlaubten eine Reorganisat ion und St ärkung 
de r Offensivkraft de r Rehelienstre itk räfte und machtcn diese 
Lände r zu Komplizen der eskal ierenden Aggressionen gegen 
die Volksrepublik Mo~ambique. Tatsächlich hat lan Smit h seit 
dem 3. März 1976 fortwährend und syste mat isch Aggressio­
nen gegen unser La nd verübt, unsere Souveränität verletzt 
und Massaker an unse rem Volk begangen. Das m()~ambiqua-



nische Volk und sein bewaffneter Flügel, die Volksbefreiungs­
armee von MOIfambique aber wußten, wie sie den Kampf auf­
zunehmen und die feindlichen Invasionsstreitkräfte zurückzu­
treiben hatten , 

Heute wollen wir Sie darüber informieren , daß in den letzten 
Tagen die übergriffe und Massaker ein bisher nicht gekann­
tes Ausmaß erreicht h;jben und die feindlichen Streitkräfte 
nach gut durchdachten und vorbereiteten Operationsplänen 
mit genau festgelegten Vorstellungen , die sich besonders 
gegen zivile Ziele richten, vorgehen. Wir stellen darüber 
hinaus fe st, daß de r Feind modeme und hochentwickelte 
militärische Ausrüstung benutzt: schwere Artillerie, gepan­
zerte Fahrzeuge, Panzer, Hubschrauber, Aufklärungs- und 
Mirage-Flugzeuge. 
Es ist wichtig, eine Bilanz, wenn auch nur summarisch, der 
Verluste an Menschen und des materiellen Schadens zu zie­
hen, die durch die Aggression gegen unser Land verursacht 
wurden. 
Vom März 1976 bis zum März dieses Jah res fanden 143 über­
fälle gegen die Volksrepublik Mopmbique stall, davon 54 in 
der Provinz Gaza, 33 in Manica und 56 in der Provinz Tete. 
In der Provinz Tete wurden die Dörfer Caponda, Mucum­
bura, Luia, Chikumbidze, Gento, Nura. Cuchamano, Magoe, 
Chioco, Canguzo, Daque, Changara, Fingoe, Jeque, Inhaluro 
und Chicoa angegriffen . Bei diesen Überfällen wurden 216 
Menschen getötet und 50 verwunde!. 
In der Provinz Manica wurden die Dörfer Chazuica, Goi-Goi, 
Catandica, Espungabera, Nyazonia, die Stadt Maniea, Chia­
rara, Mavonde, Machipanda, Mavuzi, Serra Choa und Guro 
angegriffen, 1066 Menschen wurden getötet und 329 verwun­
det. 
In der Provinz Gaza wurden die Dörfer Pafuri, Mavue, 
Chicualacuala, Chitanga, Machaila, Massangena, Muzanane, 
Mapai, Nwanetsi, Combunene und Mpuzi angegriffen. 14 [ 
Menschen wurden getötet und 148 ve,.."..undet. 
Kurz gesagt wurden vom Mai 1976 bis zum 15, Juni diescs 
Jahres [432 Zivilisten ennordet, darunter 875 FlÜChtlinge 
aus Zimbabwc in Nyazonia, und 527 verwundet. Dutzende 
von Städten und Dörfern mit einer friedlichen Bevölkerung, 
die unte r Mühen und mit Enthusiasmus mit dem Wiederauf­
bau ihres Vate rlandes beschäftigt war, - wurden dem Erd­
boden gleichgemacht. Heute bestehen Massangena, Mapai, 
Mavonde und Chioco nur noch aus den verkohlten über­
resten dessen, was e inmal Häuser, Schulen, Krankenhäuser, 
Volksläden , Dienstleistungseinrichtungen und Fabriken wa-
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ren. Diese Zerstörungen kosteten unserem Volk über 
400 Mio Escudos. 
Und wenn es nicht noch mehr Verluste unter den arbeit<!n­
den Menschen gab und wenn die Schäden nicht noch größer 
waren, dann ist das auf die schnelle Antwort zurückzufüh­
ren , d ie die Volksbefreiungsarmee von M~ambique zusam­
men mit der Volksmiliz den Aggressionen des Feindes er­
teilten. Viele Genossen der Volksbcfreiungsannee fielen bei 
der Verteidigung unserer territorialen Integrität und des 
Lebens und Eigentums der Bevöl kerung. 

Das Smith-Regime im Krieg 

Genossen, Landsle ute , Exzellenzen, Vertreter des Diplomati­
schen Korps. 
Was bedeuten diese Verbrechen, die gegen das m~am­
biquap.ische Volk, gegen die junge Volksrepublik MOIfaJll­
bique begangen werden? Sie bedeuten zual lererst, daß sich 
das Regime von lan Sm ith in e inem offenen Krieg gegen 
MOIfambiq ue befindet. Die Absicht ist, die Widersprüche, 
durch die es in Gegensatz zum Volk von Zimbabwe geraten 
ist, über seine Grenzen hinauszutragen, den kolonialen Kon­
flikt zu internationalisieren und die Aufmerksamkeit der 
Weltöffentlichkeit von der zentralen Frage - der nationalen 
Befre iung des Volkes von Zimbabwe - abzulenken. 

Das rassis tische Smith-Regime ist ein Krebsgeschwür, das 
dringend entfernt werden muß und das eine Schande für die 
internationale Gemeinschaft darstellt. Schon allein die Exi­
stenz des rassistischen Regimes in Salisbury stellt eine Be­
drohung des Friedens in diesem Teil Afrikas dar. Die Aggres4 
sionen von seiten der Streitkräfte Smiths gegen die Volks­
republik MOIfambiq ue, die Republik Sambia und die Re­
publik Botswana haben das südliche Afrik a in ein Gebiet 
verwandelt, in dem Frieden und Sicherheit der Welt re­
droht sind, und das von daher einen dauernden Konfliktherd 
darstellt. 
Die kriegerischen Auseinandersetzungen, d ie mit einfachen 
Provokationen entlang unserer Grenzen und Verletzungen 
unseres Luftraumes begannen, eskalierten in eine Phase der 
offenen Aggression gegen unser Land und kulminie rten in 
den le tzten Wochen in Aktionen, die das Ausmaß einer 
Invasion e rreichen. In der Zeit vom 29. Mai bis zum 2. Juni 
wurde das Dorf Mapai von der rassistischen Soldateska voll-
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kommen zerstön und in demselben Augenblick , während ieh 
zu Ihnen spreche, richtet sich die Aggression gegen das 
Dorf Espungabera, das besetzt gehahen und dessen Bevölke-
rung massakriert wird. . 
Im Namen des Zentralkomitees der FRELIMO und im Na ­
men des Ministerrats der Volksrepublik M~mbique er­
klären wi r feierlich, daß wir fe st entschlossen sind, den Ver­
brechen gegen unser Volk, den Verletzungen unserer Sou ­
veränität ein Ende zu setzen. 

, , 
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RaU/.len -Genetal P. Walls bel det EtldUletunp des , ptoBen Geoen­
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Genossen, Landsleute. 
In wenigen Tagen wird unser Volk den 15. Jahrestag der 
G ründung der FRELIMO und das zweite Jahr unserer Unab­
hängigkeit feiern . Der 25 . Juni ist fü r alle Menschen in 
M~ambiq ue, die vereint sind vom Rovuma bis Maputo, der 
Tag des Sieges. Dieser Sieg wurde mit den nicht zu errech­
nenden O pfern des m~biquanischen Volkes errungen. 
Die Aggressionen, denen wir ausgesetzt sind, sind gegen unse­
ren Sieg, gegen unsere Freiheit und Unabhängigkeit gerich­
tet. 
Wir sind der Aggression ausgesetzt, weil wir so frei sind, dem 
Kampf des Brudervolkes von Zimbabwe beständig unsere 
umfassende und bedingungslose Unterstützung zu gebe n. Wir 
sind der Aggression ausgesetzt, weil wir unsere internat iona­
listische Pflicht erfüllen. Wir sind der Aggression ausgesetzt. 
weil wir in vollem Maße die Sanktionen durchführen, die 
von der höchsten internationalen Gemeinschaft gegen Rho­
desien verhängt wurden. 
Um diese inlernationalistische Pflicht zu erfü llen, müssen wir 
unsere Freundschaft und Einigkeit noch verstärken, müssen 
wir unsere organisatorische Fähigkeit verbessern, müssen wir 
den Kampf um die Produktion und die Produktivität in den 
Fabriken, in den staatl ichen Un ternehmen, in den Koopera­
tiven und den Dörfern, in den Schulen, Dienstleistungsein­
richtungen und Stadtteilen intensivieren. Die Volksbe­
breiungsarmee von M~ambique, der bewaffnete Flügel un­
seres Volkes, wird weiterhin in beispielhafter Weise ihre 
Aufgabe erfüllen, die revolutionären Errungenschaften un­
seres Vol kes zu verte idigen, unsere Souveränität und terri­
toriale Integrität zu schützen und die Erfüll ung unserer inter­
nationalistischen Pflicht zu gewährleisten. Laßt uns fortfah­
ren, unsere Einheit zu der unbesiegbaren Kraft zu machen. 
die den portugiesischen Kolonialismus besiegte. Laßt sie uns 
zu derselben Kraft machen, die jegliche Aggression gegen 
unser Land zerschlägt. Auf diesem Wege werden wi r den 
Frieden in unserem Land veneidigen und einen entschei­
denden Beitrag leisten, daß die G renzen der Freiheit ausge­
dehnt werden. 
EX7.ellenzen, Repräsentanten der internationalen Gemein­
schaft . 
Vor weniger als einem Monat traf die internationale Ge­
meinschaft auf der Maputo-Konferenz zusammen, um eine 
Lösung für die Probleme Zimbabwcs zu finden. Die gesamte 
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in te rnationale Gemeinschaft verurtei lte das rassistische 
Smilh-Regime und beschloß, ihre Unterstützung dem gerech­
ten Kampf des Volkes von Zimbabwe zu geben. Die Ant ­
wort von Smith war: Aggressionen und Massaker. Gegen­
wärtig gibt es zum Rhodesien-Problem anglo-amerikanische 
In itiativen. Die An twort von Smith ist : Aggressionen und 
Massaker. In diesem Augenblick , in dem die Volksrepublik 
M~ambique der zügellosesten und verbrecherischen Aggres­
sion durch lan Sm ith's illegales Regime ausgesctzt ist. sind 
wir sicher, daß Ihre Völker und Staaten heute mehr denn je 
wissen, wie sie mit unserem Volk solida risch sein können . 
Die summarische Aufzählung de r Schäden und Verluste an 
Menschenleben und Material ist ein mehr als ausreichender 
Beweis. um den Ernst der Lage , in der wir uns heute be­
finden, zu kennzeichnen. Es ist ein dringendes Gebot , daß 
sich die internationale Solidarität in eine r konkretcre n und 
aktiveren Art und Weise manifestiert. Das rncx.rambiquani­
sehe Volk braucht dringend mate rielle Hilfe, um die schwe­
ren Konsequenzen 7.U überstehen, auf die wir schon hinge­
wiesen haben. Wir appellieren an die gesamte internationale 
Gemeinschaft, zur Erhöhung unserer Verleidigungsfähigkeit 
und zum Wiederaufbau der von den Rassisten verwüsteten 
Gebiete beizutragen. 
Wir wende n uns an Afrika. In erster Linie deswegen, damit 
es seine Verantwortung wahrnimmt. Das Zimbabwe- Problem 
ist e in Problem für ganz Afrika. Wir wenden uns an die 
sozialistischen Staaten, unsere natürlichen Verbündeten. ihre 
militärische Hilfe zu intensivieren, die sie dem Befreiungs­
kampf und der Verteidigung der Freiheit der Völker immer 
gewährt haben. Wi r wenden uns auch an alle demokrati­
schen Kräfte, an a lle Völker, die den Frieden und die Frei­
hei t lieben, damit sie aktiv zum Triumph der ge rechten Sllche 
des Volkes von Zimbabwe und zur Wiederherstel lung des 
Friedens in dieser Region de r Welt beitragen. 

Die internationale Solidarität ist ein Gebot der Stunde 

Wir geben bekannt , daß wir soeben den Generalsek retär der 
Vereinten Nationen gebeten haben, schnellstens den Sicher­
heitsrat einzuberufen , um die unsichere Situation zu disku­
tieren, die durch die neuen Aggressionen des illegalen Re­
gimes von lan Smith verursacht wurde, das einc ernste Be­
drohung des Friedens und der Sicherheit in der Welt dar­
ste llt. G leichzeitig erneuern wir unseren Appell an die inter­
nationale Gemeinschaft , durch die volle An ..... endung der 
Sanktionen gegen die britische Kolonie Rhodesien die Iso­
lation des rassistischen Smith-Regime zu vers tärken und die 
Unterstützung für den bewaffneten nationalen Befreiungs­
kampf des Volkes von Zimbabwe zu intensivieren. Denn 
Zimbabwe zu verteidigen und zu unterstützen heißt, die Frei­
heit zu unterstützen. 
Wir möchten unser tiefstes und aufrichtigstes Mitgefühl rür 
die Opfer der barbarischen Aggressionen von Smith aus­
drücken. Die verlorenen Menschenleben, die von den Bom­
ben und dem Napalm der rassistischen Soldateska Verwun­
deten wecken in uns in zunchmenden Maße einen tiefvcr­
wurlel ten Haß gegen die Feinde der Freiheit und der Unab­
hängigkeit. 
Noch einmal versichern wi r, daß wir, wie auch immer die 
Konsequenzen sein mögen, EinSChüchterung und Aggression 
nicht fürchten. Wir werden unsere Verteidigungskapazität 
festigen, wir werden unsere revolutionären Errungenschaf­
ten und unsere Souveränität verteidigen. 
Dem Volk von Zimbabwe verspre<:hen wir erneut, was auch 
immer das fü r Konsequenzen haben mag, unsere umfasse nde 
und bedingungslose Unterstützung fü r ihren gerechten be­
waffneten nationalen Befreiungskampf. 
Unabhängigkeit oder Tod. 
Wir werden siegen. 
Der Kampf geht weite r. 
Maputo, den 18. Juni 1977 



Vietnam . 

The Hung Tradition der nationalen Fronten 
Wie bereits berichtet, fand um 3/. Jall/tuTtI. J. in Ho Chi Minh­
S tadt der Griirullmgskoll8reß der /leUeI l Va/erfülldischen Front 
Viemoms statt (I'gl. AlB NrAIl977). 
Die historische Hedelmlllg dieses KOl/gresses veranschaulicht 
das wiedergegebene Dokument, in dl'ffl noch einmal auf solche 
bekannlen Vorgiingu der Front wie die Viel Mi"h Imd die 
Siidl'ietnamesische Befrei/Ulgs/ront (NFL) hing~jesen wird. 
Zugleich wird dellr/ich , welch überragentle Rolle die nationale, 
ontiimperialistische Einheitsfrom für die Lö!mng der Aufgaben 
der lIationalrevolll liollären Befreiungsbewegllng im!eha/le, 
weid/es Erbe die neue Va/erländische From angetrelen hm. 
Denn auch in der neue" Etappe der Rel'OlllIion. in der die voll­
ständige Oberwindllng du Umerentwicklung und die Errich­
tung des Soz,ialisnms auf der Tagesordmmg steht. ist die Er­
reichung dieses gewaltigen Ziels nur dann gewährleistet. wen" 
die breitesten Schichten des vietnamesischen Volkes aktiv dartm 
teilIlehmeli. 

Am 3 1. Januar 1977 wurde in Ho Chi Mi nh-Stadt der Kon­
greß der vereinigten nationalen Front von Vietnam eröffnet. 
Es nahmen rund 500 Delegierte der politischen Parteien, der 
Masseno rganisationen. der Volksarmee, religiöser Vereini­
gungen, verschiedener Nationalitäten sowie intellektuelle 
Persönlichkeiten, Privatindustrielle, Vertreter des Handels 
und andere Schichten der Bevölkerung dara n teil . 
Der Kongreß handelte einmütig in seiner Entscheidung, die 
verschiedenen nationalen Fronten, die im Lande existierten, 
zu einer einzigen vereinigten nationalen Front mit den Namen 
Vietnamesische Vaterländische Fronl zusammenzuschließen. 
Der Kongreß nahm das politische Programm und die Ver­
fassung der Vate rländischen Front an und wählte ein 19 1-
köpfiges Zentralkomitee. 

HoCh! Minh, Gründ~r d~1 KP Indodrlruu, d~r Viel Mlnh·Fronl und e r.l~r 
PllbJdenl d~1 DR Vlelnom 

Der Kongreß markierte einen neuen Meilenstein in der Ent­
wicklung der vereinigten nationalen Front von Vietnam in 
der neuen Periode, in der das ganze Land den Sozialismus 
aufbaut, indem es der in der Resolution des 4. Kongresses 
der Kommunistischen Parte i Vietnams herausgearbeiteten 
Linie folgt 1 . 

Die Kampfcradition der Viet Minh-Front 

Der Aufbau einer nationalen vereinigten Front ist ein außer­
ordentlich wichtiger Bestandteil der Politik der Kommunisti­
schen Parte i Vietnams. Nahezu ein halbesJahrhundert lang, seit 
der Gründung der Partei (1930 2) besteht die nationale Front; 
obwohl sich ihr Name, die Art der Organisation und das politi­
sche Programm in jedem Stadium verändert haben, hat sie im­
mer bestanden, sich weitereßlwickelt und in ihrer Rolle dazu 
beigetragen, die vietn amesische Revolution von einem Siegzum 
anderen zu führen. 
Der Sieg dcr Augustrevolution von 1945 3 , der die Demo­
kratische Republik Vietnam aus der Taufe hob und die Ära 
der Unabhängigkcit, dcr Freiheit und dcs Glücks für das Volk 
einleitete, war eng verbunden mit der Entstehung der Viet 
Minh-Front (der Liga für die Unabhängigkeit Vietnams). Ge­
grundet im Jahre 1941 umfaßte die Viet Minh-Front alle 
patriotischen Vie tnamesen, von Arbeitern, Bauern, Inte llek­
tuellen und Kleinbürgern bis zur nationalen Bourgeoisie. 
re ichen Bauern und e iner Anzahl kleiner Grundbesitzer, um 
gemeinsam gegen die französischen Kolonialisten zu kämpfen 
und die japanischen Faschisten davonzujagen. 

Die Viet Minh-Front trieb die revolutionäre Sache de r Anti­
imperialistischen Liga ( 1930-1936) und der Indochincsischen 
Antiimperial istischen Vc'reinigten Nationalen Front (Septem­
ber 1939-April 194 1) weiter voran. Diese Organisationen 
spielten ein bedeutende Rolle bei der Sammlung der Massen 
für die zwei großen Generalproben der Augustrevolutiion, 
namentlich beim Nghe Tinh-Rätcaufstand (1930-193 1) und 
der Demokratischen Bewegung (1936-1939)·. 
Im Jahre 1946 wurde im Gefolge der siegreichen Augustre­
volution die Nationale Unionsliga von Vietnam (Lien Viet) 
mit dem Zie l der weiteren Verbreiterung der nationalen Ein­
heit gegründel, um als feste Stütze für die neu errichtete re­
volutionäre Macht zu dienen. 195 1 gingen Viet Minh und 
Lien Viet in der Lien Viet Front auf und trugen zum Sicg im 
Widerstandskricg gegen den französischcn Kolonialismus 
bei. 

Die Offensi"en der Süd\ietnamesisdlen 
Nationalen Befreiungsfront 

Nach der Unterzeichnung des Genfer Indochinaabkommcns 
im Jah re 1954 fie len die US- Impcrialisten in Victnam ein, 
bootcten die französischen Kolonial is ten aus und planten 
die Besetzung des südlichen Teils und die ewige Spaltung 
Vietnams. Die vielnamesische Revolution war nun mit zwei 
strategischen Aufgaben konfron tiert : die sozialistische Revo­
lution im völlig befreiten Norden und - zur selben Zeit _ die 
demokratische Revolution im Süden durchzuführen. und 
schließlich die Wiedervereinigung des Landes zu bewerkstel­
ligen. Das war die Situation im September 1955, als die Va-
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terländlsche Front Vietnams mit dem Ziel der Vere inigung 
aller demokratischen und nationalen Kräfte gegründet wurde, 
um ein friedliches, vereinigtes, unabhängiges, demokrati­
sches, blühendes und starkes Vietnam aufzubauen . 
Als im Dezember 1960 der Plan der US-Imperialisten deut­
lich wurde, gewaltsam in Süd vietnam einzudringen und d ie 
Teilung Vietnams festzuschreiben, führt e d ie Partei dit: Mas­
sen in eine Welle des gemeinsamen Aufstandes und errich­
tete die Südvietnamesisc:be NatioDide Befreiungsfront (NFL). 
Die NFL bewältigte die großartige Mission der Vereinigung 
des ganzen Volkes, um die US-Aggressoren zu besiegen, ihre 
Lakaien - das Marioneuenregime - zu stürzen, den Süden zu 
befreien und zur Wiedervereinigung des Vate rlandes voran­
zuschreiten. 

Anfang 1968, während der Offensiven und Aufstände in allen 
Städten und Ortschaften Südvietnams~, wurde die Vietname­
sische Allianz der Nationalen, Demokratischen und Friedens­
kräfte gegründet, mit dem Ziel , Studenten. Schüler, Intellek­
tuelle, religiöse Gemeinschaft en, Privatindustrielle und Han­
deltreibende sowie demokratische Persönlichkeiten in den 
Städle n zu sammeln und sie zu motivieren, an der Seite der 
Revolution zu marschie ren. 
Die gemeinsamen Ziel, den Süden zu befreien, den Norden 
zu verteidigen und aufzubauen und die Wiedervereinigung 
des Landes zu erlangen, haben bewirkt, daß die Vietname­
sische Vaterländ ische Front, die Südvietnamesische Be fTei­
ungsfront und die Vietnamesi!iChe Allianz der Nationalen, 
Demokratischen und Friedenskräfte in daue rnder enge r Zu­
sammenarbeit und gegenseitiger Hilfe eine unerschütte rliche 
Macht der breiten nationalen Einheit geworden sind. 

Avantgardistisdle Rolle 
des vietnamesiscben Proletarillts 

Über ihre mehrtausendjährige Geschichte hinweg mußte die 
vietnamesische Nation zahlreichen übermächtigen Aggresso­
re n' begegnen . Aus diesem Grunde war sich das vietname­
sische Volk von Anfang an der Notwendigkeit bewußt, sich 
im Kampf für das überleben und für den Fortschritt zu ver­
einigen. Es wußte zeitweise die Klassenantagonismen zurück­
stellen ebenso wie seine Kräfte auf das Aufhalten und Ver­
treiben der Aggressoren zu konzentrieren. 
Sidl zu vereinigen und zu kämpfen ist zu einer sehr kostbaren 
und festen Tradition der vietnamesisdJen Nation geworden. 
Die vietnamesischen Kommunisten sind erfüllt von dieser 
Tradition und haben ihren Willen zur Einheit durch d ie Er­
richtung der vereinigten nationale n Front bewiesen. 

Der große Beitrag de r vereinigten nationalen Front Vietnams 
hinsichtlich der Errungenschaften der Nation während der 
verschiedenen Stadien der Revolution ist fo lgenden Fakto ren 
geschulde t: 

L Die Front erfreut sieb der einsichligen Fiihrerschaft der 
IIvantgardistischen Partei der Arbeiterklasse. 
Die vietnamesische Geschichte hat bewiesen. daß es d ie Ar­
beite rklasse ist, die die Interessen der Nation am besten ver­
triu. Nur die Arbeiterklasse ist imstande, die vereinigte na­
tionale Front in Gegnerschaft ·zum Imperialismus und seinen 
Lakaien zu leiten. Indem sie die beiden Banner de r natio­
nalen Unabhängigkeit und des Sozialismus hochhielt. hat 
die Parte i der vietnamesischen Arbeiterklasse das Recht auf 
die Führerschaft in der Revolution direkt nach ihrer Grün­
dung errungen, eine Führerschaft , deren Bewältigung sich 
andere Klassen - die Bourgeoisie und Kleinbourgcoisie - als 
unfahig erwiesen haben, wie sehr sie es auch immer versuch­
ten. 
Es ist die A rbeiterklasse, die durch ihre Partei die vereinigte 
nationale Front führt. Ihre Führung besitzt die Zustimmung 
der Mitglieder der vereinigten nationalen Front. In seinem 
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.--8 Punkte-Programm--. 
1. Das System der sozialistiochen ko llektiven Hemschah zu er­

richten. 
2. Zur sozialistischen Großproduktion voranzuochreiten. 
3. Eine neue Kultur zu fördern und neue sozialistioche Menochen 

heranzubilden. 
4. Sorge zu tragen fü r das materielle und kulturelle Leben des 

Volkes. 
5. Die nationale Veneidigung zu stärken und die politische 

Sicherheit und soziale Ordnung zu festigen . 
6. Die Gleichheit zwiochen den verschiedenen Nationali täten. 

zwischen Mann und Frau zu vo llenden und die Freiheit des 
Glaubens zu respektieren. 

7. Die internationalen Beziehungen der Freundochah und Zu­
sammenarbeit zu verstärken. 

8. Eine breite Einheit aller patriotiochen Krähe und derer. die 
den Sozialismus lieben. herzustellen. 

Bericht an die Kommunistische Internationale im Juli 1939 
schrieb Nguyen Ai Quoc (Deckname Ho Chi Minhs) : 
" Die Partei kann nicht verlangen. daß die vereinigte natio­
nale Front ihre Führerschaft anerkennt. Sie muß sich stattdes­
sen als der Front aktivstes, loyalstes und aufrichtigstes Ele­
ment erweisen. Nur aufgrund des täglichen Kampfes und der 
täglichen Arbeit haben die Massen des Volkes die richtige 
Politik und d ie führende Rolle der Partei anerkannt. nur da­
durch konnte die Partei die führe nde Posi tion erlangen .'" 

Zusammenschluß aUer Plltrioten 
gegen die imperialistisdlen Henker 

2. Das reste Bündnis der Arbeiter und Bauern ist die Basis 
der vereinigten nationalen Fronl. 
Die Arbeiterklasse und die Bauernschaft sind die größten 
Klassen in der vietnamesischen Gesellschaft und ste llen das 
größle Po tential in Kampf und Produktion dar. Vietnamesi­
sche A rbeiter und Bauern wurden unte r dem alten Regime 
grausam unterdrück t und ausgebeutet; indem sie sich ihrer 
Klasseninteressen bewußt wurden, haben sie umgehend den 
Ruf de r Partei beantwortet und entschlossen ihre eigenen 
Interessen und die der Nation verteidigt und sind zur Haupt­
krah der Revolution in unserem Lande geworden. Der Geist 
des zuve rlässigen und standhaften Kampfes der Arbeiter und 
Bauern hat Intelle ktuelle und andere Schichten des Volkes 
e nnutigt, in immer größer werdender Zahl an der Revolution 
te ilzunehmen. 

3. Der Fronl gelang es, alle patriotischen und for1Khril1· 
lichen Kriifte in ihren Reihen zu ycreinen. 
Unter de r Vorherrschaft der Kolonialistcn und Imperialisten 
und df; r feudalen G rundbesitzerklasse konnte keine Schicht 
des Vol kes, kein aufrechter Bürger unentschlossen bleiben 
angesichts der Demütigung, in Sk laverei leben zu müssen. 
Darum gingen die vietnamesischen Kommunisten daran, alle 
Kräfte, die vereint werden konn ten, zu ve reinen und alle 
Kräfte zu gewinnen, die in irgendeiner Weise gegen den ge­
meinsamen Feind oppon ierten; dadurch schufen sie eine 
breite vereinigte nationale Front und richteten die Speerspitze 
der Revolution gegen den aggressiven Imperialismus und 
seine Henker. 

4. Die Front ist vereint mil den Kriiften des Friedens, der 
nationalen Unabhängigkeit, der Demokratie und des For1-
schritts in der ganzen Weil. 
Die vietnamesische Revolution ist ein integraler Bestandtei l 
de r We ltrevolution. Die vereinigte nationale Front Vietnams 
ist ein untrennbarer Teil der weltweiten Fro nt gegen den 
Imperialism us, Kolon ialismus und Neokotonial ismus, sie 
kämpft für Frieden , nationale Unabhängigkeit, Demokratie 
und Sozia lismus. Das vietnamesische Volk fähn fort , der 



wertvolle n internationalen Unterstützung, die dem wcite­
ren Erfolg der Revolution in unserem Land zusätzliche Stärke 
verleiht, die entspreche nde Bedcutung beizumessen, indem 
es selbst einen würdigcn Bc itrag zur revolutionären Wcltbe­
wegung lc istet. 

Das neue .Stadium der Revolution 

De r Sieg im Widerstandskrieg Vietnams gegen die US-Ag­
gression für die Rettung der Nation, der mit der General­
offensive und dem Aufstand im Frühjahr 1975 endete, war 
e.in vollständiger Sieg für die Sache der nationalen Befreiung 
und nationalen Wiedervereinigung. Die vietnamesische Revo­
lution ist in eine neues.Stadium e ingetreten, in dem die ver­
einigte nationale Front eine sehr bedeutende Ro llc spielt. 
Da Vietnam eine Kolonie und ein hablfeudales Land war und 
jetzt das Stadium der kapitalistischen Entwicklung überwin­
det, hat das vi!!tnamcsische Volk die Aufgabe, eine entwickel­
te sozialist ische Gesellschaft zu schaffen. Der Prozeß der 
sozialistischen Revolution in unserem Lande ist ein Prauß 
tiefen und vollkommenen revolutionären Wandels. Um den 
Erfolg zu sichern, ist es notwendig, dic Macht der Einheit 
des gesamten Volkes weiter zu entwickeln, die unermeßliche 
Kraft aller Klassen und Schichten des Volkes anzuregen, einer 
überzeugung, bewußter und freiheitlicher Auffassung zu 
sein, all ihre Kräfte, ihr Wissen und ihre Fähigkeiten einzu­
setzen, um einen aktiven Beitrag zur gemeinsamen Sache zu 
leisten. 

Israel 

Wolfram Bränner 

Kaum zwci Monate nach dem Machtantritt de r Begin-Regie­
rung stehen in Isracl und im Nahcn Osten die Zeiche;n zuse­
hends auf Sturm: De r Molssenwiderstand gegen eine unsoziale 
Wirt~chaftspolitik und Tel Avivs Forcierung der Kolonisie­
rungspolitik in de n besetzten Gebieten gehen einher mit einer 
absolut unnachgiebigen Nahostpolitik, welche die gcplante 
Wiederaufnahme der Genfer Konferenz im Herbst 1977 un­
möglich macht , dafür aber einen 5_ Nahostkrieg wahrschein­
licher werden läßt. 

Ein Massenmörder an der Macht 

Nach dem Wahlsieg des rechtsextremen Likud-Blockes 
(Allianz von Hcrut, Liberaler Partei und der Bewegung rur 
Großisrael - Laam) über die seit 1948 ununterbrochen regie­
rende sozialdemokratische Arbei terpartei vom 17. Mai d. J. 
ging die Likud c ine Koalition mit den klerikal-nationalisti­
schen Nationalreligiösen und Agoudat, der militaristischen 
Shalomzion-Partei General Scharons, dem aus der Arbeiter­
partci übergelaufenen General Dajan und der Liste von 
Flatlo-Scharon c in. Die aus der Rechtssozialdemokratie ab­
gespaltene Demokratische Bewegung für einen Wandel 
(DASCH) unter General Yadin - sie repräsentiert die den 
öffentlichen Wirtschaftssektor kontrollierende sogenannte 
bürokratische Bourgeoisie und verficht eine gemäßigtere 
Außenpolitik - lehnte einen Eintritt in die Begin-Regierung 
nach wochenlangen Verhandlungen aus taktischen Gründen 
ab. 
Menachim Begin, der als Führer der zionist ischen Terror-

Nur mit der Kraft, dic in der Einheit des gesamten Volkcs 
wurzelt, können wir vollst~ndig das Potential des Landes 
nutzen und Armut und Rückständigkeit innerhalb einer rela­
tiv kurzen Zeitperiode beseitigcn, um so die von Präsident 
Ho Chi Minh geste ll te Aufgabe zu erfüllen: 
" Unser Land wiederaufbauen und es größer und schöner 
machen ." 

(Quclle: Vietnam Courier, Hanoi, Nr. 5811977, S. 2-3) 

Anmerkungen: 
I) Vgl. den Politischen Bericht Le Duans an den 4. Parteitag der 

Partei der Werktätigen Vietnams, in: AIB Nr. 2/1977 
2) Die Kommwlistische Partei Vietnams wurde am 2. Februar 1930 

in Kowlon (Hong Kong) ge-gründel. Kurz darauf WUl"de sie in 
Kommunistische Partei Indochinas umbenannt. Auf dem 2. Partei­
tag 1951 erhielt sie den Namen Partei der Werktätigen Vietnams. 
Der 4. Parteitag beschloß einstimmig, die ursprüngliche Bezeich­
nung wieder anzunehmen. Die Kommunistische Partei Vietnams 
hat zur Zeil I 550000 Mitglieder. 

3) Die Augustrevolution von 1945 begann mit dem erfolgreichen 
Massenaufstand am 19. 8. 1945 gegen die japanischen Okkupan­
ten in Hanoi. Sie mündete in der ProkJamalion der Demokrati­
schen Republik Vietnam am 2. September 1945 durch Ho Oli 
Minh. 

4) Der Nghe Tinh Aufstand von 1930/3 1 gehörte zu den ersten von 
der vietnamesischen Arbeilerklsse geführten Erhebungen. In sei­
nem Verlauf wurde in verschiedenen Gebieten das Rätesystem 
eingeführt . 1931 wurde er von der framösischen Kolonialmacht 
niedergeschlagen. 

5) Die Offensive vom Frühjahr 1968, die sogenannte Tet-Offensive, 
führte zur Befreiung von 43 gröBeren Städten und zur Vernich­
tung von 11 amerikanischen Luftstützpunkten in Südvietnam. Sie 
zeigte, daß auch die damals von den USA angewandie Taktik der 
,,Eskalation der Stärke" zum Scheitern verurteilt war. 

-Krise Ende 

Begfn·Be3u(h im WeiBen Haus im Juli d. J. 

gruppe Irgun 1948 für den Mord an 250 palästinensischcn 
Zivilisten in Deir Yassin verantwortlich ist und damit die 
Massenvcrtreibung der palästinensischen Bevölkerung einlei­
tete, gehörte bereits von 1967 bis 1970 der im Junikrieg ge­
borenen Regierung der "Großen Koalition " an. Der von der 
Irgun wie ihrer Nachfolge-Partci Herut erhobene Anspruch 
auf ein Groß-Israel, einschließlich des palästinensisch-jor­
danischen Gebietes westlich und östlich des Jordan, findet 
sich wieder im Wahlprogramm der Likud' wie im Programm 
der neucn israelischen Rcgierung. Verstärkter Annexionis­
mus und cine Polit ik der militärischen Stärke paaren sich 
mit dem Streben nach einem rigorosen Angriff auf die wirt­
schaftlich-sozialen Positionen der lohnabhängigen Massen 
- dafür bürgt allein die Besetzung der Schlüsselministerien 
mit derartigen Exponenten e ine r zionistischen Aggressions­
politik wie den Generälen Dajan (Außen-) und Weizmann 

29 



(Verteidigungs-) oder dem Großindustriellen S. Ehrlich 
(Finanzminister). 
Angesichts der unter der Regierung Rabin zugespitzten Wirt­
schaftskrise, ihrer einseitigen Abwälzung auf die Arbeiter­
klasse, ih ren administrativen Maßnahmen gegen anwachsende 
Streikbewegungen und der Verwicklung führender Repräsen­
tanten des Arbeiter-Blocks in eine Keue von Korruptions­
skandalen war d ie Demagogie der Ultrarechten auch bei Tei­
le n der Arbeiter auf fruchtbaren Boden gefallen. Doch miß­
lang der Likud bei den jüngsten Wahlen der Gewerkschafts­
zentrale Histadrut (sie vereint 80 % der israelischen Lohn­
abhängigen) die erhoffte Eroberung der Mehrheit. Daß die 
Begin-Regierung unter diesen Umständen bei der Durch­
setzung ihrer bezeichnenderweise von Millon Friedman be­
ratenen Antiknsenpolitik auf massiven Widerstand der Ar­
beiter- und Gewerkschaftsbewegung stoßen wird, signalisierte 
bereits die Antwort einer halben Million Werktätiger, die 
am 21. Juli d. J. aus Protest gegen das von S. Ehrlich verkün­
dete Sparprogramm für 1 Stunde die Arbeit niederlegten. 

Keine gewöhnliche Wirtsdtaftskrise 

Das Kabinett hatte eine d rastische Reduzierung der staat­
lichen Stützung der Preise für Grundnahrungsmittel, Dienst­
leistungen und Benzin verfügt, womit es weitere Pre(ssteige­
rungen um 25 % auslöste. Die Inflationsrate aber haUe nach 
58 % im Jahre 1974 im vergangencn Jahr noch immer 38,8 % 
erreicht . Hinzu kam bei nahezu eingefrorenen Löhnen die 
im Weltvergleich höchste Steuerbelastung der israelischen 
Werktätigen : der Anteil von Lohnsteuern, Zwangsanleihen 
usw. am Nationaleinkommen beträgt rund 70 % (gegenüber 
37 % in der BRD). Der Reallohn sank 1976 um 13,8 %. Die 
Arbeitslosenrate von ca. 4 % 1976 blieb nur aufgrund der 
überdimensionalen Aufblähung des Militärapparates und 
eines erstmaligen Oberwiegens der Auswanderungs- gegen­
über der Einwanderungsrate verhältnismäßig niedrig. 

Die. absolute Verarmung breiter Bevölkerungsschichten ist 
eine der Folgen. Etwa ein Fünftel der jüdischen Bevölkerung, 
überwiegend orientalische Juden, lebt heute unter dem Exi­
stenzminimum. Angesichts eines chronischen Handelsbilanz­
defIzits von derzeit 4 Mrd Dollar ( 1972 noch 1 Mrd), einer 
Auslandsverschuldung von nunmehr 9,5 Mrd Dollar, eines 
rückläufigen Zuflusses von ausländischen Kapitalhilfen und 
eines stagnierenden Wachstums des Bruttosozialproduktes ist 

Parlamentssitze 
1977 197] 

Likud (Herot, Liberale und Laam-Bewegung) 4] ]9 
NationalfeligiÖ$e Partei 12 10 
Agudat Israel 4 
ShaJomzion (Liste General A. Scharons) 2 
Liste Flatto-Scharons I 
Arbeiter~Block ]2 SI 
(Arbeiterpartei - MAI und Mapam) 
Demokratische Bewegung für Wandel 15 
(Liste General Y. Yadins) 
Demokratische Front Chadasch.(KP Israel, 5 4 
Schwarze Panther und linksunabhängige Kräfte) 
Schelli (Linksliberale Friedens-Liste M. Eliavs 2 
und M . Pails) 
PaoJei Agudat Israel 2 
Arabische Liste des Arbeiter-Blocks 3 
Unabhängige Liberale 4 
Bürgerrechtsbewegung 3 
Thora-Front (Agudat Israel urKI 4 
PaoJei Agudat Israel) 
Moked (prozionistische KP-Abspaltung 
Maki und Neue Linke Siach) 

3D 

Demon31onlen der Demokrali~d1en F,onl 

ein Ende der Wirtschaftskrise nicht in Sicht. 

Nicht nur aufgrund ihrer langen Dauer unterscheidet sich 
diese nach dem Oktobcrkrieg 1973 einsetzende Krise von 
allen vorausgegangenen. Seit der Staatsgründung Israels 
1948 waren Kriege stets eine Rettung aus oder vor zykli~ 
sehen Wirtschaftskrisen ; nun wurde aber der 4. Nahostkrieg 
nicht zum Auftakt eines Wirtschaftsbooms, sondern Aus­
gangspunkt einer Krise, deren Auswirk ungen durch das 
gleichzeit ige Einsetzen der schwersten kapitalistischen Welt­
wirtschaftskrise seit den 30er Jahren nicht abgefangen wer­
den konnten. 

Folgen einer unmäßigen Militarisierung 

Die wichtigste Ursache für die Tiefe der israelischen Wirt~ 

schaftskrise aber ist in der ungeheuren Aufblähung der MiJi­
lärausgabel'l zu suchen; verschlingen doch heute die Aufwen ­
dungen für "Vcrteidigungszwecke" und Rückzahlungen von 
Schulden für Rüstungslieferungen über 60 % des Staats­
haushaltes und mit einem Anteil am Bruttosozialprodukt von 
40 % (gegenüber 1966 noch 10 %; zum Vergleich Frank­
reich und BRD 3-4 %) den in der Welt mit Abstand größ­
ten Militarisierungsgrad erlangt . Für die perspektivische Ent­
wicklung so maßgebliche Bereiche wie Erziehung, Gesund­
heit und Forschung wurden hingegen auf etwa 30 % des 
Haushalts zusammengestrichen , was gleichzeitig mit der mili­
tärischen Defonnierung der Wirtschaftsproduktion zusehends 
strukture lle Krisenerscheinungen nach sich zieht. Ohne die 
außerordentliche Steigerung der US-Militär- und Wirtschafts­
hi lfe auf jährlich rund 2 Mrd Dollar nach dem Oktoberkrieg 
stünde Israels Wirtschaft vor dem völligen Bankrott. 

Es liegt auf der Hand, daß ohne eine drakonische Senkung 
des Militärbudgets und eine Wiederanhebung der rückläufi~ 
gen Massenkaufkraft an eine effiziente überwindung der . 
Wirtschaftskrise kaum zu denken ist. Dies aber erforderte 
sowohl eine konsequente Kursnahme auf einen gerechten, 
dauerhaften Nahostfrieden als auch Umverteilungsmaßnah­
men zugunsten der lohnabhängigen Massen - eine Alterna­
tive, die in Israel allein die im Frühjahr 1977 konstituierte 
Demokratische Front für Frieden und Gleichberechtigung 
(Chadasch) verficht (siehe Kasten), die aber vom regieren­
den sozialdemokratischen Arbeiterblock nicht einmal in An­
sätzen angegangen wurde. Schon gar nicht darf sie von der 
ultrarechten Begin-Regierun~ erwartet werden. 
In ihrem Wahlprogramm köderte die Likud zwar die unter­
privilegierten Schichten mit dem Versprechen, mehr für sie zu 
tun, doch offenbaren die ersten wirtSChaftspolitischen Maß­
nahmen das Gegenteil. Denn sie trifft die Streichung der 
Stützungen von Grundnahrungsmittel und die Erhöhung der 
indirekten Steuern am empfindlichsten. Gegen sie richtet 



Plattfonn der Demokratischen Front Israels 
Am I. März d. J. Illlten.eic!lIIelen die Kommtmistisehe 
Partei Israels und die Bewegullg der " ScI/lwm:erJ Pali/her", 
die vordringlich die soziale Diskriminierung ,fer orien/aU­
sehen luden (ca. 60 % der Bevölkenmg) in Israel bekämpft. 
eil/e Vereinbarung zur Konslimienmg einer Demokratischen 
From für Frieden lind GleiChberechtigung. Bei eil/er Groß­
~'erallslaltll"g {Im 17. März verabschiel!etell beide Organi. 
sationen die l/ac/mehentJe Grumlsatzerkförullg. 

In E rfüllung einer historischen Verantwonung für das Schicksal 
unseres Volkes und in E rkenntnis der zwingenden Notwendigkeit, 
alle Kräfte des Friedens, der Demokratie und des sozialen Fort­
S<:hrills in Israel zusammenzuschließen, haben wir beschlossen, 
unsere Kräfte und unsere Bemühungen für die Wahl der Knesseth 
zu vereinen und eine jüdisch-arabische Demokratische Front für 
Frieden und Gleichberechtigung zu bilden. 

Angesichts der polit ischen. winschaftlichen, sozialen und morali­
schen Krise als Ergebnis der Poli tik der Regierung wie auch der 
e){tremen Rechupaneien: 
angesichts der Gefahr eines neuerlichen, eines fünften israelisch­
arabischen Kriegt!s bei Fortsel2:ung der gegenwänigen Politik. der 
sicher noch verheerender wäre als alle vorangegangenen, während 
es andererseits die reale Möglichkeit der Herstellung eines gerech­
ten und dauerhaften Friedens bei einer grundsätzlichen Änderung 
der offizie llen Politik Israels gibt: 
angesichts der ernsten Winschaftskrise. der Senkung der Reallöhne 
der Arbeiter und des Lebensstandards der Mehrheit der Volks­
massen als Folge der riesigen Militäraufwendungen rur Aufreeht­
erhaltung der Okkupalion arabischer Gebiete und der damit ver­
bundenen Privilegien und Superprofite der ausländischen und hei­
mischen Großkapitalisten; 
angesichts der steigenden Bedrohung der demokratischen Frei­
heiten und der Gefahr einer faschistischen 'Diktatur in dieser oder 
jener Form durch die Machtergreifung edremistischer Rechtskräfte; 
angesichts der Verschärfung der nationalen Di$kriminierung und 
Unterdrückung des arabischen Volksteils in Israel; 
angesichts der sozialen Polarisierung, der Ausbreitung von Armut 
und der Verschärfung der ethnischen Diskriminierung der orienta­
lischen Juden ; 
angesichts der fongesctzten Diskriminierung der Frauen und eines 
mittelalterlichen Eherechts; 
hat die Front folgende PriIlZipien zur gtmeinsamen P!.ttfonn er­
hoben: 

• Die Front kämpft für einen gerechten und dauerhaften Frie­
den :zwischen Israel und den arabischen Staaten. Ein solcher Frie­
den muß auf der Respektierung aller Völker und Staaten unserer 
Region, einschließlich des Staates Israel und des palästinensischen 

sich die Ankündigung eines Lohnstopps. von Antistrei kge­
setzen und eine d urch die Reduzie rung öffentlicher Arbeits­
stellen kalkul ierte " kontrollierte Arbeitslosigkeil". Eine e tap­
penweise Reprivatisierung des in Israel starken, ein Drittel 
der Lohl1abhängigen beschäft igenden staatlichen Sektors 
( Industr ie, Bauwesen, kommunale Dienste usw.), weitere 
Stcuererleichterungen für d ie e inheimische Großbourgeoisie 
und eine Revision der Investitionsgesetzgebung zugunsten 
des Auslandskapitals legen Zeugnis ab fü r eine verschärfte 
arbeiter- um"! \\ )lksfei ndliche Politik.3 

Begins Politik der .. Neins<' 

An sei nem Festhalten an extrem chauvinistischen Grundpo­
sitionen hat Begin mit der Verkündigung der ,,3 Neins" im 
Mai/Juni d. J . keine rlei Zweifel aufkommen lassen. Das im 
Junik rieg 1967 ok kupierte Westjordan land und Gaza titu­
liert er kurzum als " nicht besetzt, sondern bdreit", ihren ara­
bischen Charakter fälscht e r in einen biblischen Anspruch 
de r Juden auf "Judäa, Samaria und Gaza" um. Friedensve r­
handlungen entsprechend dem UNO-Votum unter Teilnahme 

Volkes, beruhen. Israel muß sich aus allen seit dem Junikrieg 1967 
besetzten Gebieten zurückziehen. Die GrelllCo vom 4. Juni 1967 
sollen die anerkannten und sicheren Grera.en zwischen dem Staat 
Israel und den arabischen Staaten werden. Das Recht des palästi­
nensischen Volkes auf Selbstbestimmung und Bildung eines unab­
hängigen Staates neben dem souveränen Staat Israel muß anerkannt 
werden. Die Genfer Friedenskonferenz soU ohne Vem;gerung und 
unter Beteiligung aller am Konflikt beteiligten Seiten, einschließ.­
lich der PLO als der anerkannten Vertretung des palästinensischen 
Volkes, einberufen werden. 
• Die Front kämpft für die Interessen der Arbeiter sowohl in der 
Produktions- als auch in der Dienstleistungssphäre, in den Städten 
wie in den Dörfern, sie verteidigt die Interessen der Siumbewohner 
in den Elendsgebieten. 
• Die Front kämpft für die Beseitigung der Politik der nationalen 
Diskriminierung und Unterdrückung des arabischen Bevölkerungs­
teils in brael in allen Lebensbereiehen, für die Abschaffung aller 
Gesetze und Maßnahmen, die die arabische Bevölkenmg diskrimi; 
nieren, fü r die Anerkennung der arabischen Bevölkerung in Israel 
als nationale Minderheit und für die Her.;tellung ihrer nationalen 
und persönlichen Gleichberechtigung im Gesetz wie in der Praxis. 
• Die Front kämpft für die Beseitigung der ethnischen Diskrimi­
nierung der orientalischen Juden in allen Lebensbereichcn, für die 
Bildung von Sonderfonds und die Aufwendung gleicher Minel in 
der Wirtschaft , auf sozialem, kulturellem und politischem Gebiet, 
für die orientalischen Juden wie für alle anderen Bevölkerungs­
teile. 
• Die Front kämpft für die Veneidigung der demokratischen Frei­
heiten und deren Erweiterung sowie gegen die Machtergreifung 
durch rechte und faschistische Kräfte. 
• Die Front kämpft für die Gleichberechtigung der Frauen in allen 
Lebensbereichen, für die Abschaffung aller die Frauen diskriminie­
renden Gesetze und die Erlassung solcher Ge!ietze, die die Gleich­
berechtigung der Frauen garantieren. 
• Die Front kämpft gegen religiösen Zwang jeglicher Art, für Mei­
nungs- und Glaubensfreiheit. 

Auf der Grundlage dieser Prinzipien wird die Front eine detai llierte 
Plattfonn zur Durchführung des Wahlkampfes ausarbeiten und rur 
Sicherung der weiteren Zusammenarbeit der Partner in der Front 
wird eine zentrale Leitungsstelle unter Beteiligung aller Teilnehmer 
errichtet werden. 
Die kommunistische Parlamentsfraktion wird die Änderung ihrer 
Bezeichnung in Demokratische Front für Frieden und Gleichberech­
tigung, Kommunistische Partei, Schwane Panther, jüdische und ara­
bische Gruppen beantragen. Die Front steht weiteren potitischen 
Gruppen und Persönlichkeiten auf Basis der oben genannten Platt­
fonn offen. 

(Quelle: Informations BuJletin, Wien, Nr. 6/1977, S. 35/36). 

de r PLQ lehnt Begi n ebenso kategorisch ab wie einen eigen­
ständigen Palästinense rstaat , der "für Israel e ine tödliche Be­
drohung wäre. Es darf ihn nicht geben - wenigstens nicht auf 
d em Boden von J udäa und Samaria" .· 
Dennoch wird auch Begin, zumal in Anbetracht seiner äußerst 
dünnen Regierungsmehrhei! (63 'Ion insgesamt 120 Sitzen) 
und de r enormen Abhängigkeit Israels spezie ll von den USA 
und Westeuropa zu gewissen Zugeständnissen bei Nahost­
verhandlungen gezwungen sein. 
Die Carter-Administ ration und d ie westeuropäischen Staaten 
gaben im Juni d. J . gleichlautende Nahost-Erklärunge n ab, 
in de nen erstmals das palästinensische Recht auf eine natio­
nale " H eimstätte" bzw. eine eigene - nach Caner allerdings 
e ng an Jordanien anzulehnende oder zu integrierende - poli­
tische " Einheit' · zugestanden wurde. Dahinter verbirgt sich 
die heute vorherrschende imperialistiSChe Strategie, über 
Z ugeständnisse auf beiden Seiten, e inen A usgleich zwischen 
" gemäßigten" Arabern und Israel herbeizufÜhren 5. 

Zweifellos bedeuten Begins provokatorische Posit ionen eine 
Einengung der imperialistischen Manövrierfähigkeil , haben 
sich doch d ie USA wie die EG in den le tzten Jahren lU­
sehends um den "A ufbau" gefügiger arabischer Verbündeter 
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wie Satl.di Arabien und Agypten bemüht. Freilich ließ man 
bei allem proarabischen Lavieren keinen Zweifel daran auf­
kommen, daß in Washington die NT. I Israe l bleibt; vor allem: 
" Die USA werden alle e rforderlichen Waffen an Israelliefem 
und das wird auch langfristig ausschlaggebend sein.'· So die 
Worte Carters bei Begins USA-Besuch am 19. Juli d. J. , was 
mit einer nochmaligen Aufslockung der amerikanischen Mi­
litärhilfe um 250 Mio Dollar auf 1,85 Mrd Dollar für 1977 
untermauert wurde. Begins Bereitschaft zu "Zugeständnis­
sen" beschränkt sich indessen auf einen möglichen Teilrück­
zug Israels vom Sinai und den Golanhöhen sowie auf das 
Zueigenmachen der doppelzüngigen US-Polilik, eine schein­
bare Friedens- und uneingeschränkle Verhandlungswilligkeit 
vorzutäuschen, um gleichzeilig die Aufrüstung zu eskalieren 
und e ine Politik des Hinhaltens und Schaffens vollendeter 
Tatsachen zu praktizieren .1i So stellt der amerikanisch-israe­
!ische "Friedensplan", während der Mission von Außenmini­
ster Vance im August d. J. durch sechs Staaten des Nahen 
Ostens um den ägyptisch-amerikanischen Vorschlag einer 
Außenminister-"Arbeitsgruppe" zur Vorbereitung der Gen­
fer Konfe renz (unter Ausschluß der PLO und der UdSSR) 
e rgänzt, allenfalls die Weichen für einen neuen Nahostkrieg. 

Amerikanilich-israelisdle Doppelzüngigkeit 

Denn dieser von Syrien und der PLO strikt zurückgewiesene 
Vorschlag klammert eine Repräsentation der PLO aus und 
sieht einen stufenweisen Rückzug der israelischen Qkkupan­
ten von Teilen Westjordaniens innerhalb mehrerer Jahre 
vor 7• 

Das Scheitern der Vance-Mission und damit auch des geplan­
ten Zustandekommens der Genfer Konfere nz noch im Herbst 
1977 war freilich durch die gleichzeitige provokato rische 
Ausweitung der Kolonisierungspolilik Begins in den okku­
pierten arabischen Gebieten geradezu vorprogrammiert. 
Kaum von seiner USA-Reise zurückgekehrt hatte Begin -
was ihm die verhailene Kritik Carters eintrug - drei im West­
jordangebiet errichtete "wilde" Wehrdörfer im nachhinein 
legalisiert. Kurz zuvor verabschiedete die neue Regierung 
einen Plan zur Errichtung von 43 weiteren Wehrdörfem, 
5 Städten nebst Ansiedlung von 150000 Israelis in den .be­
setzten Gebieten. Nahe Khan al Ahmar wurden beispiels­
weise von den Besatzungsbehörden 50 ha arabischen Landes 
zu diesem Zwecke beschlagnahmt, die arabischen Einwohner 
gewaltsam vertrieben. 
Am 15. August, also ausgerechnet zum Abschluß der Vance· 
Mission, kündigte Begin die Neufonnulierung der Politik in 
den "befreiten Gebieten'" an, deren Kern die übertragnng 
der israelischen Gesetzgebung auf arabisches Territorium ist. 
Den Anfang dieser faktischen Annektierung machte man' /TIit 
der Angleichung des Dienstleistungssektors in Westjordanien 
und Gaza ungeachtet massivster Proteste de r arabischen· Be­
völkerung und der israelischen Oppositionsparteien . Begin 
begab sich damit selbst in Wide rspruch zu seiner Regierungs­
erklärung, in der er sich verpflichtete, israelisches Recht zu· 
mindest solange nicht auf die besetzten Territorien auszu­
dehnen wie Friedensverhandlungen in Gang seien 8 . 

Kampfansage der Demokratischen Front 

Als entschiedendste Gegenkraft der abenteuerlichen Begin­
Politik erweist sich die aus den Parlamentswahlen als stärkste 
linke Kraft hervorgegangene arabisch-jüdische Demokrati­
sche Front - Chadasch, die Begins ,.Ne"ufonnuJierung'" der 
Besatzungspolitik als "einen Akt der Provokation·' und 
annexionistischen Schrin wider eine Friedenslösung verur­
teilte. Bere its Ende Juli hatte Chadasch-Sprecher Tawfiq 
Toubi in der Knesseth (Parlament)-Debane den Rummel um 
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den angeblichen Erfolg der Washingtoner Begin-Reise als 
Versuch der Reinwaschung und Verniedlichung der von der 
israelisch-amerikanischen Nahostpolitik ausgehenden Kriegs­
gefahr kritisiert. Begins " Friedenspläne·· - so Toubi - steil­
te n eine noch extremere Auflage der gleichen Annexions­
politik und völligen Miß~chtung der Rechte des palästi nensi­
schen Volkes dar als sie die Regierung Rabin verfolgt habe. 

Das Stattfinden des ersten offiziellen palästinensisch-israeli­
schen Treffens Anfang Mai d . J . zwischen Delegationen der 
PLQ-Exekutive und der Kommunistischen Partei Israels 
(Rakah) in Prag erhöht noch die Bedeutung der Allemativ­
vorschläge der Chadasch, deren führe nde Kraft die Rakah ist. 
Sie erkennt die PLO als einzig legitimen Vertreter des palä­
stinensichen Volkes und die Unverzichtbarkeit der Teilnahme 
der PLO an den Genfer Friedensverhandlungen an. Sie for­
dert den bedingungslosen Rückzug Israels aus allen okkupier­
ten arabischen Gebieten und die Errichtung e ines unabhängi­
gen Palästinenserstaates neben dem Staat fsraeJ. Sie ruft zur 
Aktionseinhe it der werktätigen Massen und aller Friedens­
kräfte, zur Zusammenarbeit alle r Arbeiterparteien gegen den 
Kriegskurs der Begin-Regierung und seine sozialen Auswir­
kungen auf. 8 

Hinter Israels Linkskräften und der PLO steht heute ein noch 
breiteres Votum der Weltöffentlichkeit. 

Anmerkungen: 

I) Vgl. Le Monde, Paris, 20. 5. 1977 
2) nach: Statistical Abstraci of Israel, Jerusalem 1976; Palästina, 

Nr. 5/ 1977, S. 53-56; Der Spiegel, 30. 5. 1977; Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 19.7. 1977 

3) Vgl. Yediot Ahronot, Jerusalem. 20. 5. 1977; Maariv, Jerusalem. 
20. und 29. 5. 1977; Der Spiegel, 30. 5. 1977 

4) Begin-Interview in: Die Welt, 20. 5. 1977 
5) Wortlaut beider Erklärungen in: Events. Beirul, 15. 7. 1977. 

Zur Widcrspruchlichkeit der Nahostpoli tik Carters siehe in~be­
sondere: Palestine, Beirut, Nr. 5/ 1. 4. 1977. S. 27-30; Time, New 
York, 8. 8. 1977 

6) Vgl. Afrique Asie, Paris, NT. 140/25.7.1977 
7) Vgl. Newsweek, New York, 15. 8. 1977 und Time. 22. 8. 1977 
8) ADN, Berlin, 11. 7. 1977 und Neue Zürcher Zeitung. Zürich, 

17.8. 1977 
9) L.e Monde, 11. S. 1977; Neucs Deutschland, Berlin, 29. 7. 1977 

und Palestine, Nr. 711977, S. 16 

AMERICA 
LATINA 

AmericlI: Latina bietet einen spezialisierten Semce für den 
Versand von Büchern und Dokumenten in allen Sprachen 
von und über Lateinamerika (und Spanien). 

Wir bieten: 
• ein großes Lager mit neueren sozial- und literaturwis­

senschafUkhcn Büchern, 
• Zugang zu den wichtigsten Verlagshäusern in latein­

amerika, Spanien, Nordamerika und Großbritannien 
sowie zu Monographien mit begrenzter AuRage, Sta· 
tistiken und Regierungsveröffentlichungen, 

• und ein effektives Suchsystem für seltene und antike 
Bücher_ 

BesteUungen und Nachfragen für weitere Infonnation 
werden umgehend beantwortet. 
71 Fleet Street . London E.C. 4 . England 



Süd afrika 

Freiheit für die 
"Pretoria 12~ " 

Zur Zeil findel in Prcloria, Südafrika, ein Prozcß gl:gen elf 
Männer und eine Frau stall. Sie sind angeklagt, gc;gen das 
Terroristcngesetz verstoßen zu haben. Im Falle der Verurtei­
lung wird die niedrigste Strafe fünf Jahre betragen, die 
Höchststrafe die Todesstrafe. Dieser Prozeß ist als der be­
deutendste politische Prozeß in Südafrika seil dem Rivonia­
Prozeß von 1964 beze ichnet worden, als Nelson Mand:ela und 
andere Führer des African Nationl Congress of South Africa 
(Afrikanischer Nationalkongreß von Südafrika - ANC) 
lebenslänglich verurteilt wurden. 
Als Schulkinder aus Soweto am 16. Juni 1976 eine friedliche 
Demonslralion veranstalteten, war die Antwort des Apart­
heid-Regimes, sie niederzuschießen. Anderen, die gegen die­
ses barbarische Massaker protestie rten, wurde ebenfalls mit 
Kugeln, Tränengas und Gummiknüppeln begegnet. 

In den folgenden Monaten, als sich der Protest über ganz 
Südafrika ausbreitete, entfesselte das Apartheid-Regime eine 
noch nie dagewesene Welle der Unterdrückung: 

über 1000 Menschen wurden erschossen 
- über 10 000 wurden verletzt, Hunderte davon werden ihr 

Leben lang Krüppel bleiben 
- Tausende wurden verhaftet und für lange Zeit gefangen­

gehalten 
mindestens 5000 Menschen wurden vor Gericht gestellt 
und bis zum Jahresende wurden 1760 abgeurteilt 
Hunderte wurden erbarmungslos gefoltert ; selbst kleine 
Kinder wurden Opfer von brutalen Angriffen, Elektro­
schocks, Nahrungsmittel- und Schlafentzug 
seit Juni letzten Jahres starben 18 Personen, die 'Jon der 
Sicherheitspolizei des Regimes festgehalten wurden wäh­
rend der Verhöre und Folter (weitere 117 Personen , die 
von anderen Abte ilungen der Polizei fe slgehalten wurden, 
starben 1976 während der Haft). 

Massenverhaftungen und -prozesse 

Um den Protest des Volkes zu ersticken und die Befreiungs­
kräfte aufzudecken, hat sich das Regime der grausamsten 
Methoden bedient . Folter ist in großem Umfang angewandt 
worden, um die Gefangenen zur Unterzeichnung von Aussa­
gen zu zwingen, die ihre eigene Person oder andere belasten. 
In den zah lreichen so zustande gekommenen Prozessen wer­
den die Beschuldigten aufgrund abscheulicher und undemo­
kratischer Gesetze angeklagt. Sie sehen sich ex:tremen 
Schwierigkeiten in der Ausrichtung einer legalen Verteidi­
gung gegenüber. Ihre Aussagen über die Folterungen , denen 
sie ausgesetzt waren, werden in den meisten Fällen von den 
Richtern oder Polizei richtern nicht beachtet oder abge wiesen. 
Unter diesen Umständen sind die Prozesse in Südfrika ein 
Hohn auf übliche legale Gerichtsverfahren. 

Im Januar 1977 berichtete der Justizminister des Regimes 

über umfangreiche Verhaftungen von "Mitgliedern des harten 
Kerns des ANC". Er teilte dem ausschließlich weißen Parla­
ment mit: "Wir haben es in Südafrika mit einer teuflischen 
Schlange zu tun . . . Wir haben diese Schlange gefangen und 
immer wiede r werden wir ihr Rückgrat brechen." (Hansard, 
25. 1. 1977). Anschließend enthüllte Mr. Kruger, daß 386 
Personen in 52 gesonderten Prozessen nach dem Terroristen­
gesetz vor Gericht gebracht würden. Ein Teil dieser Prozesse 
hat schon begonnen und mehrere Personen sind zu langen 
Haftstrafen verurteilt worden. ·Der bedeutendste ist der Pro­
zeß der " Pretoria Twelve" ("Pretoria zwölf'). 

Angriffe auf die Befreiungskräfte 

Am 9. Mai 1977 wurden elf Männer und eine Frau mit eiser­
nen Fußkelten gefesselt und von Polizisten umringt vor den 
Obersten Gerichtshof von Pretoria gebracht. Der Staat be­
hauptete, sie seien Mitglieder oder Sympathisanten des ANC, 
der Südfrikanischen Kommunistischen Panei (SACP) oder 
der Befreiungsarmee Umkhonto We Sizwe (Speer der Na­
tion) und beschuldigte sie 79 einzelner Vergehen einschließ­
lich des Versuchs, das Apanheid-Regime zu stürzen. Der 
Prozeß wurde vorübergehend bis zum 20. Juni 1977 venagt. 

In der Hauptanklage gegen die Beschuldigten wird ange­
führt , sie hällen "sich unrechtmäßig und gesetzeswidrig zu­
sammengeschlossen, um die Regierung v9n Südafrika mit 
Gewalt oder mit Maßnahmen, die Gewaltanwendung nicht 
ausschließen, zu stürzen und zur Förderung dieser genannten 
Verschwörung hätten die Angeklagten bestimmte . Handlun­
gen ausgeführt." Die "Pretoria Twelve" sind angeklagt, den 
Umsturz eines Regimes geplant und organisiert zu haben, 
das weltweit verurteilt wurde und das eine Politik betreibt, 
die von den Vereinten Nationen als "Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit" bezeichnet worden ist. 

Unter den Angeklagten befinden sich mehrere alte politi­
sche Aktivisten, die die Folter, Haft und Brutalitäten des 
Regimes schon vie le Male zuvor erlebt haben. Andere, die 
zusammen mit diesen Kampfveteranen angeklagt sind, sind 
zwischen 20 und 30 Jahre alt. Auch sie waren Opfer der bru­
talen Methoden der Folterknechte des Regimes. Einer der 
Angeklagten, Michael Ngubenil, wurde so grausam gefoltert, 
daß sein Verteidiger verlangte, ihn einer psychiatrischen Be­
handlung zu unterziehen. Während der Haft halte Ngubeni 
gesagt, er habe das Gefühl, als sei ein großer Wurm in seinem 
Kopf. 
Es wird jeder Versuch unternommen werden, die Angeklag­
ten zu verurteilen und fü r sie die höchsten Strafen, die mög­
lich sind, zu erwirken. Nach dem Terroristengesetz beträgt 
die Mindeststrafe fünf Jahre und die Höchststrafe das Todes­
urteil. Die Angeklagten haben sich Irotz der schweren Prü­
fung noch nicht unterwerfen lassen. Sie begrüßten die Zu-
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SChauer mit "Amandla Ngawethu"-Rufen (Die Macht dem 
Volk). 
Die Beschuldigten sind angeklagt, SiCh mit 47 anderen "ver­
SChworen" zu haben , um Propagandamaterial zu verbreiten, 
das den Umsturz des rassist ischen Regimes fordert; Personen 
angeworben oder den Versuch gemacht zu haben , Personen 
anzuwerben, der Befreiungsbewegung beizutreten oder sie zu 
unterstützen ; Personen in der Kunst der " Kriegführung und! 
oder des Umsturzes" auszubilden oder den Versuch dazu 
unternommen zu haben und zu diesem Zwecke: Personen 
heimlich aus Südafrika geschmuggelt und mit Waffen, Muni­
tion und Sprengstoff ausgerüstet ins Land zurückgeschickt zu 
haben ; um " Waffenarsenale und Verstecke in der Republik 
einzurichten; Sabotage zu verüben; Vereine zu infiltrieren"; 
e ine Untergrundorganisation in Südafrika zu gründen und! 
oder zu erweitern durch die Gründung von geheimen Zellen 
und Geldmittel zur Förderung ihrer Sache zu beschaffen. 

Die Angeklagten 

Martin Mafefo Ramokgadi (67) wird beschuldigt, Mitglied 
der zentralen Führung des ANC in Johannesburg von Juni 
1976 bis Januar 1977 gewesen zu sein. Er wird angeklagt, 
Gelder für den ANC erhalten und e inige neue Mitglieder ge­
worben zu baben. Er hatte eine IOjährige Haftstrafe (1963-
1973) auf der berüchtigten Insel, Robben Is land, wegen Un­
terstützung der Ziele e iner verbotenen Organisation verbüßt. 
Bei seiner Ent lassung wurde er unter Bann gestellt. Er ist 
verheiratet und hat eine 18jährige Tochter. 
Joe Nzingo Gqabi (48) wird beschuldigt, Leiter des ANC­
Untergrunds in Johannesburg von Juni 1976 biS 'Januar 1917 
gewesen zu sein. Er ist angeklagt , politische Bücher verbrei­
tet und ein Treffen mit den Führern der Schüler von Soweto 
organisiert zu haben ; an einer Versammlung des ANC teilge­
nommen zu haben, auf der der gewaltsame Umsturz des 
rassist ischen Regimes d iskutiert wurde. Joc Gqabi war früher 
Journalist und verbüßte eine IOjährige Haftstrafe wegen 
Unterstützung der Ziele des verbotenen ANC ' .. on 1965-

Rezensionen 

1975 auf Robben Island. Er wurde im August 1975 entlassen 
und unter Bann gestellt. 
Petrus Mampogoane Nchabeleng (50) wird beschuldigt. im 
Oktober 1976 in Sekhukhuneland versucht zu haben, Mit­
gl ieder für den ANC zu werben. Mr. Nchabeleng ha t eine 
8jährige Haftstrafe mit Nelson Diale (41) (einem weiteren 
Angeklagten der ,.Pretoria Twelve") auf Robben Island ver­
büßt, nachdem sie wegen Mitgliedschaft im Umkhonto We 
Sizwe verurteilt worden waren . Beide wurden bei ihrer Ent­
lassung 1972 gebannt. 
Michael Mpandeni Ngubeni (42) wird beschuldigt, Personen 
in militärischem Training unterwiesen zu haben oder ANC­
Zellen zu bilden. Er war Grundschullehrer bis er 1964 wegen 
Verstoßes gegen das Sabotagegesetz zu 12 Jahren verurteilt 
wurde. E r wurde im September 1976 entlassen und sofort 
für zwei Jahre gebannt. Aber innerhalb eines Monats wurde 
er erneut inhaftiert , in die Hände von Vorsters Folterknech­
ten. 
Pauline Mamagot la Mohate (26) wird besch uldigt , im Okto­
ber und November 1976 versucht oder mit Erfolg versucht zu 
haben , eine Person für militärisches Training zu gewinnen und 
eine Broschüre untcr dem Titel "The Voice of the ANC 
(Spear of the Nation)" (Die St imme des ANC - Speer der 
Nation) getippt oder vervielfältigt zu haben. 
Naledi Tsik i (21) wird beschuldigt, außerhalb von Südfrika 
an militär ischem Training tei lgenommen zu haben und bei 
seiner Rückkehr an der Werbung für den ANC beteiligt ge­
wesen zu sein . Außerdem wird behauptet, er habe einen Sa­
botageakt an der Eisenbahnlinie in Dikgale , im Bezirk Pie­
tersburg, im Oktober 1976 verübt. MT. T siki wurde im De­
zember 1976 zusamme n mit seinem Vater, seinem Bruder 
und seiner Schwester verhaftet. 
D ie übrigen Angeklagten werden derselben oder ähn licher 
Vergehen beschuldig,t: Lele Jacob Motaung (23), Simon 
Samuel Mohlanyaneng (23), Elias T ieho Masinga (24), Jacob 
Gaonakala Seatlhole (47) und Mosima Gabric1 Scxwale (24). 

(Hrsg. von : Free lhe Pretoria Twc1ve Campaign. London. 
20. Juni 1977) 

KirchEI und Armee Chiles 

Fenaudo Ri,.. SUdlezJEtisabedI Re~ WeiJert, DM~ Stftitbäftt: 
CbiIes:. Fall ~ o.r~ Ve'"'-K :~ 
BIiitter, Fraald .. ttM.ia 1977, Z80 S., 10,so DM 

Angesichts der Talsal.:he, daß die Mehrzahl der Länder Latei~­
rikas heute von Militärdiklaturen unterdrückt werden, bietet die 
Untersuchung der beiden chilenischen 1oumalisten, Fennando Rivas 
und Elisabeth Reimann, wichtige Informationen :turn Vel"Ständnis der 
politisct,len Eingriffe der Militärs. Es wird deutlich gemacbt, daß hinter 
diesen Eingriffen die gezielte Arbeit des Pentagon steht, das ver­
sucht, die lateinamerikanischen Streitkräfte als steuerbare Schachfigu­
ren in seine Pläne l;U integrieren, um so die besonders seit der Nieder­
lage iri Vietnam wenig populäre lIitervention von außen ZII vermeiden. 

Der erste Teil des Buches enthält einen Überblick der v~:rschiedenen 
Mili tärakademien in den USA und anderen Ländern. im denen be­
sondr.rs Militärs höherer Ränge der Drillen Welt eine Ausbildung im 
Sinne des Imperialismus erhalten. Dabei steht nicht di,: technische 
Ausbildung im Gebrauch US-amerikanischer Waffen im Vorde'r· 
grund, sondern die antikommunistische ideologische Indoktrinierung, 
die ein simplistisches Freund-Feind Bild vennittelt. Zahkeiche Inter­
views mit Angehörigen der chilenischen Streitkräfte, die diese "Aus­
bildung" mitmachten, verdeutlichen deren Auswirkung. So erklän 
das ehemalige Mitglied der schwanen Barelle Gonzalez: "Und dabei 
wurde vom Marxismus gesprochen. Das heißt. er sagte, ,~s gäbe eine 
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philosophische Richtung, den Marxismus, aber das wäre eine Richtung 
des Hasses, von Leuten, die vom Dämon besessen sind. Leute. deren 
Gehirn die diabolischsten Ideen hervorbringen würde . .. Gedanken 
wie: die Welt zerstören und wnbringen, und Haß säen. Und unsere 
Aufgabe wäre es, mit dem Gewehr diese Ideen zu bekämpfen. Und 
Gott wdrde uns führen , um den Kommunismus in der Welt auszu­
rotten ... Das ist so ungerahr alles. woran ich mich erinnere." (S. 44) 
Indem der Feind als "tenoristische Guerillarebellen im Dienste des 
internationalen Kommunismus" (S. 53) definiert wird. verlegt man 
ihn ins Landesinnere und somit erscheint es auch als legitim. gegen 
die eigenen Landsleute zu kämpfen. 
Im zweiten Teil wird konkret auf die besonderen Merkmale der chile­
nIschen Streitkräfte eingegangen und dabei "die Verachtung der Zivi­
listen, die Obenreibung einer maschinellen Disziplin und die Glori­
flzierung eines überkommenen militärischen Geistes" (S. 86) hervor­
gehoben. Interviews mit ehemaligen Mitgliedern der Streitkräfte ver­
deut lichen, wie die ins extrem getriebene Disziplin den Soldaten in 
eine "Tötmaschine" verwandeln soll. 

Es ist unbestritten, daß die Volksregierung Allcndes hinsichtlich dcr 
Einschätzung der Streitkräfte und in ihrer Militärpolitik sd;werwie· 
gende Fehler begangen hat, die die Durchführung des Putsches vom 
11. 9. 1973 begünstigten. Man kann jedoch andrerseits nichl _ und 
auch darauf weisen die Autoren hin - alle chilenischen Militärs als 
Verbrecher und Aufrührer betrachten. Nachdem sie im drillen Teil 
einen Überblick über die Entwicklung der chilenischen Geschichte 



seit dem Ende des 19. Jahrhunderts geben und der in diesem Zeit­
raum stattgefundenen militärischen Interventionen, die die angebliche 
"Neutralität" der chilenischen Streitk.räfte wiederlegen, stellen sie die 
Frage: " War es zu diesem Zeitpunkt (als 1971 die Gemeindewahlen 
zeigten, daß mehr als 50 Prozent der Bevölkerung die Regierung 
unterstützten) möglich, eine bewaffnete Volksmiliz zu schaffen? Und 
wenn nicht in diese r Etappe des Prozesses, hätte der Putsch später 
vermieden werden können, wenn man die Arbeiter bewaffnet hätte?" 
(S. 2 15) Sie bezeiehnen diese Fragen selber als spekulativ, es muß 
aber außerdem darauf hingewiesen werden, daß es einseitig wäre, den 
Erfolg oder Mißerfolg einer revolutionären Volksbewegung als allein 
von den militärischen Kräften abhängig zu sehen. So wertvoll die von 
Reimann und Rivw; vermittelte lnformation ist , so darf sie doch nicht 
zu dem Schluß führen, daß das Schicksal eines Landes letztlich von 
den Waffen bestimmt wird. Es darf nicht vergessen werden, daß in 
Chile der Imperialismus mehrmals versuchte, die Amtsaufnahrne 
Allendes und später die Dun;hführung seiner Regierung durch Ein­
griffe der Militärs m verhindern. Dies gelang erst zu dem Zeitpunkt, 
als sich auf politisdler Ebene das Kräfteverhältnis m ungunsten der 
Unidad Popular verändert hatte, als es den Faschisten gelungen war, 
weite Teile der Miue!schichten auf ihre Seite m ziehen. und AUende 
und die Volksregierung politisch isoliert waren. 

Eberbard Hldr.ethal, Kreuzweg Chile. Christen, Kirtbe und Klassen· 
kampf vor und nach dem Militüputsdl. Union Verlac. 8erlin 1976, 
190 S., 8,20 DM 

Ein grundlegender Aspekt im chilenischen anlifaschistischen Wider­
stand ist heute der Aufruf der Unidad Popular an alle antifaschisti ­
schen Kreise und besonders an die Christdemokratische Partei (POC), 
eine gemeinsame breite Front rom Stun der Junta zu bilden. Für viele, 
die bei einer Chrisldemokratischen Partei automa!isch an die bundes­
republikanische CDU denken. mag dieses Anliegen einer utopischen 
Wunschvorstellung gleichkommen. In Zusammenhang mit diesem 
ebenso wiehtigen wie politisch interessanten Aspekt. bietet das Buch 
von Hackethai sehr genaue Information über die Widerspruche inrler­
halb der PDC und über ihre Entwieklung vor und nach dem Putsch 
vom 11 .9. 1973, die eine fundierte Einschätzung der Perspektiven 
einer Zusammenarocit mit der UP ermöglichen. 

Kurzinformation 

Chile 
A ls vor über zwei Monaten 26 Angehörige verschwundener Patrioten 
im UNO-Gebäude in Santiago in den Hungerstreik tralen (siehe 
Beitrag von I. Ljubetie in diesem Heft), sah sich Juntadlef Pinochet 
dazu genötigt. dem Generalsekretär der Vereinten Nationen. Wald­
heim. zu versprechen, sich um Auskünfte über den Verbleib der Ver­
schleppten zu kümmern. Dieses Versprechen wurde bis heute nicht 
eingelöst. 

Die Teilnehmer einer Demonstration vor dem Justizpalast in Santiago 
forderten deshalb am 12. August d. J . nochmals eindringlich die aus­
stehenden Informatione n. Dabei umringten sie auch den Unterstaats­
sekretär für Interamerikanisdle Angelegenheiten der US-Regierung, 
Todman, bevor sie von Polizeikräften auseinandergejagt und sechs 
Frauen verhahet wurden. 
Todman setzt die lebhafte Reiselätigkeit der US-Administration der 
letzten Tage und Wochen fort, während der schon Patricia Derian, 
die für Menschenrecbtsfragen zuständige Beamtin des State Depart­
ment, sowie Botschafter Lowenstein von der amerikanischen UNO­
Mission in New York Chile besuchlen (vgl. Neue Zürcher Zeitung. 
Zürich, 16. 8. 1977). Neben der breiten Empörung der Wellöffent­
lichkeit über die Geheimpolizei DINA, mögen diese Besuche nicht 
unwesentlich dazu beigetragen haben, daß die D1NA aufgelöst wer­
den mußte. Sie wird durch einen " Informationsdieost" ersetzt. Das 
ElI:ekutivsekretariat der Unidad Popular hat mittlerweile die Umbe­
nennung der DINA in Nationale Zentrak für Information als ein 
Täuschungsmanöver bezeiehnet und darauf hingewiesen, daß der ln­
formationszentra1e Funktionen, Millel, Personal, Gebäude und Kon­
zentrationslager der DINA übergeben worden sind. 

Dariiber hinaus untersucht Hackethai ausführlich den Werdegang der 
Katholischen Kirche in Chile, die bereits Ende der 50er Jahre von 
einer vorbehaltlosen Unterstü~ng der herrschenden Ordnung ro 
einem gemäßigten Reformismus überging, der zeitweilig mit dem poli­
tischen Programm der POC gleichzusetzen war uod von einem ent­
schiedenen Antikommunismus begleitet wurde. Während der Amts­
zeit Allendes unterstützte die Katholische Kirche jedoch die fort­
schrittlichen Maßnahmen der Volksregierung und versuchte bis zu­
letzt , durch die Vermittlung von Gesprächen ~ischen Regierung und 
Opposition bei der Suche eines politischen Auswegs aus der Krise 
behilflieh zu sein, um einen Putsch zu verhindern. Sie tat " nichts zur 
Begünstigung der fasch ist ischen Konterrevolution" (5. 46), was die 
POC hingegen für sich nieht in Anspruch nehmen kann. 
Neben einer genauen Analyse der offIZiellen Kirche, läßt Haekethal 
auch den Widerstand rechter Kirche nkreise gegen die Reformposi­
tion deutlich werden und das Wirken christlicher Bewegungen, die 
über einen s)'5temimmanenten Reformismus hinausgehen und sich für 
den Sozialismus einsetzen, dabei jedoch zuwe. len in von der Arbei­
terklasse getrennte, kleinbürgerliche Positionen verfallen. 

In sehr differenzierter Form behandelt Hackethai anschließend. die 
Entwicklung der PDC und der Katholischen Kirche nach dem Putsch. 
Die niehtfaschistische Mehrheit der katholischen Hierarchie bewegt 
sieh dabei zwischen einem " Rückzug auf eine Theologie der Versöh­
nung", was einer indire kten Begünstigung des Faschismus gleich­
kommt und der .. konsequenten Befolgung der evangelischen Ver­
pflichtung", die sie notwendigerweise in Konflikt mit der etabliencn 
Macht geraten läßt (S. 75). Für die PDC wiederum hieß das Dilemma: 
" Entweder sie fügte sich der Junta, dann droh te der Zerfall der Par­
tei , oder sie ging auf offen ant ifaschistische Posi tionen über. dann 
mußte der linke Aügel der Partei erheblich an Einfluß gewinnen." 
(8. 93) Die Untersuchung Haekethals reicht bis 1975, wobei deut­
lieh wird, daß "die Grundtendenz die Zunahme passiven oder aktiven 
Antifaschismus in den Mitgliedcrmassen (der PDC) ~t." (S. 93) 

Eine wichtige Bereicherung der Untersuchung ist de r Dokumenten­
anhang, in dem u. a. Erklärungen und Dokumente der Kirehe. der 
" Christlichen Linken", der "Christen für den Sozialismus", der POC 
und der Volksparteien wiedergegeben werden, dir. sonst nur sehr 
schwer zugänglich sind. 

Beatriz B.inluoarm 

Belize - Guatemala 
In Großbritanniens letzter Kolonie auf dem lateinamerikanischen 
Kontinent Belize sind im Juli d. J . die britischen Truppen angesichts 
einererneuten Interventionsdrohung seitens des N aehbarlandes Guate­
mala verslärkt worden. Guatemala erhebt widerrechtUch Anspruch 
auf dit;seS Gebiel , dem 1964 die innere Autonomie zugestanden 
werden mußte. Der guatemaltekische Diktator Laugerud hat wieder­
ho " mit Interventionsdrohungen gedroht, falls L c.ndon Belize eine 
.,einseitige Unabhängigkeit" für das Land erk.läre. 

In Beliu: selbst wurde 1960 tbe Volksabstimmung durchgeführt. 
In der die 1::;0 00') Einwohner des Landes eindeutig den Willen mr 
Selbstiindigke;t bekräftigten. Ebenso sprach sich der UNO-Ausschuß 
für koloniale Fragen mit 114 Für-Stimmen für Delizes Recht auf 
staatliche Integrität und Unabhängigkeit aus. 

Der offene militärische Konnikt kpnnte vorläufig durch eine Ober­
einkunft, das Problem mit Hilfe von "Verhandlungslösungen" zu 
regeln, die von "allen Seiten" akzeptiert werden können. abgewen­
det werden. Jedoch sollen die dort stationierten Truppen erst mit 
der voUständigen Unabhängigkeitserklärung abgezogen werden. 

Hinte r den Ansprüchen Guatemalas ... :erden _ nach USA-Pressebe­
richten - die Interessen der Ölkonzerne Gulf Oll und SheU sowie des 
Geheimdienstes ClA vennutet, die ihre britischen Konkurrenten aus 
diesem Teil Amerikas verdrängen wollen. Aueh die Angst der be­
nachbarten reaktionären Militärdiktaturen vor einem unabhängigen 
Belize. daß u. U: eine fortschrittliche Außenpolitik betreiben könnte, 
steckt hinter diesen Ereignissen. 
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Gefährlicher Konflikt Somalia -Äthiopien 
Die anhaltenden Kämpfe in der äthiopischen Provinz Ogadcn 
zwischen Regjerungstruppen und der von Somalia militärisch un­
terstützten Befreiungsfront We:stsomalias baben die Gefahr eines 
allgemeinen Krieges am Horn von Afrika heraufbeschworen. 
Gk:ichzeitig hat die separatistische Eritteiscbe Befreiungsfront ihre 
militiriscben Aktionen verstärkt, reiBen An5chIäge und Übergriffe 
konterrevolutionärer Banden in vielen Teilen des Landes nicht ab. 
Die äthiopische ReYOlutionsregierung hai auf die zugespitttc Lage 
mit der allgemeinen Mobilmachung geantwortet. 

Alleinige NulZnießer der Auseinandersetzung :tWischen Ätb.iopien 
und Somalia, zweier afrikanischer Staaten progressi...er Orientie­
rung, sind die imperialistischen Mächte - allen voran die USA - die 
im Zusammenspiel mit reaktionären arabisc::hen Kräften gegen­
wärtig den Versuch unternehmen, verlorene Konttollpositionen 
am Roten Meer zwückzuerobem. Hemmungslos schüren sie daher 
den Konflikt unter skrupelloser Ausnutzung ethnischer und reli­
giöser GcgensätK im Vielvölkerstaat Äthiopien. durch Waffenlie­
ferungen und F'"anaozsprilZCo für die Separatisten. Wahrend die 
sozialistischen Länder und die Organisation für afrikaniscbc Einheit 
(OAU) die Kontrahenten :rur Besonnenheit aufrufen, lUf Einstel­
lung der Kampfhandlungen und zu einer Lösung auf dem Ver­
handlungswege, bringen die großbürgerlicben Massenmedien un­
seres Landes (siehe Frankfurter Allgemeine, 17. 8. 1977) unver­
bohlen ihre Genugtuung über die mit dem anhaltenden Blutver­
gießen verbundene Schwächung der fortschrittlichen Kräfte in die­
sem Teil Afrikas zum Ausdruck. 

Die Ziele der imperialistischen Manöver sind unschwer:zu c.rkenoen. 
Es geht den USA in erster l1nie um die Liquidierung der äthiopi­
schen Revolution und die WaederbersteUung ihrer militäriscbea 
und ökonomischen Positionen. die sie im KaiscrreidJ Haile Se­
lassies besa8eo (vgl. AlB. Nr. 11-12/1976 lIDd 1/1977). Gleich­
zeitig hoffen sie, über eine Zuspittung des Konßiktes einen Keil 
zwiscben die Demokratische Republik Somalia und ihre natürlichen 
Verbündeten, die 50ZiaJistiscben Länder. treiben zu könDen. um das 
Land in den Einflußbereich des US-lmpcria1ismus zurückzuholen. 
Dies wiiTde ohne Zweifel ein Ende der progressiven Entwicktung 
Somalias bedeuten. 
Eine Sch1üsselroUe in der Strategie der USA kommt Saudi-Arabien 
und seinen PeuodoUan zu. Offensichtlich ist. daß unter seiner 
Führung die Bildung eines reaktion~ militiirisch-politiscbcn 
Blocks am Roten Meer angestrebt wird. :zur Bedrohung UDd Ein­
dämmung der antümperialistiscbcn Kräfte in Afrika wie im arabi­
sehen Osten. 

Das koloniale Erbe - Koußiktursacbe 

Wie so oft in Afrika müssen die Wurzeln auch dieses Konßiktes in 
der kolonialen Vergangeobcit des Kontioc!lts gesucht werden. Das 
heutige Somalia entstand aus dem ZusammcnschluS von ehemals 
Britisch- und kalienisch-Somaliland. die beidc 1960 unabhängig 
wwdeo. Obwohl auch Somalia die Entxblidlung der OAU übe!" 
die unbedingte Gültigkeit und Unantastbarkeit der aus der Ko­
Ioniab:eit stammenden Grenzen anerkannte, erhob es VOll Anfang an 
Anspruch auf dJej weitere, ehenfaUs VOll Somalislimmen be­
wohnte und durt:h koloniale Grenzzichung abgetrennte Gebiete: 
auf die französi5che Somaliküste (seit Mitte· .d. J. als Republik­
Djibouti unabhängig) , auf den Nordosten Kenias sowie auf die als 

.,Westsomalia·' bezeichnete ä1hiopischc Provinz Ogaden, die 1897 
YOrl Ä1hiopien erobert wordc.n war. 

Bereits 1964 war es zwischen den beiden Ländern zum bewaffneten 
Grenzkonßikt gekommen, der jedoch durch VermilllWlg der OAU 
1967 beigelegt werden konnte. 
An dem Ansprudl Somalias änderte sich auch nichts als 1969 fort­
schrinliche Militärs die Macht übemahmcn und das Land erfOlg­
reich auf einen nichtkapita.listischcn Entwicklungsweg orienticrten. 
Während sie jedoch mit Kenia zu einer Obcremkunh gelangte Wld 
die Unabhängigkeit Djiboutis anerkannte, crmunterte die somali­
sehe Militänegierung die mit ihrer Hilfe gegründete Befreiungs-. 
front Westsomalias zum bewaffneten Aufstand gegen die infolge der 
RevolutionswirTcn geschwächte Zennalrcgicrung in Addis Abeba 
und griff schlieBüch selbst in die Kämple ein. 

Streilobjekle Ogaden und Erilrea 

Wescntlicb kompliricrlcr steUt sich die Situation in Erillea dar. 
Von 1890 bis 1941 italienische Kolonie, wurde Erilfea 1952 auf 
Beschluß der UNO mit Ätbiopien zu einer Födcrafi9p vereinigt, 
bereits 1962 jedoch unter Bruch des Födcrationsabkommens als 14. 
Provinz des äthiopischen Kaiserreiches annektiert . Gegen die Ver­
letzung der Autonomie kämpfte seit 1961 die Erctreische Befrei­
unpfront (ELF), die sdtlicBlic:h den Kampf um die vollständige 
Loslösung Eritreas aufnahm. 
Sie ist in einen eher konservativen Flügel und einen Flügel mit anti­
imperiafistiscbem Anspruch gespalten. Von 1972-74 verstrickte sie 
sich in einen heftigen Kleinkrieg mit der 1971 cntstandenen Kon­
kvnenzorganisation Volksfront für die Befreiung Eritreas, wodunil 
die Separatistenbcwcgung wesentlich an militärischer Schlagkraft 
verlor. 

Erst mit dem Sturz des Feudalregimcs - die Gunst der Stunde 
nutzend - intcnsivierte die ELF emeut ihre militärischen Aktio­
nen gegen die Zentralgewalt, ungeachtet der revolutionären Ver­
änderungen im Land und des vom ~ Militärischen 
Verwaltungsrat (DERG) angekündigten Autonomicstatuts für alle 
Völker Äthiopiens. 
Wie von Somalia so wird auch von den eritreischen Separatisten 
der unzweifelhaft antiimpcrialistische OJarakter der äthiopischen 
ReVolution geleugnet. Gleichwohl scheut cüc ElF nicht davor :zu­
riiclc, sich selbst mit den rea\tioniirsten Kräften des arabischen 
Lagers-zu verbünden. 

Im Herbst 1974 kam es zu Kontakten zwischen der Militärregie­
rung und den eritrcischen Separatisten. Wenn ~ dennoch nicht zur 
Aufnahme von Verhandlungen kam, so deshalb, weil die ELF an 
ihrer Fordening nacb vollständiger Loslösung Eritreas festhielt und 
andererseits die damalige Militärfiihrung :zunächst nur halbherog 
und zögemd die Liquidierung des morschen Feudalstaates und sei­
ner politischen Hinterlassenschaft betrieb. 

Es ist für eine Verhandlungslösung am Horn von Afrika noch nicht 
zu spät, wenn die fortschrittlichen Kräfte sich auf ibrc gemeinsamen 

. antümperialistiscbcn Ziele besinnen, unter Wahru.ng der Souverä­
nität und territorialen Integrität 'der beteiligten Staaten nach einer 
gerechten Lösung des Autonomie-Problcms suchen und die Manö­
ver des Imperialismus entschJossen zurückweisen. 

r-------- Insider wissen es •.. --------, 
Die Ausbeutung der sogenannten Dritten Welt wird nicbt enden obne grund1egende PJlitische und ökonomische Veränderun ­
gen bei uns. Die Durchsctzung neuer Strukturen ist aber nurmög!ich, wenn Viele dafür eintreten. Anderezu überzeugen erfordert 
persönliches Engagement - und Geld. 
Deshalb .. besteuern" wir uns selbst. Wir setzen 2-3 % unseres Einkommens für entwicklungspolitische Bewußtseinsarbeit 
ein, unterstützen andere Gruppen und beteiligen uns an geeigneten Projekten in der Dritten Welt. Als Mitglied bestimmen 
Sie mit über die Verwendung Ihres (steuerlich absetzbaren) Beitrags. 
Viele entwicklungspolitische Aktionen scheitern an der FlJUlllZierung. Wenn Sie gute Ideen und konkrete" Pläne für eine ent­
wicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit baben, aber nicht wissen, wie Sie das alles finanzieren sollen ... 

Wir senden Ihnen gerne Informationsmaterial 
AktioB Selbstbesteaerunr e. V. - Friede ardt predlle EImridd~ - BIameIl5tra8e 38, 7000 StuHgari l 


